BASEL #%
LANDSCHAFT A

LANDRAT
Protokoll
28. Sitzung
vom Donnerstag, 11. Februar 2021, 09.30-12.30 und 13.35 -16.45 Uhr
Congress Center Basel, Saal San Francisco
Abwesend Vormittag: Frey Christine, Groelly Anna-Tina, Karrer Martin, Wirth Mirjam
Abwesend Nachmittag: Frey Christine, Groelly Anna-Tina, Karrer Martin, Wirth Mirjam
Kanzlei: Klee Alex
Traktanden
1. Begrussung, Mitteilungen 1299
2. Zur Traktandenliste 1299
3. Wabhl eines Mitglieds der Volkswirtschafts- und Gesundheitskommission anstelle des aus

der Kommission zurtickgetretenen Florian Spiegel 1302
4. Wabhl eines Mitglieds der Justiz- und Sicherheitskommission anstelle des aus der

Kommission zurtickgetretenen Michel Degen 1303
5. Wahl eines Mitglieds der Geschaftsprifungskommission anstelle des aus der Kommission

zuriickgetretenen Reto Tschudin 1303
6. 10 Einbirgerungsgesuche von auslandischen Staatsangehdrigen 1303
7. 1 Gesuch um Einbezug in die Einblrgerung der Eltern 1303
8. 10 Einbirgerungsgesuche von auslandischen Staatsangehdrigen 1304
9. 8 Einburgerungsgesuche von auslandischen Staatsangehdrigen 1304
10. Strategie zur Senkung CO-- und Energieverbrauch im Mobilitatsbereich 1304
11. Meldepflicht fir Dachfenster als Teil einer Solaranlage 1307
12. Fragestunde der Landratssitzung vom 11. Februar 2021 1309

13. Zugang zu geeigneter Unterkunft, Beratung und Ubersetzung fiir Betroffene von
Menschenhandel mit Tatort Ausland (inkl. Personen aus dem Asylbereich) im Kanton

Basel-Landschatft 1309
14. Hochwasserschutz Laufental 1310
15. Stellenausschreibung Expertin/Experten Klimaschutz 1311
16. Fragen «Fall Schweizer» 1311
17. Hauslicher Gewalt rechtzeitig vorbeugen 1311

18. KESB konstant verbessern: Gemeindevertreterinnen und -vertreter friihzeitig einbeziehen1312
19. Anerkennung Familienausgleichskassen 1313
20. Ausschreibung einer Vakanz in der Geschéftsleitung des KSBL 1314

21. Einburgerungen unter der Wahrung der Rechtsstaatlichkeit und des Schutzes der
Privatsphare der Gesuchstellerinnen und Gesuchsteller 1314



22.

23.
24.
25.
26.
27.
28.
29.
30.

31.
32.
33.
65.

68.

BASEL #%
LANDSCHAFT A

Petitionskommission erteilt abschliessend das Kantonsbuirgerrecht an auslandische
Staatsangehorige

Einheitliche Regelung zur Plakatierung im Kanton Basel-Landschaft
Innovative Klimaprojekte, Pflanzenkohle in der Landwirtschaft

Probebetrieb TNW-Verbundgebiet bis Olten

Verkehrssituation in der Birsstadt verbessern

Eingeschranktes Wohnen in Gewerbe- und Industriebauten muss méglich sein
Strategie fur den langfristigen Umgang mit Wasserknappheit

Bedarfsgerechte flachendeckende Einfihrung von Tagesschulen

Frihforderung von verhaltensauffalligen Kindern mit sozialem und emotionalem
Forderbedarf

Wahlerinnen und Wahler nicht Gberstrapazieren
Zunehmende Medikamentenengpésse
Kunftige Ausschreibung von GWL in der Spitalplanungsregion

Uberprifung der Polizeiarbeit und deren Kommunikation anhand der Vorkommnisse im
Spielgeldfall Diegten und der Schlagerei in Gelterkinden

Spitalliste 2021: Trickserei in der Orthopéadie zugunsten des USB?

1322
1324
1325
1329
1330
1332
1334
1334

1339
1340
1341
1341

1345
1345

Protokoll der 28. Sitzung vom 11. Februar 2021

1298



BASEL #%
LANDSCHAFT A

Nr. 762

1. Begrissung, Mitteilungen
2020/667; Protokoll: bw

Landratspréasident Heinz Lerf (FDP) begrtisst zur 28. Sitzung, die erneut im Congress Center
stattfindet.
- Corona-Regeln

Landratsprasident Heinz Lerf (FDP) macht zu Beginn der Sitzung wiederum auf die Corona-
Regeln aufmerksam. Im ganzen Haus gilt eine generelle Maskentrage-Pflicht. Dies gilt auch hier
im Saal. Ebenso sollen die Landratsmitglieder wahrend der ganzen Sitzung an ihrem Platz bleiben
und auch von ihrem Platz aus abstimmen. Besprechungen sollen, wenn nétig, in kleinen Gruppen
erfolgen.

- Entschuldigungen
Anna-Tina Groelly, Martin Karrer, Mirjam Wirth und Christine Frey sind fir den ganzen Tag ent-
schuldigt.

Regierungsratin Kathrin Schweizer und Regierungsrat Thomas Weber fehlen am Nachmittag teil-
weise, weil sie am Online-Rapport des Kantonalen Krisenstabs teilnehmen.

- Begrindung der neuen Vorstosse
Keine Wortmeldungen.

Nr. 763

2. Zur Traktandenliste
2020/668; Protokoll: bw, md

Landratsprasident Heinz Lerf (FDP) informiert, Traktandum 5 werde abgesetzt, weil Reto Tschu-
din Mitglied der GPK bleibe. Die Traktanden 34 und 35 werden verbunden beraten.

Roman Brunner (SP) beantragt im Sinne der Effizienz, dass die Traktanden 16 und 65 verbunden
beraten werden. Diese bewegen sich thematisch im selben Feld. Entweder zieht man Traktandum
65 entsprechend vor oder — fir den Fall, dass gewisse Fraktionen dieses noch nicht vorberaten
konnten — setzt Traktandum 16 ab.

Felix Keller (CVP) erklart sich mit dem Vorschlag von Roman Brunner einverstanden. Die
CVP/glp-Fraktion konnte Traktandum 65 noch nicht vorberaten, weshalb beantragt wird, die bei-
den Traktanden — wenn Uberhaupt heute — erst nach der Mittagspause zu beraten.

Andreas Diurr (FDP) schliesst sich Felix Keller an. Auch die FDP-Fraktion beriet Traktandum 65
noch nicht. Es auf Traktandum 16 vorzuziehen, wird nicht unterstiitzt. Eine verbundene Beratung
ist angebracht, allerdings musste Traktandum 16 nach hinten geschoben werden zu Traktandum
65. Dies wirde bedingen, dass beide Traktanden abgesetzt werden.

Caroline Mall (SVP) sagt, die SVP-Fraktion kbnne mit dem Vorschlag der FDP-Fraktion gut leben.

Klaus Kirchmayr (Griine) schliesst sich im Namen der Grine/EVP-Fraktion den Vorrednern an.
Eine verbundene Beratung der Traktanden 16 und 65 ist sinnvoll. Da gewisse Fraktionen Trak-
tandum 65 noch nicht vorberaten konnten, ist eine Verschiebung auf eine nachste Sitzung ange-
bracht.
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Roman Brunner (SP) hat sich mit Felix Keller abgesprochen — der Antrag auf Beratung nach der
Mittagspause wird zurtickgezogen.

Landratsprasident Heinz Lerf (FDP) schliesst daraus, dass die Traktanden 16 und 65 heute abge-
setzt und fur die nachste Sitzung vorgesehen werden.

Andreas Durr (FDP) hat eine verfahrenstechnische Frage. Bei Traktandum 15 handelt es sich um
eine Interpellation von Christine Frey, die sich heute fir die Sitzung entschuldigen musste. Wird
eine Interpellation automatisch abgesetzt, wenn die Interpellantin nicht anwesend ist? Dies ist nicht
zwingend notwendig. Darf Andreas Durr als Fraktionspréasident die Diskussion verlangen, sollte die
automatische Absetzung nicht erfolgen?

Landratsprasident Heinz Lerf (FDP) dankt fir den Hinweis. Es wird vorgeschlagen, Traktandum
15 ebenfalls abzusetzen. [kein Widerspruch]

Al Die Traktandenliste wird nach Absetzung der Traktanden 5, 15, 16 und 65 beschlossen;
die Traktanden 34/35 werden verbunden beraten.

- Zur Frage der Dringlichkeit: Postulat 2021/71 von Ernst Schiirch «Gentigend Unterstit-
zung fur Schulerinnen, Schiler und Eltern in der Zeit der Pandemie»

Landratsprasident Heinz Lerf (FDP) informiert, der Regierungsrat sei mit der Dringlichkeit einver-
standen.

Anita Biedert (SVP) fuhrt aus, die SVP-Fraktion stimme der Dringlichkeit nicht zu. Erstens aus
formellen Griinden: Der Titel passt nicht zum Inhalt. Zudem befiirchtet die SVP-Fraktion eine Kos-
tenexplosion. Des Weiteren gibt es einen Lektionenpool, tiber den man Lektionen anfordern kann,
wenn Schilerinnen und Schiler mehr Unterstitzungsbedarf haben. Aus all diesen Griinden lehnt
die SVP-Fraktion die Dringlichkeit ab.

Ernst Schirch (SP) beflirchtet, die SVP-Fraktion habe das Postulat nicht richtig verstanden. Es
geht im Vorstoss Uberhaupt nicht darum, was wahrend des Unterrichts passiert. Sondern darum,
was neben dem Unterricht passiert. Es ist richtig, dass fur Unterstlitzung im Unterricht die Schullei-
tungen den Schulpool zur Verfigung haben. Innerhalb dessen haben sie die Mdglichkeit, allfallige
Unterstltzung zu generieren. Aber im Postulat geht es um die Unterstiitzung, welche ausserhalb
des Unterrichts erhéht werden misste. Es stimmt, so eine Unterstltzung ist nicht gratis, dennoch
ist sie sehr, sehr nétig. An der Schulleitungskonferenz vor zwei Wochen haben fast alle Schullei-
tungen die Rickmeldung gegeben, dass Schiilerinnen und Schiler sowie die Eltern sehr stark
unter Druck seien. Und dass sie die Unterstiitzung jener Dienste, welche im Postulat aufgefihrt
werden, dringend bendtigen. Dort gibt es aber zum Teil lange Wartelisten tiber mehrere Wochen
und Monate. Auch bei der Form von Unterstlitzung, welche heute oder morgen geleistet werden
misste. Deshalb ist die Dringlichkeit absolut gegeben. Der Redner bittet von ganzem Herzen da-
rum, der Dringlichkeit zuzustimmen.

Pascal Ryf (CVP) sagt, die CVP/glp-Fraktion unterstltze die Dringlichkeit. An dieser Stelle ein
Zitat aus der heutigen Ausgabe des Blicks: «Depressionen und hausliche Gewalt nehmen stark zu!
Vielen Menschen vereinsamen und die Selbstmordraten steigen an! » Es stammt aus einem Inse-
rat der SVP. Mit Bildern von Kindern, die depressiv aussehen, weinen, die Hande vor dem Gesicht
verwerfen. Es soll aufzeigen, wie die Situation zurzeit ist. Es ist unverstandlich, weshalb die Dring-
lichkeit des Postulats von jener Partei nicht gewahrt wird, welche in einer grossen Schweizer Zei-
tung ein Inserat zu genau diesem Thema schaltet. Es ist im Sinne der Kinder und Jugendlichen,
welche die Hilfe brauchen, dass der Dringlichkeit stattgegeben wird.

Klaus Kirchmayr (Griine) findet es argerlich, dass im Rahmen eine Dringlichkeitsdebatte schon
eine Sachdebatte gefuhrt werde. Die Position der Grine/EVP-Fraktion zur Dringlichkeit ist, dass es
sich um ein Thema handelt, welches jetzt behandelt werden muss. Es ist ein akutes Problem und
entsprechend unterstitzt die Griine/EVP-Fraktion die Dringlichkeit.
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Andreas Durr (FDP) halt fest, die FDP-Fraktion sei gegen die Dringlichkeit. Nicht weil es kein
dringliches oder zeitgeméasses Thema ist. Aber die FDP-Fraktion ist klar der Meinung, der Landrat
misse sich mit politischen Themen befassen. Er ist ein gesetzgebendes Organ. Aber im Postulat
geht es um eine operative Tatigkeit der Schulen, der Bildungsdirektion, der Schulsozialdienste etc.
Das operative Losen des Problems, welches unbestritten besteht, ist nicht Aufgabe des Landrats
als gesetzgebende Behorde. Weil es ein operatives und kein strategisches Anliegen ist, lehnt die
FDP-Fraktion die Dringlichkeit ab.

Anita Biedert (SVP) schliesst sich dem Votum ihres Vorredners voll und ganz an. Die SVP-
Fraktion lehnt die Dringlichkeit ab. So wie es im Postulat formuliert ist und so wie es Uberwiesen
werden soll, ist die Dringlichkeit nicht gegeben.

Al Der Landrat stimmt der Dringlichkeit zwar mit 51:34 Stimmen zu, allerdings wurde das
notwendige 2/3-Mehr verfehlt.

- Zur Frage der Dringlichkeit: Postulat 2021/72 der SVP-Fraktion «Minimierung weiterer
Lockdown-Schaden»

Landratsprasident Heinz Lerf (FDP) informiert, der Regierungsrat sei mit der Dringlichkeit einver-
standen.

Roman Brunner (SP) betont, die SP-Fraktion lehne die Dringlichkeit ab. Der Regierungsrat hat
seine Entscheidungen betreffend Pandemie wohldurchdacht und begriindet — auch wenn die SP
nicht mit allen Entscheidungen einverstanden war. Wenn es der Regierungsrat als notwendig emp-
fand, hat er auch beim Bundesrat interveniert und auch da war die SP-Fraktion nicht immer ein-
verstanden. Es besteht kein dringender Anlass, dass das aktuelle Vorgehen geandert werden soll.
Die Entscheide der Exekutive — sowohl kantonal als auch national — werden auch zukinftig Bezug
auf die epidemiologische Lage und Pandemie-Entwicklungen nehmen, es bedarf deshalb keiner
dringenden Intervention durch die Parlamente. Deshalb lehnt die SP-Fraktion die Dringlichkeit ab.

Peter Riebli (SVP) legt dar, der Bundesrat frage normalerweise kurz bevor neue Entscheidungen
bekannt gegeben werden, die Kantone im Rahmen einer Vernehmlassung an, was sie von den
neuen Massnahmen halten. Die SVP-Fraktion geht davon aus, dass die neue Anfrage in den
nachsten Tagen bei den Kantonen eintreffen werde. Wenn der Landrat dem Regierungsrat den
Rucken starken will, dass er weiterhin seine eigene Meinung einbringen kann, dann ist die Vorlage
absolut dringlich. Der Landrat muss im Marz nicht mehr darlber diskutieren, dann sind die Ent-
scheidungen schon getroffen. Der Landrat muss entweder jetzt oder nie Uber dieses Thema debat-
tieren.

Al Der Landrat stimmt der Dringlichkeit zwar mit 48:36 Stimmen bei 2 Enthaltungen zu, aller-
dings wurde das notwendige 2/3-Mehr verfehlt.

- Zur Frage der Dringlichkeit: Interpellation 2021/74 der FDP-Fraktion «Spitalliste 2021
Trickserei in der Orthopadie zugunsten des USB?»

Landratsprasident Heinz Lerf (FDP) informiert, der Regierungsrat sei mit der Dringlichkeit einver-
standen.

Lucia Mikeler Knaack (SP) erlautert, die SP-Fraktion gebe der Dringlichkeit statt. Sie erachtet
diese Transparenz als wichtig. Deshalb ist es gut, wenn man schnell weiss, was die Plane sind, da
die Spitalliste am 1. Juli 2021 fertiggestellt sein muss. Es scheint, dass der Vorstoss relativ einfach
zu beantworten ist, da die meisten Fragen schon einmal im Raum standen. Es ist wichtig, dass die
Unsicherheiten und Fantasien beseitigt werden, deshalb stimmt die SP-Fraktion der Dringlichkeit
zu.

Landratspréasident Heinz Lerf (FDP) erinnert daran, dass man sich nur zur Wort melden solle,
wenn man gegen die Dringlichkeit sei. Ansonsten werde die Dringlichkeit stillschweigend gewabhrt.
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Al Der Landrat stimmt der Dringlichkeit stillschweigend zu.

- Zur Frage der Dringlichkeit: Interpellation 2021/75 der FDP-Fraktion «Offene Grenzen fir
Grenzpendler/-innen langfristig sicherstellen»

Landratsprasident Heinz Lerf (FDP) informiert, der Regierungsrat lehne die Dringlichkeit ab.

Regierungsprasident Anton Lauber (CVP) bedankt sich flr den Vorstoss. Er greife absolut be-
rechtigt ein wichtiges Thema auf. Das ist unbestritten. Wie es aber schon im Titel heisst, hat die
Interpellation aus Sicht des Regierungsrats einen langfristigen Charakter. Deshalb wiirde der Re-
gierungsrat sich gerne vertieft mit der Thematik auseinandersetzen. Eine Antwort soll schnell er-
folgen, die Frist von drei Monaten wird sicher unterschritten. Aber trotzdem soll die Antwort konso-
lidiert sein. Aktuell funktioniert der grenziiberschreitende Verkehr sehr gut. Anfang 2020 wurde
eine Lésung gefunden und auch jetzt fir den zweiten Lockdown konnten Lésungen gefunden wer-
den. Der Regierungsrat steht in engem Kontakt mit dem Bundesrat, man hat sich im Rahmen der
Nordwestschweizer Regierungskonferenz an den Bundesrat gewendet und es gab auch eine Ant-
wort von Bundesrétin Karin Keller-Sutter. Der Kanton ist zudem in Kontakt mit Herrn Kretschmann
(Baden-Wirttemberg) sowie mit Frau Klinkert (Elsass) und es sind sich alle einig, dass die grenz-
Uberschreitenden Arbeitswege offengehalten werden missen. Aktuell funktioniert das ja auch. Der
Regierungsrat wirde gerne prifen, wie weit diese Zusammenarbeit institutionalisiert werden kann,
aber dafir braucht er ein wenig mehr Zeit. Er wird trotzdem mit der Antwort sehr schnell sein — wie
immer — aber die Mitglieder des Regierungsrats wollen sich vertieft dariber austauschen.

Martin Datwyler (FDP) dankt fur die Ausfiihrungen. Die Bedeutung der Thematik und die Dring-
lichkeit des Anliegens blieben aus Sicht der FDP-Fraktion weiterhin bestehen. Sie haben eine ho-
he Prioritat. Aber die Ausfihrungen des Regierungsprasidenten haben gezeigt, dass der Regie-
rungsrat die Problematik erkannt hat, sie ernst nimmt und dieses Dossier aktiv angeht. Das wertet
die FDP-Fraktion positiv und sie ist Uberzeugt, dass der Regierungsrat sich ernsthaft fir eine
nachhaltige Losung einsetzt. Wer die Politik im Nachbarskanton verfolgt, wird mitbekommen ha-
ben, dass im Kanton Basel-Stadt gestern eine Standesinitiative eingereicht wurde. Diese beauf-
tragt den Regierungsrat sich in Bern flr die Offenhaltung der Grenze einzusetzen. Der Redner
geht davon aus, dass der Regierungsrat des Kantons Basel-Landschaft in diesem Thema nicht
hintenanstehen will und dem Landrat die Frage in Klrze schlissig und verbindlich beantworten
wird. Die FDP-Fraktion nimmt den Regierungsprasidenten beim Wort und wartet auf eine nachhal-
tige Strategie. Auf dieser Grundlage zieht die FDP-Fraktion die Dringlichkeit zurtick.

Nr. 768

3. Wahl eines Mitglieds der Volkswirtschafts- und Gesundheitskommission anstelle

des aus der Kommission zuriickgetretenen Florian Spiegel
2021/31; Protokoll: ak

Al Auf Antrag der SVP-Fraktion wird Michel Degen zum Mitglied der Volkswirtschafts- und
Gesundheitskommission gewahlt.
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Nr. 769

4. Wahl eines Mitglieds der Justiz- und Sicherheitskommission anstelle des aus der
Kommission zuriickgetretenen Michel Degen
2021/35; Protokoll: ak

A Auf Antrag der SVP-Fraktion wird Hanspeter Weibel zum Mitglied der Justiz- und Sicher-
heitskommission gewahlt.

Nr. 764

5. Wahl eines Mitglieds der Geschéaftsprifungskommission anstelle des aus der

Kommission zurilickgetretenen Reto Tschudin
2021/36; Protokoll: ak

Al Das Traktandum ist abgesetzt.
Nr. 770
6. 10 EinblUrgerungsgesuche von auslandischen Staatsangehdrigen

2020/671; Protokoll: bw

Kommissionsprasidentin Jacqueline Bader Riedi (FDP) fuhrt aus, die Petitionskommission habe
sich an ihrer 15. Sitzung vom 2. Februar 2021 mit den vorliegenden Einbirgerungsgesuchen be-
fasst. Sie beantragt dem Landrat mit 7:0 Stimmen, den Gesuchstellerinnen und Gesuchstellern
das Kantonsburgerrecht zu erteilen sowie die Gebiihren gemass den regierungsratlichen Vor-
schlagen festzusetzen.

Al Mit 74:4 Stimmen bei 1 Enthaltung erteilt der Landrat den Bewerberinnen und Bewerbern
das Kantonsburgerrecht und setzt die Gebiihren gemass den regierungsratlichen Vor-
schlagen fest.

Nr. 771

7. 1 Gesuch um Einbezug in die Einbirgerung der Eltern
2020/683; Protokoll: bw

Kommissionsprasidentin Jacqueline Bader Riedi (FDP) fuhrt aus, es handle sich hierbei um ein
Gesuch um Einbezug eines neugeborenen Kindes in die Einbirgerung der Eltern. Das Kind kam
kurz nach der Einbilrgerung der Eltern auf die Welt. Die Petitionskommission beantragt dem Land-
rat mit 7:0 Stimmen, dem Gesuch stattzugeben.

Al Mit 78:2 Stimmen bei 2 Enthaltungen erteilt der Landrat der Bewerberin das Kantonsbdir-
gerrecht und setzt die Geblhren gemass den regierungsratlichen Vorschlagen fest.
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Nr. 772

8. 10 EinblUrgerungsgesuche von auslandischen Staatsangehorigen
2021/3; Protokoll: bw

Kommissionsprasidentin Jacqueline Bader Ruedi (FDP) fuhrt aus, die Petitionskommission bean-
trage dem Landrat mit 7:0 Stimmen, den Gesuchstellerinnen und Gesuchstellern das Kantonsbur-
gerrecht zu erteilen sowie die Geblihren geméss den regierungsratlichen Vorschlagen festzuset-
zen.

A Mit 76:4 Stimmen bei 1 Enthaltung erteilt der Landrat den Bewerberinnen und Bewerbern
das Kantonsbirgerrecht und setzt die Gebuhren gemass den regierungsratlichen Vor-
schlagen fest.

Nr. 773

9. 8 Einblrgerungsgesuche von auslandischen Staatsangehdrigen
2021/29; Protokoll: bw

Kommissionsprasidentin Jacqueline Bader Ruedi (FDP) fuhrt aus, die Petitionskommission bean-
trage dem Landrat mit 5:0 Stimmen bei 2 Enthaltungen, den Gesuchstellerinnen und Gesuchstel-
lern das Kantonsburgerrecht zu erteilen sowie die Gebiihren gemass den regierungsréatlichen Vor-
schlagen festzusetzen.

Al Mit 70:8 Stimmen bei 4 Enthaltungen erteilt der Landrat den Bewerberinnen und Bewer-
bern das Kantonsburgerrecht und setzt die Geblhren gemass den regierungsratlichen
Vorschlagen fest.

Nr. 774

10. Strategie zur Senkung CO2- und Energieverbrauch im Mobilitatsbereich
2013/369; Protokoll: gs

Kommissionsprasident Thomas Noack (SP) sagt, das Postulat fordere vom Regierungsrat eine
langfristige Strategie zur Reduktion des CO2-Verbrauchs im Bereich der Mobilitat. Es war ein sehr
umfassendes Postulat, sollen doch alle relevanten Themen der Mobilitat einbezogen werden, wel-
che den MIV, den OV, den Velo- und den Fussverkehr betreffen. Die Raumplanung, die Luftrein-
haltung und die generelle CO2-Reduktion sollen in die Strategie einbezogen werden — und es sol-
len Ziele und konkrete Massnahmen aufgezeigt werden. In ihrer Antwort weist die Regierung auf
viele Massnahmen hin, welche sie in dieser Frage bereits gut umsetze. Sie sagt auch, dass sie die
Ziele des Bundes und des Pariser Klimaabkommens unterstitze. Sie sagt, dass eine strategische
Grundlage fiir den Kanton zwar wichtig sei, kommt aber in ihrer Analyse zum Schluss, dass es
nicht zielfihrend sei, flr das spezifische Thema eine separate Strategie auszuarbeiten. Sie zeigt
auch auf, dass viele Massnahmen gar nicht in ihrer Kompetenz liegen, sondern dass der Bund
handeln muss. Zudem misse man den CO»-Ausstoss in der Mobilitaét zusammen mit dem Klima-
schutz integral behandeln. Auch deshalb sei es nicht zielfiihrend, eine separate Strategie auszuar-
beiten. Das Thema werde von der Regierung in der Steuerungsgruppe Klimaschutz und ausser-
dem in den strategischen Handlungsfeldern des kantonalen Richtplans und des Agglomerations-
programms sehr aktiv verfolgt. Darum beantragt der Regierungsrat, das Postulat von 2013 abzu-
schreiben.
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Eintreten war in der Kommission unbestritten. Die Kommission nahm sehr wohlwollend zur Kennt-
nis, dass bereits viel passiert ist — und der Regierungsrat im Rahmen seiner Kompetenzen gehan-
delt hat und das Thema breit und sehr aktiv bearbeitet (sei es bei der Bearbeitung des parlamenta-
rischen Auftrags fir Velo-Schnellverbindungen, bei der Beschaffung von Elektrofahrzeugen und -
bussen oder auch beim Einsatz fir den Ausbau des Bahnnetzes). Im Rahmen des Klimaberichts
hat die Regierung zudem aufgezeigt, wie sie sich organisatorisch aufstellen will. Der Regierungsrat
hat in diesem Zusammenhang auch das Job-Ticket erwahnt; die Einfiihrung wiirde aber einen poli-
tischen Entscheid bendtigen; weil dies zuséatzlich finanziert werden musste. Allerdings hat das
Postulat explizit eine Strategie gefordert — und hier war sich die Kommission nicht ganz einig, ob
die Antwort der Regierung ausreichend ist. Das Fazit der Diskussion: Die Kommission beantragt
dem Landrat mit 9:1 Stimmen bei 3 Enthaltungen, das Postulat abzuschreiben.

- Eintretensdebatte

Ursula Wyss Thanei (SP) teilt mit, dass die SP-Fraktion den Argumenten der Regierung folge.
Man gibt ebenfalls einer integralen Klimastrategie den Vorzug. Der Regierungsrat hat mit dem Sta-
tus-Bericht Klima die Ausgangslage sehr gut aufgezeichnet; wo man steht, welche Hebel der Kan-
ton hat — auch im Mobilitatsbereich — und wie er vorgehen will bei der Erstellung einer Klimastrate-
gie. Die SP ist der Meinung, dass man die Klimastrategie abwarten soll — auch angesichts der ver-
schiedenen Massnahmen, die bereits umgesetzt respektive angeschoben wurden. Die SP-Fraktion
ist einstimmig fur Abschreibung.

Vor sieben Jahren, so sagt Stephan Ackermann (Griine), hat der Landrat das Postulat 2013/369
von Philipp Schoch tUberwiesen. Heute liegt nun der Bericht dazu vor — sowie der Antrag auf Ab-
schreibung des Postulats. Der Landrat wollte geprift haben, ob und wie eine langfristige Strategie
zur Reduktion des CO»-Ausstosses im Bereich der Mobilitat im Baselbiet aussehen kénnte.
Konsterniert muss man festhalten, dass auch sieben Jahre nach der Einreichung keine gesamt-
heitliche Strategie zum CO;-Ausstoss im Bereich der Mobilitat vorliegt. Die Regierung kommt zum
Schluss, dass es keine separate CO,-Strategie bei der Mobilitat brauche. Es ist enttauschend,
dass der Regierungsrat — wie es scheint — im Bereich der Mobilitat, die flr 43 % des CO»-
Ausstosses im Baselbiet verantwortlich ist, sowohl auf der strategischen wie auch auf der Mass-
nahmenebene konzeptlos unterwegs ist. Wenn das anders ware, hétte der Regierungsrat zur Be-
antwortung des Postulats namlich ein Konzept — ob integral oder separat — vorlegen kénnen. So
macht es aber den Eindruck, dass die Regierung sich hinter den verschiedenen geplanten Gremi-
en und zukiinftigen Landratsgeschéften versteckt. Sieben Jahre nach der Uberweisung liegt nichts
Konkretes auf dem Tisch. Dass das Postulat nun abgeschrieben werden soll, ist ein Hohn. Die
Regierung ist noch nicht bereit — man sollte ihr nochmals etwas Zeit geben, ihrem Auftrag aus dem
Jahr 2013 nachzukommen. Dann weiss man namlich, ob hinter den Versprechungen im Status-
Bericht Klima wirklich etwas steckt. Fur die Fraktion ist die Regierung zu z6gerlich unterwegs. Sie
verlangt, dass der Regierungsrat die Mdglichkeiten zur Reduktion des CO;-Ausstosses auch im
Bereich der Mobilitat ausschopft. Die Zeit des Abwartens und Aussitzens ist vorbei. Die Fraktion ist
gegen die Abschreibung des Postulats.

Das Postulat des heutigen Gemeinderatskollegen von Stephan Burgunder (FDP) fordert eine
Strategie, aber auch konkrete Ziele und Massnahmen, um den CO»-Ausstoss im Bereich der Mobi-
litat zu reduzieren. Die wichtigsten Stellschrauben zur CO»,-Reduktion in der Mobilitat liegen in der
Kompetenz des Bundes. Trotzdem verfligt der Kanton Uber strategische Grundlagen zur CO»-
Reduktion, wie beispielsweise den KRIP. In der Mobilitat ist er zudem mit eigenen Massnahmen
aktiv. Auf strategischer Ebene beabsichtigt der Regierungsrat, eine Organisation Klima Basel-
Landschaft ins Leben zu rufen. Stephan Ackermann selber hat 2019 ein Postulat «Klima-neutrales
Baselbiet» eingereicht. Es wurde 2020 Uberwiesen. In der Schweiz kénnen CO2-Emissionen in den
Bereichen Verkehr, Gebaude und Industrie gesenkt werden. Stephan Ackermann fordert darum in
seinem Postulat, dass der Regierungsrat Massnahmen zur Erreichung der Zielvorgabe Uber alle
Bereiche aufzeigt. Genau das ist der richtige Weg. Stephan Ackermann, so der Eindruck, hat dies
erkannt. Es braucht eine gesamtheitliche Strategie; nicht etwas fir die Geb&ude, etwas fir den
Verkehr und etwas fur die Industrie. Das Zusammenspiel ist entscheidend. Darum war der Redner
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fur Uberweisung. Im kommenden Friihjahr sollte auch der erste Bericht zur kantonalen Energie-
planung vorliegen. Es ist davon auszugehen, dass man dort Giber Strategien und notwendige Mas-
snahmen diskutieren wird; damit man das Ziel zusammen erreicht — integral und gesamtheitlich
Uber alle Bereiche. — Aus Sicht der FDP hat der Regierungsrat gepruft und berichtet. Das Thema
ist angekommen. Man darf Regierungsrat Isaac Reber vertrauen. Darum kann man das Postulat
abschreiben.

Mit der langen Behandlungsfrist des Vorstosses von 2013, so bemerkt Markus Dudler (CVP), ist

die Fraktion ausdriicklich nicht zufrieden. Sie schliesst sich jedoch der Stellungnahme der Kollegin
Wyss und des Kollegen Burgunder an. Neben den vom Kommissionsprasidenten erwdhnten Mittel
sind der Status-Bericht Klima mit seinen vielen Zielen und geplanten Massnahmen sowie die han-
gige Klimaschutzinitiative zu erwdhnen. Man beantragt die Abschreibung des Vorstosses. lhn ste-
hen zu lassen, ware eine rein populistische Zwéngerei.

Die Klimakrise ist die existenzielle Krise des letzten und des laufenden Jahrhunderts, sagt Balint
Csontos (Griine). Der Regierungsrat hat in diesem Jahr bewiesen, dass er in Krisen schnell und
reflektiert handeln kann. Warum er dies im vorliegenden Fall verweigert, ist nicht zu verstehen. Es
ist nach wie vor offensichtlich, dass in der BUD angesichts der Krise ein unhaltbarer «lack of ambi-
tion» vorhanden ist. Sie schiebt Sachen hinaus. Dass eine Seite von Zwéangerei spricht, ist doch
eher speziell; nachdem ein Vorstoss des Landrats acht Jahre warten musste und man ihn dann
abschreiben will. So geht es nicht. Man erhélt vom Regierungsrat in letzter Zeit immer, wenn es
ums Klima geht, Versprechungen, wonach man das jeweils spezifische Thema anpacken wolle —
aber in einem anderen Kontext als vorgeschlagen. Es ist aber nichts zu sehen. Solange das so ist,
kann man ein solches Postulat auf gar keinen Fall abschreiben. Wenn das Postulat abgeschrieben
werden soll, muss der Regierungsrat erst liefern — allenfalls eben in einem Kontext, wo das Thema
(nach Meinung der anderen Parteien) besser aufgehoben ist.

Sieben Jahre sind eine lange Zeit, attestiert Andi Trissel (SVP). Das Glas ist aber halb voll. In
den letzten sieben Jahren ist viel passiert. Man kann die Statistiken anschauen, wie die Bevolke-
rung zu-, der CO2-Ausstoss aber abgenommen hat. Auch der Energiekonsum ging zurtick. Wel-
ches Problem hat man denn? Es existiert nicht wirklich. Die Technik arbeitet in die Richtung, dass
man den CO;-Ausstoss herunterbringt. Die SVP ist fir die Abschreibung des Postulats.

Klaus Kirchmayr (Griine) nimmt die Frage auf, welches Problem man denn habe. Es geht zu
langsam — das ist das Problem. Das ist kein Spleen der Grinen; es ist offiziell festgestellt und mitt-
lerweile breit akzeptiert, dass die Massnahmen, die man aufgegleist hat, zu langsam vor sich ge-
hen. Es ist Andi TrUssel recht zu geben: Der technische Fortschritt hat in der Tat einiges geleistet
und die Politik teils weit Gberholt. Wenn man etwa sieht, was in der Automobilindustrie beziiglich
Antriebe geht, so kann man heute schon sagen: Was der Bundesrat sich auf die Fahne geschrie-
ben hat, ist de facto bereits Makulatur, bevor es in Kraft gesetzt wird. Die Politik und das Gemein-
wesen missen endlich auf die gleiche Geschwindigkeit kommen, wie sie beim technischen Fort-
schritt festzustellen ist. Im Moment steht die Politik eher auf der Bremse, als dass der technische
Fortschritt sich voll entfalten kdnnte. In diesem Sinne muss man das Datum des Vorstosses an-
schauen: Philipp Schoch hat 2013 mit einer gewissen prophetischen Wirkung die richtigen Mass-
nahmen gefordert. Leider hat die Politik, insbesondere im Baselbiet, den Ball nicht aufgenommen.
Darum ist nicht zu erkennen, warum der Vorstoss abgeschrieben werden soll.

Auf die Gefahr hin, dass sich Markus Graf (SVP) in seiner Fraktion exponiert (er vertritt eine ande-
re Haltung als diese): Der Vorstoss zeigt klar, wie trage die Verwaltung ist. Man muss es klipp und
klar sagen: Das ist schade. Wenn ein neuer US-Prasident gewahlt wird, wechselt auch die ganze
Verwaltung. Das ist vielleicht das Problem: Es sind seit Jahr und Tag die gleichen Leute am Ru-
der, die immer noch die gleichen Vorstellungen haben. Da niitzt auch — deutsch gesagt — ein grii-
ner Regierungsrat nichts.

Hanspeter Weibel (SVP) ist vom Herumgeheule vorallem der Griinen etwas irritiert. An Klaus
Kirchmayr gerichtet (der nicht persénlich wegen des Geheules angesprochen sei): Es ist noch
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nicht lange her, dass der Landrat die Motion betreffend «Ladestationen fir Elektromobile» behan-
delt hat. Das wurde abgelehnt. Auf Nachfragen hin hiess es, man wolle gar keine Mobilitat; man
solle zu Fuss gehen oder das Velo bentitzen. So kann man auch versuchen, Politik zu machen:
Man wirft ihr immer wieder vor, sie behindere die Dinge — selber aber steht man an der Front der
Behinderung, wenn es um den Fortschritt geht. Das Postulat kann man problemlos abschreiben.

Al Eintreten ist unbestritten.

- Beschlussfassung

A Mit 59:22 Stimmen bei 2 Enthaltungen wird das Postulat 2013/369 abgeschrieben.
Nr. 775
11. Meldepflicht fur Dachfenster als Teil einer Solaranlage

2019/153; Protokoll: gs

Kommissionsprasident Thomas Noack (SP) sagt, mit dem Postulat werde vorgeschlagen, den
Einbau von Dachflachenfenstern von der formellen Bewilligungspflicht auszunehmen, wenn sie
zusammen mit einer Solar-Anlage installiert werden. Auf den ersten Blick sieht dies nach einer
sinnvollen Erleichterung aus; vorallem, wenn man es unter dem Gesichtspunkt der Asthetik an-
schaut. Leider ist die Sache nicht ganz so einfach. Der Nutzen eines Dachflachenfensters ist, dass
der Raum unter dem Dach belichtet wird und als Wohnraum genutzt werden kann. Das geht mit
Fragen zusammen, bei denen die unterschiedlichen Zonenreglemente der Gemeinden Vorschrif-
ten machen, welche mit einem Baugesuch zu prifen sind. Es &ndert sich z.B. die Menge der Nut-
zung; es gibt Wohnhygienevorschriften, die eingehalten werden missen; es gibt Energie- oder
Brandschutzvorschriften. Trotzdem hat der Regierungsrat Varianten von gesetzlichen Regelungen
ausgearbeitet und in Bezug auf ihre Vor- und Nachteile Gberpriift. Der Regierungsrat kommt da-
nach zum Schluss, dass die Einfihrung einer blossen Meldepflicht fir Dachflachenfenster ohne
weitere Prufung aus rechtlichen Griinden nicht méglich ist.

Eintreten war in der Kommission unbestritten. In der Beratung hat der Regierungsrat auf Antrag
der Kommission nochmals Anderungsmaoglichkeiten fiir die Gesetze ausgearbeitet. Einerseits eine
Regelung fiir Dachflachenfenster, die explizit als Teil einer Solar-Anlage gelten wirden. Und eine
zweite Regelung, wonach alle Dachflachenfenster ausser in der Kernzone oder auf geschitzten
Objekten bewilligungsfrei waren; gleichzeitig ware eine Meldepflicht vorgesehen. In ihrer Beurtei-
lung dieser beiden Varianten ist die Verwaltung nach der Klarung mit dem Rechtsdienst zum
Schluss gekommen, dass die bestehenden Systeme beibehalten werden sollen. Die Einfiihrung
einer Bewilligungsfreiheit oder eine Meldepflicht waren heikel — weil genau der Sinn und Zweck
(die Belichtung eines Dackstocks, um ihn besser bewohnbar zu machen) dazu fiihrt, dass ganz
viele weitere Gesetzesbestimmungen eingehalten werden mussen (Sicherheitsfragen, Aspekte der
Wohnhygiene, Energievorschriften u.a.). Nicht zuletzt wiirde eine solche Regelung auch diverse
kommunale Zonenreglemente Uibersteuern. Die Kommission liess sich von den Erlauterungen der
Verwaltung tiberzeugen und bedankt sich explizit fiir die ausfihrliche und ausgezeichnete Priifung
des Anliegens. Die UEK beantragt dem Landrat mit 12:1 Stimmen, das Postulat abzuschreiben.

- Eintretensdebatte

Ursula Wyss Thanei (SP) sagt, dass das Anliegen auf den ersten Blick tatséchlich verlockend sei
— weil die Lésungen eindeutig asthetischer sind als wenn eine Fotovoltaik-Anlage um die Fenster
herum gebaut wird. Aber: Dachflachenfenster und Fotovoltaik-Anlagen verfolgen unterschiedliche
Ziele und haben darum unterschiedliche Konsequenzen fiir die Nutzung des Geb&udes. Wie be-
reits ausgefuihrt bringen Dachflachenfenster Licht in die Dachrdume und erméglichen die Wohn-
nutzung. Die SP folgt den Argumenten der Regierung, wonach die Grtinde fir ein Baubewilli-
gungsverfahren fur Dachfenster weiter bestehen wirden. Die konkrete Umsetzung des Anliegens
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wuirde auch bedeuten, dass die kommunalen Vorgaben tibersteuert wirden. Die Gemeindeauto-
nomie wirde starker eingeschrankt als bei der Meldepflicht fur Fotovoltaik-Anlagen; weil neben
den asthetischen Vorgaben auch die Zonenvorschriften eingeschrankt werden muissten. Es gibt
auch keine Moglichkeit, alle Dachflachenfenster und ihren Einbau gleich zu behandeln. Es kann
nicht gewahrleistet werden, dass die kantonalen Vorschriften, welche vorallem auch die Sicherheit
der Bewohnenden betreffen, uberpriift werden kénnen. Darum ist die SP-Fraktion einstimmig fur
die Abschreibung.

Bei der Realisierung von Dachfenstern, so sagt Peter Hartmann (Griine), geht es nicht nur um
das aussere Erscheinungsbild. Darum ist deren Realisierung auch nicht gleich zu setzen mit der
Realisierung einer Solar-Anlage. Selbst wenn dies gleichzeitig erfolgt. Wichtige Aspekte sind wie
gehort die Wohnhygiene, die Bausicherheit und der Brandschutz. Wohnhygiene heisst nicht ein-
fach, dass man genug Licht in einen Raum bekommt — bei einem Dachraum muss man auch auf
eine gewisse Mindesthohe achten. Auch energietechnisch kann man bei Dachfenstern vieles rich-
tig oder eben auch falsch machen. Bei der vorliegenden Fragestellung geht es nicht nur um Eigen-
tumerinnen und Eigentiimer, welche in ihren eigenen vier Wanden unter ihrem eigenen Dach woh-
nen — sondern auch um Mieterinnen und Mieter, welche darauf vertrauen kdnnen missen, dass
die von ihnen bewohnten Raume sicher sind und dem Stand der Technik entsprechen. Aus die-
sem Griinden und unter Bezug auf die Argumente, die Thomas Noack bereits vorgetragen hat,
folgt die Fraktion Grine/EVP einstimmig dem Antrag der Regierung auf Abschreibung des Postu-
lats.

Auch Stephan Burgunder (FDP) dankt der Regierung und der Verwaltung fir die Beantwortung.
Im Grundsatz anerkennt der Regierungsrat das Anliegen des Postulanten. Darum schlagt er zwei
Varianten zur Revision der Verordnung zum Raumplanungs- und Baugesetz vor. Die beiden Vari-
anten (Kompetenz wird an die Gemeinden delegiert; Einbau ist nur noch meldepflichtig, sofern
keine anderen Bau- und Zonenvorschriften verletzt werden) gehen dem Redner etwas zu wenig
weit. Die erste Variante ist eine Verschiebung der Zustandigkeit — das bringt keinen Blrokratieab-
bau. Die zweite Variante hat den Nachteil, dass trotzdem eine Prifung stattfinden muss. Auch bei
der Meldepflicht einer Solaranlage findet eine Prifung statt — es wird geschaut, ob eine Anlage in
einer Kern- oder einer Ortsbildschutzzone liegt. Mit einer Regelung im RPG kdnnte man dies ana-
log zu den Solaranlagen fir die Fenster regeln. Der Redner ist Uberzeugt, dass man dieses Pro-
zedere vereinfachen kann — und dass es Moglichkeiten dazu gibt. Das heisst, man wiirde den Ein-
bau von Dachflachenfenster grundsatzlich bewilligungsfrei, aber meldepflichtig machen. Genau
darum hat der Redner in der Kommission gegen die Abschreibung votiert. Er wird aber an der
nachsten Sitzung eine Motion einreichen und das Thema nochmals einbringen. Darum kann man
das Postulat jetzt abschreiben.

Simon Oberbeck (CVP) dankt der Regierung und der Kommission flr die sorgfaltigen Abklarun-
gen. Wenn man den Bericht der Regierung und dann der Kommission liest, so ist es wie ein Krimi,
bei dem am Schluss (ohne jemandem zu nahe treten zu wollen) eine unerwartete Wende eintritt.
Wenn man die Antwort des Regierungsrats anschaut, so ist sie in einem erméglichenden Sinne
abgefasst. Das war sehr zufriedenstellend. Wenn man dann aber den UEK-Bericht liest, ist zu sa-
gen, dass die weiteren Abklarungen dazu verleitet haben, das Projekt zu beenden. Was ist aber
die Aufgabe des Landrats? Es geht doch genau darum, die Gesetze und Verordnungen anzu-
schauen — und sie allenfalls in einem positiven Sinne anzupassen. Es ist darum sehr zu begris-
sen, dass Stephan Burgunder mit einem «friendly take-over» in die gleiche Richtung nachstossen
will. Damit fiir die Dachfenster in einem ermdglichenden Sinne Lésungen gesucht werden — und
sie nur noch der Melde-, nicht aber der Bewilligungspflicht unterstehen. Ein letzter Hinweis: Es
sollte zuvor kein UEK-Bashing sein. Als Erganzungsvorschlag: Es wéare sicher gut gewesen, die
Bau- und Planungskommission fir einen Mitbericht anzufragen; zumal es um das Baubewiilli-
gungsverfahren geht. Die BPK-Kompetenz sollte einbezogen werden. Und zum Schluss sei ge-
sagt, dass die CVP/glp-Fraktion und auch der Redner selbst fir Abschreibung pladieren; vor dem
Hintergrund eben, dass ein neuer Vorstoss angekundigt ist.

Protokoll der 28. Sitzung vom 11. Februar 2021 1308



BASEL #%
LANDSCHAFT A

Al Eintreten ist unbestritten.

- Beschlussfassung

A Mit 82:0 Stimmen wird das Postulat 2019/153 abgeschrieben.
Nr. 784
12. Fragestunde der Landratssitzung vom 11. Februar 2021

2021/32; Protokoll: pw

1. Tania Cucé: E-ID
Keine Zusatzfragen.

2. Roman Brunner: Gewéasserschutz Kanton Baselland

Keine Zusatzfragen.

3. Andreas Bammatter: Bedingungen fur Solarstrom in Baselland
Keine Zusatzfragen.

4. Martin Datwyler: Impfzentrum Laufen
Keine Zusatzfragen.

5. Markus Graf: Vereinssport
Keine Zusatzfragen.

Al Alle Fragen sind beantwortet.
Nr. 776
13. Zugang zu geeigneter Unterkunft, Beratung und Ubersetzung fiir Betroffene von

Menschenhandel mit Tatort Ausland (inkl. Personen aus dem Asylbereich) im Kan-

ton Basel-Landschaft
2020/452; Protokoll: gs

Tania Cucé (SP) gibt eine Erklarung ab und sagt, es sei nachvollziehbar, dass eine Ausweitung
auf das Opferhilfegesetz nicht gewollt ist — und wohl auch nicht die eleganteste Lésung darstellt.
Zu befurworten ist ebenfalls, dass das Generalsekretariat der SODK an einem konkreten Vorge-
hensvorschlag arbeitet. Eine einheitliche Handhabung in der ganzen Schweiz ist auch von der
Rednerin gewlinscht — dies macht es fiir die betroffenen Menschen einfacher, Zugang zu dieser
wichtigen und ihnen aufgrund von internationalem Recht zustehenden Hilfe zu erhalten. Trotzdem:
Wenn man mit einer einheitlichen Losung noch mindestens bis 2022 warten muss, muss in der
Zwischenzeit sichergestellt werden, dass diese Menschen (meist Frauen) die pragmatische Hilfe
bekommen, die sie benétigen und die ihnen auch zusteht. In diesem Sinne bedankt sich die Red-
nerin fir die Beantwortung und das schnelle Voranbringen dieser Thematik im Rahmen der SODK.

A Die Interpellation ist erledigt.
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Nr. 777

14. Hochwasserschutz Laufental
2020/538; Protokoll: gs

Linard Candreia (SP) beantragt Diskussion.
A Der Diskussion wird stillschweigend stattgegeben.

Linard Candreia (SP) dankt der Regierung fir die Beantwortung der Interpellation. Man kann und
darf aber nicht mit der Antwort zufrieden sein. In Anbetracht der Bedeutung des Themas fallen die
Antworten durftig aus. Die Realisierung des Hochwasserschutzes muss jetzt — nach jahrelangen
Abklarungen — mehr Fahrt aufnehmen. Ein Rickblick auf das Hochwasser vom 9. August 2007.
Der Redner erinnert sich noch gut: Wasser, Uberall Wasser, Schlamm, Glberschwemmte Keller —
und die Zeitungsschlagzeilen lauteten: «Laufen steht unter Wasser», «Im Paddelboot durchs
Stedtli», «Bei Regen habe ich ein mulmiges Geflhl». Ein Jahr nach dem Hochwasser konnte man
in einer Zeitung lesen: «Die in Liestal machen einfach nicht vorwérts». Am 21.1.2021 schreibt die
bz: «Kanton lasst sich Zeit bei der Sicherheit». Darum sollen zwei Zusatzfragen gestellt werden:
Im Jahr 2008 hat der Kanton mit einem Zeithorizont von funf bis zehn Jahren gerechnet. Nach
neuesten Kalkulationen in der Antwort wird es ungefahr ein Vierteljahrhundert sein. Man muss also
nochmals etwa acht Jahre warten. Konnte und sollte der Kanton nicht den Zeithorizont verkirzen?
Indem man den Hochwasser- und den Bevolkerungsschutz priorisiert und der BUD mehr personel-
le Ressourcen bereitstellt? Zweite Frage: Die letzte Info-Veranstaltung bezuglich Hochwasser-
schutz fand vor bald vier Jahren in Laufen statt. Ist der Kanton bereit, die Bevélkerung von jetzt an
in kurzeren Intervallen zu informieren?

Ermando Imondi (SVP) war etwas erstaunt Uber die Antworten und hat ebenfalls eine Zusatzfra-
ge: Es ist ja eine Umfahrung der Delsbergerstrasse geplant (wenn man von Delémont her kommt),
um die Stadt Laufen zu entlasten. Ist geplant, den Hochwasserschutz, der dort sehr schwierig zu
realisieren ist, in das Projekt einzubeziehen?

Regierungsrat Isaac Reber (Griine) sagt, dass die Frage von Ermando Imondi relativ deutlich zei-
ge, dass die Dinge leichter gesagt denn getan sind. Den Hochwasserschutz kann man in der Re-
gel nicht selbststandig behandeln. Es gibt viele andere Themen, die auch eine Rolle spielen und
bericksichtigt werden mussen. Das Projekt, das Ermando Imondi angesprochen hat, ist zwar un-
terwegs. Ob man es zum geplanten Zeitpunkt umsetzen kann oder ob es noch Pferdefiisse gibt,
ob es verhindert wird etc., kann nicht gesagt werden. Man ist auch nicht ganz alleine. Das Projekt
hangt von vielen Faktoren ab. Fakt ist (man konnte es in der realistischen Antwort nachlesen),
dass man im ersten Halbjahr eine Vorlage zum Hochwasserschutz in Laufen ins Parlament brin-
gen wird. Man darf gespannt sein, wie sie behandelt und beraten wird — denn man konnte es auch
andernorts sehen: Nach einem Hochwasser halten alle den Schutz fir sehr dringlich. Wenn es
aber eine gewisse Zeit her ist, sinkt die Bereitschaft, sich auf solche Projekte einzulassen (es hat
ja immer auch negative Implikationen). Darum darf man gespannt sein, wie das Projekt konkret
aufgenommen wird. — Der Zeitplan hat mit zwei Faktoren zu tun: Man kann den Hochwasserschutz
nicht isoliert betrachten. Es ist auch nicht nur das Laufental, wo man einen Hochwasserschutz
realisieren will. Es gibt zum Teil dussere Griinde, warum man an anderen Orten die Projekte
schneller als im Laufental angeht — aktuell in Niederdorf: Weil man sich sonst fragen musste, wa-
rum man das dortige Projekt nicht mit der neuen Waldenburgerbahn kombiniert; zumal man so-
wieso Eingriffe an der Frenke vornehmen muss. Die Gefahrenkarte besagt zudem, dass man in
Niederdorf mehr Schutz haben muss. Wenn die BUD die Projekte nicht kombiniert hatte, wére sie
wohl zu Recht gescholten worden. Es ist Linard Candreia aber zumindest partiell Recht zu geben:
Der Fortschritt hAngt auch damit zusammen, wie viele Ressourcen man hat. Die Leute arbeiten
nach bestem Wissen und Gewissen. Aktuell steht Niederdorf im Fokus — das néchste Projekt aber,
das man bringen wird, betrifft Laufen. Es braucht alles seine Zeit, das ist nicht zu bestreiten und
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hat verschiedene Grinde. Manchmal wiinscht man sich, es kénnte schneller vorwérts gehen — es
ist aber nicht ganz so einfach, weil viele Aspekte mit einem solchen Vorhaben verbunden sind.
Darum muss man sich auf das beschranken, was man machen kann. Und: Die Bereitschaft, sol-
che Projekte zu akzeptieren, ist nicht tberall gleich gross (siehe Biel-Benken).

Al Die Interpellation ist erledigt.

Nr. 765

15. Stellenausschreibung Expertin/Experten Klimaschutz
2020/543; Protokoll: ak

Al Das Traktandum ist abgesetzt.

Nr. 766

16. Fragen «Fall Schweizer»
2020/572; Protokoll: ak

Al Das Traktandum ist abgesetzt.

Nr. 778

17. Hauslicher Gewalt rechtzeitig vorbeugen

2020/578; Protokoll: gs
Miriam Locher (SP) beantragt Diskussion.
Al Der Diskussion wird stillschweigend stattgegeben.

Miriam Locher (SP) bedankt sich fur die ausfihrliche Beantwortung der Interpellation. Es ist sehr
gut, dass die Auslegeordnung in dieser Form gemacht wurde. Davon kénnen verschiedene Stellen
profitieren. Zugleich bereitet es auch Sorgen, wenn man in der Antwort liest, dass die Zahlen bzw.
Meldungen nach schwierigen Situationen, wie man sie aktuell hat oder speziell im Friihjahr hatte,
gestiegen sind. Die Menschen haben wahrend des Lockdown selber gar keine Hilfe geholt. Es wird
aber auch aufgezeigt, dass man an der Arbeit ist — und es ist erfreulich, dass die Anzahl der Platze
im Frauenhaus aufgestockt wurde. Das ist ein grosser Schritt, um die Situation zu bewaltigen.
Nichtsdestotrotz muss man weiter beobachten, was passiert, wenn es irgendwann wieder Locke-
rungen gibt, ob die Zahlen dann wieder steigen — und wie man darauf reagieren kann.

Auch Erika Eichenberger Biihler (Grine) dankt fur den ausftihrlichen und differenzierten Bericht.
Es zeigt sich eindriicklich, dass sich in vielen Familien leise und von der Offentlichkeit kaum be-
merkt grosse Dramen abspielen — oft auf Kosten von Jugendlichen und Kindern. In den betroffe-
nen Familien potenzieren sich gegenwartig die einzelnen Probleme. Darum kann man sicher eini-
ge Dinge aus dem Bericht mithehmen: Es ist wichtig, dass alle Angebote fir Kinder und Jugendli-
che offen bleiben — von den Spielgruppen Uber die Sportangebote bis zu den Schulen. Vor diesem
Hintergrund eine Bemerkung: Die Rednerin unterstiitzt mit Uberzeugung die Maskentragepflicht an
den Schulen, wenn diese im Gegenzug geodffnet bleiben kénnen. Es zeigt sich auch, wie wichtig
die Kontakte mit professionellen Personen ausserhalb der Familie sind, um Kinder in Not frihzeitig
zu erfassen. Darum mussen die Vereine ermuntert werden, ihre Angebote kreativ weiterzuftihren.
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Das Sportamt soll bitte schauen, dass die Vereine weiterhin ihre Angebote aufrecht erhalten, ge-
rade fur die bessere Erfassung von Kindern unter zehn Jahren. Es ist super, dass die Opferhilfe
und Organisationen wie das Frauenhaus vorausschauend reagiert haben. Das ist top. Es ist dem
Regierungsrat nahezulegen, weiterhin eine grossziigige Haltung an den Tag zu legen, wenn es
darum geht, dort Gelder zu sprechen. Es ist wichtig, dass Familien Hilfe bekommen (man wird es
auch bei spater zu beratenden Traktanden hdren). Es schwelt in viele Familien schon lange — die
Pandemie ist Ausloser der Krise. Man darf die Frage stellen, ob die Familien bereits in Normalzei-
ten zu lange alleine gelassen wurden. Fir aufsuchende sozialpddagogische Unterstiitzung und
Familien-Coachings muss jetzt gentigend Geld gesprochen werden. Denn die Auswirkungen der
Probleme (Miriam Locher hat es ausgefuhrt) werden sich nach der Pandemie nicht in Luft auflésen
—im Gegenteil.

Al Die Interpellation ist erledigt.

Nr. 779

18. KESB konstant verbessern: Gemeindevertreterinnen und -vertreter friihzeitig ein-
beziehen

2020/584; Protokoll: gs
Marc Schinzel (FDP) beantragt Diskussion.
Al Der Diskussion wird stillschweigend stattgegeben.

Marc Schinzel (FDP) dankt vorab der Regierung fir die informative Beantwortung. Sie zeigt die
Rechtslage sehr gut auf. Es ist aber auch zu sagen, dass die Antworten natirlich nur zum Teil be-
friedigen — weil die heutige Rechtslage die Realitat nur teilweise spiegelt bzw. mit der Realitét nicht
ganz Schritt halt. Es wird ausgefihrt, dass z.B. die KESB im Kanton Zirich regelmassig von den
Wohnsitzgemeinden einen Bericht zu den betroffenen Personen einholen miissen. Grundsatzlich
ist es wichtig, dass diese Informationen fliessen. Die blosse Aussage, dass die finanziellen Inte-
ressen der Wohnsitzgemeinden im Zusammenhang mit einem KESB-Fall kein schitzenswertes
Interesse darstellen, ist zu kurz gedacht. Man muss daran denken, dass ein sinnvoller Austausch
dazu beitragen kann, dass die einzelnen Falle besser gemanagt werden. Die Kostenreduktion, die
damit einhergeht, ist ein Teil davon. Die Falle sind besser zu bewadltigen, wenn man die Erfahrung
der Gemeinde einfliessen lassen kann. Es ist zu bezweifeln, ob die vorhandenen Méglichkeiten
heute bereits — aufgrund des geltenden kantonalen Rechts — wirklich gentigend ausgeschopft wer-
den. Es reicht eben nicht, wenn man sagt, die KESB kdnne bei der Gemeinde Informationen ein-
holen. Dieser Austausch mit den Gemeinden muss zu einem regelmassigen Teil der Behandlung
eines Falles werden; soweit dies datenschutzrechtlich méglich ist. Es geht um Erfahrungswissen.
Es war sicher nicht falsch, dass man die KESB professionalisiert hat. Damit kommt aber die Erfah-
rung, die in den Gemeinden vorhanden ist, heute etwas zu kurz. Da muss man etwas Gegensteuer
geben. Es dirften noch nicht alle Mdglichkeiten ausgeschopft sein.

Erika Eichenberger Bihler (Griine) sagt, dass die Delegation einer Gemeindevertretung in den
Spruchkdrper der KESB sich ja offensichtlich und auch verstandlicherweise nicht durchgesetzt hat.
Man kann die Argumente, wonach es schwierig ist, passende Personen zu finden, gut nachvollzie-
hen — speziell in kleinen Gemeinden (weil es dort angesichts der nur wenigen Falle zu wenig Er-
fahrungswissen gibt). Bereits die Sozialdienste in kleineren Gemeinden kommen mit komplexen
Fallen schnell an ihre Grenzen. Sozialabklarungen kénnen aber durch den Sozialdienst der Wohn-
gemeinde vorgenommen werden. Damit ware dann auch die Haltung der Gemeinde vertreten; dies
in grosseren Gemeinden. Aus diesem Grund ist die Rednerin gegen eine verpflichtende Einsitz-
nahme in den Spruchkdrpern.
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Die KESB sind eine Gemeindeaufgabe, sagt Regierungsratin Kathrin Schweizer (SP). Darum hat
der Kanton relativ wenig Einfluss. Die Gemeinden haben sich in Kreisen organisiert. Zwei Kreise
haben das Tessiner Modell gewahlt, das Gemeindevertreter im Spruchkdrper kennt. Die anderen
Kreise scheinen im Moment keinen Handlungsbedarf zu sehen. Sie kdnnten sich auch anders or-
ganisieren. Seitens Kanton ist keine Notwendigkeit zu sehen, einzugreifen. Zu den Berichten, die
von den KESB eingefordert werden kdnnten: Das ware sicher moglich. Es wurde aber ausgefiihrt,
dass dies relativ aufwéndig ware — es wiirde das Verfahren sicher nicht giinstiger, aber wohl lan-
ger machen. Verbesserungen wirden sich vermutlich nur in Einzelfallen ergeben.

Al Die Interpellation ist erledigt.
Nr. 780
19. Anerkennung Familienausgleichskassen

2020/573; Protokoll: gs
Balint Csontos (Grline) beantragt Diskussion.
Al Der Diskussion wird stillschweigend stattgegeben.

Balint Csontos (Grline) hat in seiner Interpellation nach den Details des Anerkennungsverfahrens
fur die Familienausgleichskassen im Kanton gefragt. Darauf gab es recht ausfihrliche Antworten,
woflr ein Dank gebuhrt. Es sind aber zwei Zusatzfragen aufgetaucht, die gerne sofort, sonst allen-
falls an einer der nachsten Sitzungen beantwortet werden sollen. Der Regierungsrat fihrt in seiner
Antwort die Voraussetzungen fur die Anerkennung auf. Eine Kasse muss etwa flr eine geordnete
Geschéftsfihrung Gewahr bieten. Weiter heisst es, die gesetzlichen Voraussetzungen wirden
nicht nur einmalig im Anerkennungsverfahren geprift; es finde jahrlich eine Kontrolle der Einhal-
tung der Vorschriften durch die ZAF (Zentrale Aufsichtskommission der Familienausgleichskassen)
statt. Bei Missachtung der gesetzlichen Vorgaben oder Weisungen kdnne die Anerkennung entzo-
gen werden. Vor zwei Jahren hat der Redner bei der Regierung ein Gesuch geméass IDG um Ein-
sicht in die ZAF-Protokolle sowie die Jahresrechnungen der GEFAK gestellt, die 6ffentliche Aufga-
ben erfillt und damit dem Offentlichkeitsprinzip untersteht. Es folgte ein Gerichtsverfahren mit dem
Regierungsrat und der GEFAK bzw. der Wirtschaftskammer. Eine der Streitfragen war, wer jetzt
wirklich vor Gericht auftreten darf. Das Verfahren endete damit, dass alles nochmals auf null ge-
stellt wurde — der Redner hat bis heute keine Einsicht erhalten. Hinsichtlich der Protokolle gab es
eine verstandliche Begriindung. Daran schliesst sich nun die erste Frage an: Hat der Regierungs-
rat Einsicht in diese Protokolle? Sind sie in der kantonalen Verwaltung vorhanden? Hinsichtlich der
Rechnungen war es sehr verwunderlich, dass ein Teil von ihnen in der Verwaltung nicht vorhan-
den ist. Die GEFAK hat sich geweigert, sie nur schon dem Kanton geschweige denn dem Redner
zu geben. Unter diesen Umstanden stellt sich die Frage, ob die effektive Aufsicht Uber die Famili-
enausgleichskassen gewahrleistet ist; zumal das Aufsichtsorgan sich aus Leuten zusammensetzt,
die das grosste Interesse haben, dass es keine effektive Aufsicht gibt — und der Regierungsrat
mdglicherweise nicht einmal die Mittel hat, die Aufsicht auszuliben. Wie kann der Regierungsrat
die Fragen also in dem Sinne beantworten, wonach alles regelmassig gepruft werde und seine
gute Ordnung habe? Obwohl die Fakten kaum bekannt sein diirften.

Regierungsrat Thomas Weber (SVP) sagt, dass eine regierungsratliche Kommission die Aufsicht
fuhrt. Es ist nicht so, dass der Regierungsrat einzeln, personlich oder in corpore die Dokumente
einsieht. Betreffend IDG: Es ist anerkanntermassen ein langes Verfahren. Die Fragen sollen gerne
mitgenommen und an der nachsten Sitzung oder schriftlich nachgeliefert werden.

A Die Interpellation ist erledigt.
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Nr. 781
20. Ausschreibung einer Vakanz in der Geschaftsleitung des KSBL
2020/657; Protokoll: pw
Al Die Interpellation ist erledigt.
Nr. 782
21. Einburgerungen unter der Wahrung der Rechtsstaatlichkeit und des Schutzes der

Privatsphéare der Gesuchstellerinnen und Gesuchsteller
2020/109; Protokoll: pw

Landratsprasident Heinz Lerf (FDP) informiert, der Regierungsrat sei bereit, die Motion entgegen-
zunehmen.

Markus Dudler (CVP) sagt, die CVP/glp-Fraktion sei hochstens fiir die Uberweisung als Postulat.
Die CVP/glp-Fraktion mdchte den Birgergemeinden nicht vorschreiben, wie sie die Einblrgerun-
gen vorzunehmen haben. Der reaktivierte runde Tisch Integration unter der Leitung von Regie-
rungsratin Kathrin Schweizer soll sich gleichwohl des Themas annehmen, eine Prozessanalyse
machen und wenn nétig Verbesserungsvorschlage ausarbeiten. Die Fraktion ist sich bewusst,
dass das heutige Verfahren nicht zu 100 % wasserdicht ist und es bei abgelehnten Gesuchen ver-
einzelt Probleme geben kann. Um unnétige Emotionen aus der Thematik rauszunehmen, ist ein
gerechtes und transparentes Verfahren wiinschenswert. Ob es jedoch beim von der Motion gefor-
derten Verfahren weniger strittige Falle geben wird, ist zu bezweifeln. Oberstes Ziel sollte sein,
dass eine Einbirgerung eine moglichst grosse Akzeptanz in der Bevdlkerung hat.

Die Integrationskriterien sollen aus Sicht der CVP/glp-Fraktion bei einer Uberweisung als Postulat
nicht zur Diskussion gestellt werden.

Thomas Noack (SP) stellt die Frage in den Raum, weshalb zukiinftig Entscheide zu Einblrgerun-
gen auf Gemeindeebene nur noch durch gewéhlte Exekutivorgane — wie etwa durch einen Blrger-
rat oder einen Gemeinderat — getroffen werden sollten. In den allermeisten Fallen sind die Einbtir-
gerungen an einer Birgergemeindeversammliung keine heiklen Traktanden. Sofern die Personen
die Kriterien der Integration erflillen, in der Gemeinde nicht negativ aufgefallen sind und sie alle
nett finden, ist dieses Traktandum voéllig unproblematisch. Schwieriger wird es immer dann, wenn
sich Menschen mit einer Geschichte in einem Dorf einbirgern lassen wollen. Menschen, die viel-
leicht nicht sympathisch sind; Menschen, die vielleicht auch unbequem sind oder nicht ins gewohn-
te Schema passen. Oder auch, wenn Strafanzeigen oder der Leumund beachtet werden miissen.
Das sind Themen, die an einer Birgergemeindeversammlung oder auch einer Einwohnergemein-
deversammlung ganz heikel zu diskutieren sind. Wie soll diskutiert werden, wenn einzelne Punkte
gar nicht 6ffentlich gemacht werden dirfen? Und noch viel schwieriger wird es immer dann, wenn
aus einer Versammlung ein Antrag auf Ablehnung eines Gesuches kommt. Einerseits sollte der
Schutz der Privatsphare gewahrleistet sein, anderseits miissen bei einer Ablehnung auch gute,
rechtlich genligende Begriindungen dargelegt werden. Die Rechtsmassigkeit eines Entscheids
muss sichergestellt sein. Die Begriindungen missen anfechtbar sein und vor einem Gericht be-
stehen kénnen. Es ist richtig, dass es keinen Anspruch auf eine Einblrgerung gibt. Aber es gibt
den Rechtsanspruch auf ein transparentes und dem Recht genligendes Verfahren, das den An-
spruchen der Rechtmassigkeit gentigt. Dies ist ein ausserordentlich hoher Anspruch an eine Ver-
sammlung und vor allem auch an die Leitung einer Versammlung. Mit diesem Anspruch stossen
auch erfahrende Préasidentinnen und Prasidenten schnell einmal an ihre Grenzen. Und genau hier
weist das Gesetz einen Systemfehler auf, der sehr einfach ausgemerzt werden kénnte: Das Ver-
fahren wirde viel einfacher und vor allem rechtssicherer und fairer, wenn gewéahlte Exekutivmit-
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glieder diese Fragen in Ruhe und in aller Offenheit in einem vertraulichen Rahmen einer nicht 6f-
fentlichen Sitzung diskutieren kdnnten, und am Schluss einen Beschluss fallen kénnten, der gut
durchdacht und begrindet ist. Mit diesem Vorgehen wéare der Personlichkeitsschutz gewahrleistet,
es musste in der Offentlichkeit und in der Presse keine dreckige Wasche gewaschen werden. Al-
les, was gesagt wirde, wirde der Vertraulichkeit dieses Gremiums unterstehen. Es ware auch
gewadhrleistet, dass der Entscheid durch ein Gremium gefallt wird, das mit einer gewissen Profes-
sionalitat agiert und den Entscheid so begriinden kann, dass die Person, sollte sie nicht einver-
standen sein, einen begrindenden Rekurs einlegen kann.

Wichtig ist, dass auch bei der Umsetzung als Motion demokratisch gewahlte Personen, die in ei-
nem Dorf leben, den Einbirgerungsentscheid fallen. Ihnen kann auch mit dieser Regelung eine
Kommission zur Seite gestellt werden, welche die Menschen im Dorf gut kennt und begriindete
Einwande gegen eine Einburgerung vorbringen kdnnte. Auch mit dieser Losung ist eine Einbirge-
rung ein politischer Entscheid und kein Verwaltungsakt.

Nach diesem Votum werden andere in ihren Voten argumentieren, dass die Mitsprache der Blrger
an einer Versammlung ein demokratisches Recht sei und dass dieses Recht nicht eingeschrankt
werden solle, nur weil ein paar wenige Einzelfélle nicht gut abgelaufen sind. Genau hier, bei den
heiklen Einzelfallen, liegt aber der Hund begraben. Genau in diesen heiklen Einzelfallen muss die
Personlichkeit der Betroffenen geschiitzt werden und die Rechtmassigkeit des Entscheids sicher-
gestellt sein. Hier geht es um wesentliche Grundrechte der Betroffenen: Sie haben sich einem
rechtmassigen Verfahren gestellt und haben ein Recht auf den Schutz ihrer Persénlichkeit und auf
die Wahrung ihrer Rechte. Eine Einburgerung kann durchaus und mit guten Griinden abgelehnt
werden, sie darf aber nie zu einem Spiessrutenlauf fir die Betroffenen werden. Wenn die Abkla-
rungen vorgangig sorgféltig erfolgen, wenn vorgangig der Birgerrat — und damit eine demokratisch
gewadhltes Gremium — seine Aufgabe gut gemacht hat, dann besteht auch keine Gefahr, dass es
durch die neue Regelung zu Fehlentscheiden kommit.

Thomas Noack bittet im Interesse der Einblrgerungswilligen und im Interesse der Rechtmassigkeit
sowie der Glaubwirdigkeit dieses wichtigen Verfahrens, diese Motion an den Regierungsrat zu
Uberweisen.

Dominique Erhart (SVP) aussert, die SVP-Fraktion lehne die Motion ab und sei auch gegen eine
Uberweisung als Postulat. Schon der Titel der Motion — Einbiirgerungen unter Wahrung der
Rechtsstaatlichkeit und Schutz der Privatsphare der Gesuchstellerinnen und Gesuchsteller — ist
irrefihrend. Wenn damit suggeriert werden soll, dass das heutige Einblrgerungsverfahren nicht
rechtstaatlich sei und die Privatsphére der Gesuchsteller nicht schitze, dann ist dies falsch. Die
Motion vermittelt den Eindruck, als ob an Burgergemeindeversammlungen Uber personliche Daten
und Details der Einblrgerungswilligen diskutieren wirde. Dem ist nicht so.

Thomas Noack hat richtigerweise gesagt, dass die Einburgerungsverfahren in der Regel rund lau-
fen, mit wenigen Ausnahmen. Es darf nun nicht ein Einbiirgerungsverfahren, das im Ubrigen noch
beim Kantonsgericht hangig ist, Anlass bieten von Sachen abzuweichen, die sich jahrzehntelang
bewahrt haben. Tatsachlich ist es namlich so, dass die Einbilrgerungen durch die Blrgergemein-
den oder die gewahlten Burgerrate auf Gemeindeebene sehr gut vorbereitet werden. Mit den Ge-
suchstellerinnen und Gesuchstellern wird ein sogenanntes Einblrgerungsgesprach gefiihrt. Dabei
ist die Vertraulichkeit sehr wohl gewahrt. In der Regel, in 99,9 % der Falle, ist dann der Einblirge-
rungsentscheid durch die Birgergemeindeversammlung wirklich problemlos. Entsprechend gibt es
keinen Grund, einen Eingriff in ganz grundlegende, demokratische Rechte vorzunehmen und die
Einburgerungskompetenz von der Birgergemeindeversammlung wegzunehmen. Die SVP-Fraktion
ist im Gegenteil der Meinung, dass damit eine gewisse Transparenz verloren gehen wirde. Wenn
der Burgerrat hinter verschlossenen Tlren irgendetwas diskutiert, dann hat ein Mitglied der Br-
gergemeindeversammiung keine Einflussmoglichkeit mehr. Es ist bereits heute so, dass ein ab-
lehnender Entscheid mit einer Rechtsmittelbelehrung versehen sein muss. Die Motion ist ein Vor-
laufer, das Einbilrgerungsverfahren zu einem reinen Verwaltungsakt zu degradieren. Die Einbur-
gerung als Verwaltungsakt wiirde in der Konsequenz dazu filhren, dass auch dem Landrat die
Kompetenz weggenommen und dem Regierungsrat zugebilligt wirde. Dies lehnt die SVP ab. Bei
Einbiirgerungen sollen ganz basisdemokratische Uberlegungen eine Rolle spielen und Einbiirge-
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rungen sollen an einer Burgergemeindeversammlung und im Landrat vorgenommen werden. Dies
gibt den Einbirgerungen auch einen gewissen Wert und ein gewisses Gewicht.

Balz Stuickelberger (FDP) gibt bekannt, die FDP-Fraktion lehne die Motion ab. Unter anderem
aus den Grunden, die bereits durch den Motionar vorweggenommen wurden und auch von Domi-
nigue Erhart genannt wurden. Kurz zusammengefasst: Die FDP-Fraktion ist der Meinung, dass
aufgrund eines unschonen Einzelfalls nun nicht alle Burgergemeindeversammlungen in Sippenhatft
genommen werden sollten. Es ist auch darauf hinzuweisen, dass es sich um kein Willktirverfahren
handelt und Rechtschutzméglichkeiten bestehen. Mit dieser Motion wiirde mit dem Holzhammer
eine Bevormundung der Blrgergemeinden vorgenommen.

Personlich hat der Redner Sympathien fur das Anliegen. Entsprechend die Frage an Thomas
Noack: Kann die Motion in ein Postulat umgewandelt werden? Es gibt gewisse Fragen, die durch-
aus diskutiert werden konnten. Die Beantwortung des Postulats kdnnte auch unter Einbezug der
Birgergemeinden erstellt werden. Weiter wére es interessant, zu erfahren, weshalb der Regie-
rungsrat bereit ist, die Motion entgegenzunehmen.

Bei Roger Boerlin (SP) hat die Ablehnung des Einbilrgerungsgesuchs der Familie Halili in Bu-
bendorf zuerst Konsternation und danach auch Nachdenklichkeit ausgelost. Es stelle sich die Fra-
ge, ob Willkiir an einer Burgergemeindeversammlung tberhaupt ausgeschlossen werden kann,
wenn es um Menschen mit einem Migrationshintergrund geht. Vermutlich wére in Bubendorf bei
Einbirgerungswilligen, die beruflich bestens qualifiziert sind und Gber ein gutes Einkommen verfu-
gen, nicht Gber Trainerhosen diskutiert worden. Doch Menschen mit einem Migrationshintergrund
haben es oftmals schwerer. Von der Sache her erscheint es wichtig, dass gerade bei Einblrge-
rungen aufgrund von Unterlagen und Gesprachen entschieden wird. Unterlagen, die Auskunft tiber
die finanzielle Situation, allfallige Betreibungen, den strafrechtlichen Leumund etc. geben, sowie
Gesprache z. B. Uber die sprachliche Kompetenz, Beweggriinde, Integrationswilligkeit und Integra-
tionsfahigkeit. Es braucht klare, nachvollziehbare Kriterien. Und diese kdnnen am besten von ei-
nem Gremium Uberprift werden, das sich grindlich mit den Unterlagen und Gesprachsprotokollen
beschaftigt, sich dariiber austauscht und aufgrund dieser Informationen einen Beschluss fasst. Es
ist durchaus wahrscheinlich, dass bei einem Einbirgerungsgeschaft an einer Blrgergemeindever-
sammlung die Willkir grosser ist als bei einem Exekutivgremium. Es ist unbestritten, dass es Blir-
gergemeindeversammliungen gibt, die das Einburgerungsverfahren sorgféltig durchfiihren. Dies
soll tberhaupt nicht in Abrede gestellt werden. Aber es gibt leider auch diejenigen, die es mit den
Prinzipien der Rechtsstaatlichkeit nicht unbedingt so genau nehmen — wie dies auch im Fall Bu-
bendorf passiert ist. Solche Blrgergemeindeversammlungen haben auch immer schwerwiegende
Folgen fur die betroffenen Einbirgerungswilligen. Sie, die alle Unterlagen ordnungsgemass einge-
reicht, Sprachkurse und Einburgerungskurse absolviert haben, missen dann an einer Blrgerge-
meindeversammlung plétzlich héren, dass sie immer noch nicht so richtig griissen und immer noch
in Trainerhosen herumlaufen wirden. Das kann nicht sein und das darf nicht sein. Roger Boerlin
unterstutzt deshalb die Motion von Thomas Noack.

Reto Tschudin (SVP) mahnt zur Vorsicht, nicht die ganze Diskussion an einem Fall respektive an
der dazugehdrigen Berichterstattung der Zeitung Blick aufzuhéngen. Ein abschliessender Ent-
scheid zu diesem Fall liege auch noch nicht vor.

Im heutigen Blrgerrechtsgesetz des Kantons Basel-Landschaft ist bereits die Moglichkeit enthal-
ten, die in der Motion gefordert wird. Die Blirgergemeinden kdnnen bereits heute die Kompetenzen
an einen Birgerrat oder den Gemeinderat Ubertragen. Dies muss aber die Mehrheit der Gemein-
debevolkerung entsprechend entscheiden. Der Vorstoss wirde die Gemeindebevilkerung bevor-
munden. Es ware sehr schade, wenn von oben herab bestimmt wiirde, was die Gemeinden neu
machen missen. Die meisten Gemeinden behandeln die Einbiirgerungen sehr, sehr seriés. Es
gibt sicherlich in gewissen Féllen Verbesserungspotential. Den Gemeinden ist aber zuzutrauen,
dass sie es im Griff haben und von sich aus Anderungen vornehmen, sollten diese zu einer Ver-
besserung fuhren. Die heutige Rechtsgrundlage bietet den Gemeinden die Mdglichkeit, ihre Ver-
fahren anzupassen.

Ein Vergleich: In jedem Verein hat die Generalversammlung die Méglichkeit, frei zu entscheiden,
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ob eine neues Mitglied aufgenommen werden soll oder nicht. Dieses ist auch unbestritten. Ahnlich
ist es bei einem Einburgerungsverfahren. Mochte jemand dazugehdren, Schweizer werden, Ba-
selbieter werden oder zu einer Gemeinde gehoren, erfolgt eine seriése Vorprufung durch den Bur-
gerrat. Danach folgt der Entscheid der Versammlung. Wie auch an einer Generalversammlung
eines Vereins hat an einer Burgergemeindeversammlung jeder die Mdglichkeit, sich zu dussern.
Dabei handelt es sich um Grundrechte, die nicht eingeschréankt werden sollen; um Grundwerte, auf
die das Schweizer System aufbaut. Bei einer Einbirgerung handelt es sich nicht um einen forma-
len Administrationsakt wie beispielsweise bei einer Autopriifung. Es handelt sich um einen Ent-
scheid, den auch die Einburgerungswilligen fir sich fallen, indem sie sagen, sie wollen dazugeho-
ren. Entsprechend ist es auch der Bevélkerung geschuldet, dass sie sich dazu aussern darf.

Christina Wicker-Hageli (GLP) ist der Meinung, das Kind sollte nicht gleich mit dem Bad aus-
schittet werden, nur, weil es bei einer minimen Anzahl von Einbirgerungen zu Problemen ge-
kommen sei. Grossmehrheitlich funktioniert das gangige Verfahren korrekt und rechtstaatlich. Der
Birgerrat hat ganz klar definierte Richtlinien, welche Anforderungen und Kompetenzen eine ein-
birgerungswillige Person mitbringen muss. Sind die Kriterien erflillt, dann erteilt der Burgerrat sei-
ne Empfehlung fiir eine Einbirgerung an die Birgergemeindeversammlung. Die Uberwiegende
Mehrheit der Burgergemeindeversammlung folgt diesen Empfehlungen. Abweichler gibt es immer
und das soll auch so sein. Auch im Landrat gibt es jeweils Mitglieder, die von der Empfehlung der
Petitionskommission abweichen. Heikel wird es erst dann, wenn einzelne Blirgerrite gegen aus-
sen ein Signal senden, dass sie nicht absolut hinter einem Entscheid des Gesamtgremiums stehen
konnen. Ein solches Signal kann natirlich eine Birgergemeindeversammlung verunsichern.

Die Rednerin bittet darum, ein bewéahrtes Einblrgerungsverfahren nicht zu ritzen, die Blrgerge-
meindeversammlung nicht zu bevormunden und die Motion abzulehnen.

Peter Brodbeck (SVP) stort als ehemaligen Birgerrat an der Motion, dass Thomas Noack anhand
eines Einzelfalls alle Burgergemeinden in Sippenhaft nehme. Er schreibt in der Motion — und das
ist schon fast ein wenig frech —, dass die Blrgergemeinden respektive die Einwohnergemeinden
immer noch mit dem Anspruch Uberfordert seien, die Ablehnung einer Einbirgerung entsprechend
zu dokumentieren und rechtsgultig zu begrinden. Er stellt also fest, dass die Blrger- respektive
Einwohnergemeinden dazu nicht in der Lage seien.

Rund 40'000 Personen werden jahrlich in der Schweiz eingebirgert. Die Falle, bei denen es Prob-
leme gab, belaufen sich auf etwa 0,002 %. Wenn man nun aber der Meinung ist, dass im Promille-
bereich etwas geéndert werden soll, dann ist dies falsch.

Thomas Noack beruft sich auch auf die Empfehlungen der Eidgendssischen Kommission gegen
Rassismus aus dem Jahr 2007. In der Zwischenzeit gab es eine Revision des Blrgerrechtsgeset-
zes. Dieser Bereich der Einbiirgerungsverfahren hat keine Anderungen erfahren, weil man der
Meinung war, er funktioniere und zwar sehr gut. Es gibt keine Griinde, hieran nun etwas zu an-
dern.

Und ganz ehrlich: Ware nur noch ein Birgerrat oder ein Gemeinderat verantwortlich, kénnte es
trotzdem in einzelnen Félle noch zu Fehlern und zu Gerichtsverfahren kommen. Dies kann immer
passieren, wenn einmal nicht genligend sorgfaltig gearbeitet wird. Dies ist aber in allen Rechtsbe-
reichen anzutreffen.

Der Redner kann sich erinnern, dass die Einblrgerungen in Miinchenstein eine sehr vornehme
Aufgabe waren. Die zustandige Burgerrétin hat die Einbtrgerungswilligen sehr gut vorgestellt und
aufgezeigt, wie integriert die Personen sind. Die anwesende Birgergemeinde hat auch immer sehr
aufmerksam zugehdrt. Es war auch immer ein Akt, der einer gewissen Feierlichkeit nicht entbehr-
te.

Marco Agostini (Griine) sagt, im Vorstoss stehe, dass «diese Schwachen der heutigen Praxis»
deutlich entscharft werden kénnten. Wenn dies der Fall ware, dann wirde Marco Agostini die Mo-
tion unterstitzen. Es handelt sich jedoch um einen Fall, bei dem nicht nur die Biirgergemeindever-
sammlung Fehler gemacht hat, sondern auch das gewahlte Gremium. Dies zeigt, dass auf beiden
Seiten Fehler passieren kbnnen. Wer garantiert, dass ein gewahltes Gremium, das hinter ver-
schlossenen Tlren tagt, nicht auch Fehler macht?
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Marco Agostini wurde selber vor 15 Jahren eingebiirgert und hat es extrem geschatzt, dass sich
an der Blrgergemeindeversammlung so viele Personen zu Wort melden konnten; vor allem dieje-
nigen, die sich fur ihn ausgesprochen haben. Mit den Personen, die an der Versammlung teilneh-
men, kann auch schon im Vorfeld das Gespréch gesucht werden. Bei einem kleinen Gremium be-
steht die Gefahr, dass genau zwei der drei Personen den Gesuchstellenden nicht mdgen.

Hanspeter Weibel (SVP) fasst die bisherige Diskussion zusammen: Thomas Noack mdchte den
Einblrgerungsprozess in eine geschlossene Anstalt verlegen, wo man unter sich ist; quasi ins Hin-
terstibli. Wie auch Marco Agostini durfte Hanspeter Weibel ein solches Einblrgerungsverfahren
Uber sich ergehen lassen und zwar, als er das Gemeindebirgerrecht beantragte. Er hat die Bur-
gergemeindeversammliung, an der sein Einbirgerungsgesuch behandelt wurde, positiv erlebt und
ist auch danach noch einige Male an eine solche Versammlung gegangen. Er macht zwar den
Vergleich ungern, weil er dieser Gemeinschaft nicht angehdrt, aber es ist fast wie an einer Taufe:
Jemand wird in eine Gemeinschaft aufgenommen und die frisch Eingeburgerten strahlen alle. Der
Redner warnt davor, dieses Verfahren irgendwo in ein Hinterstibli zu verlegen und den Personen
das Erlebnis der Aufnahme in die Gemeinschaft wegzunehmen.

Die Motion wird — auch als Postulat — abgelehnt, da es sich um eine unsinnige Forderung handelt.

Michel Degen (SVP) stellt die Frage, was in einem demokratischen System das Demokratischste
sei, und beantwortet sie sogleich: Die Eingliederung derselben Personen ins System, das aus
denselben Personen besteht. Der Vereinsvergleich von Reto Tschudin ist treffend. Der direkte
demokratische Prozess der Einbirgerung muss auf der maglichst grundlegenden Entscheidungs-
ebene der Demokratie erfolgen. Einblrgerungen durch ein Exekutivorgan wirden das Verfahren
zu einem reinen Verwaltungsakt machen. Dass der Regierungsrat die Motion entgegennehmen
mdchte, ist nachvollziehbar, da in einigen Féallen schon versucht wurde, Volkentscheide auszuhe-
beln. Vielmehr misste aber das System so angepasst werden, dass eben diese Volksentscheide
auch akzeptiert werden. Wenn die Exekutive quasi ihre eigenen Blrger bestimmen kénnte, dann
ware dies ein Interessenkonflikt. Dass Burgergemeinden bei einem ablehnenden Entscheid immer
als diskriminierend und rassistisch abgetan werden, ist nicht haltbar und kommt einer Entmiindi-
gung der Burger gleich.

Fur Marc Schinzel (FDP) ist ganz klar, dass das, was in Bubendorf passiert ist, Uberhaupt nicht
gehe. Allerdings hat der Fall Bubendorf auch bewiesen, dass das Rechtssystem bestens funktio-
niert.

Marco Agostini und auch andere haben es gesagt: Es geht ebenso wenig, den Blrgergemeinde-
versammlungen eine totale Uberforderung zu unterstellen. In 99,99 % der Falle wird das Verfahren
fair und rechtmassig abgewickelt. Und es wird auch wertschatzend abgewickelt. Die Blrgerge-
meindeversammlungen haben die Chance, ebendiese Wertschatzung gegenuber den neuen Bir-
gerinnen und Blrgern zum Ausdruck zu bringen. Die Anbindung an die Bevolkerung, an die Ge-
meinden kommt in diesem Rahmen ausgezeichnet zum Ausdruck. Es darf nicht immer mit dem
Finger auf die 0,002 % der Félle gezeigt werden, die schieflaufen, sondern es soll auch mal gesagt
werden, was die Blrgergemeinden tagtaglich bei diesen Einblrgerungsverfahren leisten. Unter
dem Strich ist die Bilanz sehr, sehr positiv. Genau diese Birgergemeindeversammlungen tragen
dazu bei, dass die eingeblrgerten Personen von Beginn weg in der Gemeinde aufgenommen
werden.

Wie Reto Tschudin gesagt hat, besteht bereits heute die Méglichkeit, das Verfahren anders zu
organisieren. Es besteht kein Grund, nun mit der Keule ein Verfahren einzufiihren, dass viel weni-
ger biirgernah ware.

Peter Hartmann (Grine) stellt fest, es werde nun Uber die Blrgergemeinden diskutiert. Aber geht
es nicht eigentlich um eine andere Frage? Es geht nicht um einen Vereinsbeitritt, sondern um die
Nationalitat einer Person. Vor weniger als zwei Stunden hat der Landrat tber die Einbirgerung
eines Babys befunden. Zwei Personen waren gegen die Einbirgerung, obwohl der Landrat der
Einbirgerung der Eltern des Babys bereits zugestimmt hatte. So viel zur Willkiir — zumindest im
Landrat. Ware es rechtstaatlich gewesen, wenn nicht zwei, sondern 82 Landratsmitglieder die Ein-
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blirgerung abgelehnt hatten? Und was ware die Begriindung bei der Gewahrung des rechtlichen
Gehors gewesen? Vielleicht kann Dominique Erhart die Fragen beantworten, der ja vorhin die
Rechtstaatlichkeit erwéhnt hat.

Kirzlich hat ein tber 90-jahriger Mann, der urspriinglich aus dem Badischen kommt, Peter Hart-
mann von seiner Einbirgerung erzahlt. Dem Mann wurde im Vornherein der Bescheid gegeben,
dass er nie eingebirgert werde. Der Mann hat sich dann eine andere Gemeinde im Oberbaselbiet
gesucht, die bekannt daftir war, dass sie gerne einbiirgerte — moglicherweise aus finanziellen
Grunden. Der Redner weiss nicht, ob es diese Praxis heute so noch gibt, vermutlich nicht.

Peter Hartmann war einmal als Gast an einer Biirgergemeindeversammlung bei der Urkundeuber-
gabe dabei und war von der Herzlichkeit des Birgerrats geriihrt. Dennoch bleibt die Frage: Wes-
halb entscheidet die Blrgergemeinde, wer eingebirgert werden soll? Miisste es, wenn schon,
nicht die Gemeindeversammlung sein? Denn es geht doch in erster Linie um das Schweizer Bir-
gerrecht und nicht ums Ortsbirgerrecht. Und eine herzliche Aufnahme von Ortsbirgern ware auch
moglich, wenn die Burgergemeinde nicht tGber die Einblrgerung befinden wiirde.

Der Redner wird der Motion von Thomas Noack zustimmen.

Auch Tania Cuce (SP) wurde vor 15 Jahren eingebirgert. Das Gesprach mit dem Burgerrat sei
sehr angenehm gewesen. Wenn sie nicht alles tauscht, war Reto Tschudin damals Mitglied des
Burgerrats. Auch an der Versammlung musste sie keine negativen Voten Uber sich ergehen las-
sen, im Gegenteil. Aber diese Ausserungen beruhen auf Sympathien oder Antipathien. Es ist nur
richtig, dass der Blrgerrat, der sich faktenbasiert mit den Einblrgerungswilligen auseinandersetzt,
diesen Entscheid fallen kann. Auch wenn sie personlich in der Birgergemeindeversammiung
wohlwollend aufgenommen wurde, ist ein solcher Entscheid grundsatzlich auf Sympathien oder
Antipathien zuriickzufuhren. Wenn es um die genannte Wertschétzung gehen sollte, dann kann
diese ein Birgerrat genau oder umso mehr entgegenbringen, weil dieser sich eben intensiv mit
den Einburgerungswilligen auseinandergesetzt hat. Diese Wertschatzung ist fur Tania Cuceé mehr
wert als diejenige, die auf Sympathien oder einem netten Lacheln beruht. Die Rednerin ist flr die
Uberweisung der Motion.

Désirée Jaun (SP) geht bewusst nicht auf den beschriebenen Einzelfall ein, sondern auf die vielen
Personen, die sich gerne einblrgern lassen méchten. Wie gesagt, die Mdglichkeit, dass der Bur-
gerrat oder der Gemeinderat das Blrgerrecht erteilt, gebe es bereits. Die einzige Gemeinde, wel-
che davon Gebrauch macht, ist Birsfelden. Es funktioniert aussert gut und wird sehr seriés ge-
macht. Also keine Spur eines Gemauschels in irgendeinem Hinterstibli. Friher wurde auch in
Birsfelden an der Burgergemeindeversammlung darlber diskutiert und abgestimmt, ob ein Blrger-
recht erteilt werden soll oder nicht. Dort war klar ersichtlich, wie willktrlich dies gehandhabt wird.
Gewisse Personen haben je nach Nationalitat der Gesuchsteller konsequent und diskussionslos
dagegen gestimmt. Die Rednerin mdchte auch betonen, dass es nicht darum geht, die Blrgerge-
meinden zu bevormunden oder ihnen etwas wegzunehmen. Denn der Entscheid bleibt auch wei-
terhin bei den Birgergemeinden. Es geht vielmehr um den Schutz der betreffenden Personen,
denn an den Biurgergemeindeversammlungen ist das Potential fur Willkir gross. Jede und Jeder
kann mitreden und die Meinung kundtun, ohne Kenntnis Uber den ganzen Einblrgerungsprozess
der betreffenden Personen zu haben. Dies ist die Schwache des Verfahren und nicht, dass einmal
ein Fehlentscheid gefallt werden kann. Das Argument genigt nicht, dass in der Regel zugunsten
der Einburgerungswilligen entschieden wird und sie gut aufgenommen werden. Désirée Jaun ist
fur die Motion.

Thomas Noack (SP) mdchte einige Dinge entgegnen: Der Vergleich mit einem Verein hinke inso-
fern, als dass die Einburgerungswilligen hier lebten und mit der Einblrgerung nicht nur den
Schweizer Pass erhielten, sondern auch das Recht zur Mitbestimmung und Mitgestaltung ihres
Lebensraums. Dies ist ein ganz wesentlicher Teil einer Einblrgerung, der tiber Emotionen hinaus-
geht. Fehlentscheide kdnnen auch mit dem geforderten Verfahren weiterhin passieren. Es wird
Burgerrate geben, die einmal einen Fehlentscheid treffen. Wichtig ist aber, dass die Entscheide
gut begriindet sein missen. So gut begriindet, dass anschliessend ein Gericht den Fehlentscheid
auf einer guten Grundlage allenfalls korrigieren kann. Die meisten Burgerréate arbeiten heute seri-
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0s, indem bereits im Vorfeld viele Abklarungen getroffen werden. Auch wenn der Landrat tber eine
Einbirgerung abstimmt, dann stutzt er sich auf die Gutachten und Befragungen, die im Vorfeld
gemacht wurden. Es handelt sich um keine Hinterzimmerdiskussion, sondern um ein Abstiitzen
auf Fakten. Zur Wertschéatzung: Der Birgerrat konnte weiterhin an den Blrgergemeindeversamm-
lungen die Urkunden Ubergeben und die neuen Blrger herzlich willkommen heissen.

Etwas zum Einzelfall: Im Kanton Basel-Landschaft gab es vor einigen Jahren bereits einen &hnli-
chen Fall, der ganz anders gelagert war. Es war der Fall von Heinz Aebi in Nenzlingen. Die Bir-
gergemeindeversammliung verweigerte ihm die Einbiirgerung und musste anschliessend die Ein-
bldrgerung dennoch erteilen. In dem Fall ging es nicht um die Einblrgerung eines auslandischen
Staatsangehdrigen, sondern um ein neues Blrgerrecht auf Gemeindeebene.

Thomas Noack nimmt zur Kenntnis, dass ein Postulat mehr Chancen hat als eine Motion. Ein Pos-
tulat bietet die Chance, zwei, drei Dinge nochmals zu hinterfragen und neu zu tuberlegen. Die Mo-
tion wird in ein Postulat umgewandelt.

Yves Krebs (glp) wurde von der Aktualitat soeben tberholt, macht aber dennoch Werbung fir ein
Postulat. Er ist der Abweichler der Fraktion und hatte auch eine Motion unterstutzt. Es ist nicht
mehr zeitgeméass und auch nicht Aufgabe des Gesetzgebers, tiber Einbirgerungen zu befinden.
Dies verzogert das ganze Einburgerungsverfahren unnétig. Der Gesetzgeber definiert die Rah-
menbedingungen, die Umsetzung obliegt der Exekutive unter Beihilfe einer vorbereitenden Kom-
mission, um eben Willkiir zu verhindern. Die Blrgergemeindeversammlung hat tberhaupt keine
Chance, sich mit den wichtigen Fragen zu befassen, auf deren Grundlage die Einbirgerung abge-
stutzt werden sollte. Ob der Sohn im Sportverein und die Tochter im Musikverein ist, soll keine
Anforderung ans Burgerrecht sein. Wenn es in 99 % der Falle keine Probleme gibt, dann darf man
sich durchaus auch Fragen, ob dies nicht Ausdruck eines Leerlaufs und einer Alibitibung ist.

Dominique Erhart (SVP) mdchte die Frage von Peter Hartmann nicht unbeantwortet im Raum
stehen lassen. Die Rechtsstaatlichkeit wére selbstverstandlich auch dann noch gewahrleistet,
wenn der Landrat eine solche Einbirgerung ablehnen wirden. Denn auch ein solcher Entscheid
misste hinreichend begrindet werden und ginge mit einer Rechtsmittelbelehrung an den Einbur-
gerungswilligen. Alle Einblrgerungsgesuche, Uber die der Landrat zu befinden hat, erfullen samtli-
che rechtlichen Voraussetzungen und sind also grundsatzlich zu bewilligen. Wirde der Landrat
willkdrlich ein Gesuch ablehnen, dann wirde das Kantonsgericht als unabhangiger Spruchkérper
diesen Entscheid zweifellos korrigieren. Das Rechtsmittelsystem ist gut ausgebaut und funktio-
niert.

Dominique Erhart verwahrt sich gegen die Behauptung, die Blrgergemeindeversammlungen
wussten Uberhaupt nicht, um was es geht und wirden einfach blind die Hande hoch halten. Das
stimmt nicht. Peter Brodbeck hat es eindricklich geschildert: Auch diese Einbirgerungen sind
durch den Burgerrat vorbereitet und gepruft. Der Burgerrat berichtet sodann der Versammlung. Die
Abstimmung erfolgt en connaissance de cause. Dieses Verfahren bietet auch allen Mitblirgern die
Moglichkeit, sich zu dussern. Marco Agostini hat dies sehr schon geschildert, eine Einblrgerung
hat auch immer einen gewissen feierlichen Rahmen und die Eingeblrgerten flhlen sich aufge-
nommen. Dies sind alles Argumente, die gegen eine Einblrgerung hinter verschlossenen Tlren
sprechen. Letztendlich enthalt das Birgerrechtsgesetz auch bereits die Mdglichkeit, dass die Bir-
gergemeindeversammiung die Kompetenz einem Blrgerrat erteilen kann. Nicht eine einzige Ge-
meinde hat nach dem Wissen des Redners von dieser Option bislang Gebrauch gemacht. Die
Biirgergemeinden lehnen den Vorstoss auch ab. Die SVP-Fraktion ist gegen eine Uberweisung
sowohl als Motion als auch als Postulat.

Marco Agostini (Griine) findet die beiden Gegenstimmen von vorhin zur Einblirgerung eines Ba-
bys unsaglich und wird mit den beiden Personen auf jeden Fall noch sprechen. Einer Familie, die
bereits eingeblirgert ist, die Einblrgerung ihres Babys zu verwehren, ist ein absolutes No-Go. Es
hat sich aber auch gezeigt, dass diese beiden Personen im Landrat nichts zu sagen haben. Wenn
es an einer Birgergemeindeversammlung zwei Personen sind, die dumme Dinge, wie Trainerho-
sen etc., vorbringen, dann konnen die anderen eben intervenieren. Die zwei Personen missen

ihre Ausserungen 6ffentlich machen. Dass in Bubendorf damals die Presse von der Versammlung
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ausgeschlossen wurde, war der eigentliche Fehler. So konnte nicht 6ffentlich zur Schau gebracht
werden, dass solche Dinge einfach nicht gehen. Die anderen Anwesenden héatten sich gegen sol-
che Aussagen stellen missen und der Burgerrat hatte ganz klar sagen missen, dass es sich um
ein No-Go handelt. Es haben alle Fehler gemacht.

In den Richtlinien der Sicherheitsdirektion wird ganz klar festgehalten, was jemand fir eine Ein-
bldrgerung mitbringen muss: Beherrschen der deutschen Sprache, Staatskundekenntnis und In-
tegration. Wahrend die ersten beiden Kriterien durch Lernen erworben werden kénnen, kann In-
tegration nicht einfach so erlernt werden. Diese muss stattgefunden haben. Die Sicherheitsdirekti-
on halt fest, unter Integration werde in der einschléagigen Literatur die Eingliederung eines Indivi-
duums in eine soziale Gruppe bei gleichzeitiger Anerkennung als Mitglied verstanden. Ganz ehr-
lich, wie soll dies ein gewahltes Gremium in einer grossen Gemeinde beurteilen kénnen? Die ge-
wahlten Mitglieder kennen vielleicht die Person gar nicht. Sie kdnnen also nicht beurteilen, ob eine
Person integriert ist oder nicht. Dies kann eben nur eine Gemeinschaft, eine Blirgergemeindever-
sammlung oder eine Einwohnergemeindeversammlung. Die Integration ist eine Vorgabe, bei der
es wichtig ist, dass sie 6ffentlich besprochen wird.

Marco Agostini ist fir Uberweisung als Postulat.

Regierungsratin Kathrin Schweizer (SP) sagt, neben der Eidgentssischen Kommission gegen
Rassismus hétten auch das Verfassungsgericht, heute das Kantonsgericht, und das Bundesge-
richt in ihrer Rechtsprechung klar festgehalten, dass es einen rechtlichen Anspruch auf eine Be-
grundung einer Nicht-Einblrgerung und auf eine Beschwerde gegen den Nicht-Einburgerungsent-
scheid gebe. Diese rechtlichen Instrumente sind die nétigen Korrektive, um die Vergabe des Bir-
gerrechts fair, transparent und rechtstaatlich korrekt zu gestalten. Die Regierungsratin teilt die Be-
urteilung, dass die Birgergemeinden und Blrgergemeinderate grossmehrheitlich sehr korrekt ar-
beiten und sauber Uberprifen, ob eine Einblrgerung stattfinden soll oder nicht. Sie unterbreiten
dann ihren Antrag der Blrgergemeindeversammlung und wenn dort eine Mehrheit Ja stimmt, dann
ist alles gut. Aber wenn eine Mehrheit Nein stimmt, dann wird es schwierig, weil die Begrindung in
diesem Moment fehlt. In der Praxis ist es kaum mdglich, an einer Birgergemeindeversammlung
genugend begrindete Argumente seitens Burgerschaft zu erhalten. Geschweige denn, solche
Begriindungen Uberhaupt einzufordern. Das Baselbieter Verfassungsgericht hat bereits bei einem
Entscheid am 29. Marz 2000 ausgefihrt, dass die Einburgerung kein politischer Akt sei, sondern
ein Verwaltungsakt. Der ablehnende Entscheid misste gemass Verfassungsgericht justiziabel sein
und aufgrund dessen gibt es die Begrindungspflicht. Das neue Birgerrechtsgesetz des Kantons
Basel-Landschaft halt in 8 19 ausdrucklich fest, dass die Ablehnung eines Einbirgerungsgesuchs
zu begrinden sei. Und das ehemalige Verfassungsgericht hat im erwéhnten Urteil die Zustandig-
keitsform des Blrgerrechtsgesetzes, wonach die Blrgergemeindeversammlungen fir die Einbur-
gerungsentscheide zustandig sind, als verfassungsmassig hochst fragwirdig bezeichnet. Gemass
geltendem Birgerrechtsgesetz kann die Birger- respektive Einwohnergemeindeversammlung die
Zustandigkeit beziglich Gemeindeburgerrecht an die Blrger- respektive Gemeinderate lbertra-
gen. Von dieser Moglichkeit machen aktuell drei Gemeinden Gebrauch: Birsfelden, Bottmingen
und Niederdorf. Auch laut Bundesgericht sind Einblrgerungen als Verwaltungsakt und nicht als
politischer Akt zu verstehen. Unter diesem Aspekt und mit Blick auf die Forderung der Eidgendssi-
schen Kommission gegen Rassismus hélt es der Regierungsrat fur richtig, die Zustandigkeit fur
Einburgerungsentscheide der Exekutive zu Ubertragen.

Al Mit 44:41 Stimmen bei 1 Enthaltung wird das Postulat abgelehnt.
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Nr. 785

22. Petitionskommission erteilt abschliessend das Kantonsbirgerrecht an auslandi-

sche Staatsangehdrige
2020/230; Protokoll: md, pw

Landratsprasident Heinz Lerf (FDP) informiert, der Regierungsrat sei bereit, den Vorstoss als Pos-
tulat entgegenzunehmen.

Yves Krebs (glp) mochte der Empfehlung des Regierungsrats folgen und die Motion in ein Postu-
lat umwandeln. Ein Postulat gebe dem Regierungsrat die Gelegenheit, den ganzen Einblirge-
rungsprozess in Ruhe zu tberprufen; mit dem Ziel, die administrativen Hirden abzubauen, den
Prozess zu verschlanken und die Attraktivitat einer Einblirgerung zu steigern. An die Birgerlichen
aus der FDP und SVP gerichtet, bittet der Redner darum, mitzuhelfen, der Forderung von linker
Seite fur ein Auslanderstimmrecht von Anfang an den Wind aus den Segeln zu nehmen. Die Ant-
wort darauf kann nur sein, die Einblrgerungen schneller, schlanker und guinstiger zu machen. Es
ist n&mlich im ureigenen Interesse der Schweiz, dass sich Auslander einburgern lassen, wenn sie
die Kriterien daflr erfullen. Mit den Rechten, die man durch die Einburgerung erhélt, kommen auch
Pflichten sowie ein anderes Zugehdrigkeits- und Identitéatsgefiihl dazu. Der Motionar will nichts an
den Anforderungskriterien verandern oder die Bedingungen fur eine Einblrgerung aufweichen.
Aber die Frage muss erlaubt sein, weshalb sich fast keine Italiener einblrgern lassen, auch wenn
sie schon in der dritten Generation hier leben. Warum um Himmels Willen muss eine Einburgerung
sechs Instanzen durchschreiten? Der Redner kann als Burger von Oberwil und als Landrat tber
Einbirgerungen abstimmen. Wére er auch noch in der Petitionskommission, kdnnte er sogar in
drei verschiedenen Instanzen Uber die gleiche Einbirgerung entscheiden. Und das ist definitiv ein
bisschen zu viel der Ehre. Was im Landrat gemacht wird, ist ein Leerlauf par excellence. Die
grosste Alibi-Ubungen, die der Votant je erlebt hat. Die Landratsmitglieder knnen ja gar nichts
anderes machen, als den Empfehlungen der Petitionskommission zu folgen. Und wenn der Land-
rat einmal eine Einblrgerung verweigert, dann steht ein Dreivierteljahr spéter in der BaZ «Einbr-
gerungsrecht verweigert. Kantonsgericht hebt Landratsbeschluss auf. Der Richter sprach von ei-
nem Schnellschuss.». Die Vorstellung, dass im Landrat ein I1S-Kampfer, ein Erdogan-Handlanger,
ein Holocaust-Genozid-Lugner, Antisemit, Grauer Wolf oder ein Sozialhilfebetriiger, der nicht rich-
tig Deutsch kann, die Gleichberechtigung, Pressefreiheit und Demokratie ablehnt, Gberfihrt wer-
den konnte, ist sehr abenteuerlich und romantisch. Der Landrat ist definitiv der falsche Ort, um
seinen allgemeinen Unmut gegentber Einbirgerungen und doppelte Staatsbiirgerschaften kund-
zutun. Das kann man auf Bundesebene machen. An die Adresse der SVP gerichtet: Wenn 1861
nicht ein besonderer Migrant aus dem grossen Kanton eingebtirgert worden ware, dann gabe es
die SVP in ihrer heutigen Form und Grésse nicht. Zum Schluss bleibt nur noch zu sagen: Furchtet
euch nicht. Nicht alle Eingeblrgerten wahlen schlussendlich SP, sondern sehr oft auch SVP.

Peter Brodbeck (SVP) sagt, trotz dem flammenden Votum des Vorredners lehne die SVP-
Fraktion auch ein Postulat ab. Der Regierungsrat will den Vorstoss als Postulat entgegennehmen
und skizziert damit bereits, in welche Richtung er prufen und berichten méchte. Als Entschei-
dungsgremium sieht der Regierungsrat die Petitionskommission oder eine noch zu schaffende
Burgerrechtskommission vor. Bei Letzterem stellt sich die Frage, welche Aufgaben dann noch fir
die Petitionskommission ubrigbleiben. Ganz in den Giftschrank greift der Regierungsrat, wenn er
die Entscheidung beim Regierungsrat selbst verortet. Von dort aus ist der Weg nicht mehr weit, die
Blrgergemeinden auszulassen und das Einblrgerungswesen zu einem absolut reinen Verwal-
tungsakt zu degradieren. Was bedeutet, dass samtliche Filter wegfallen. Es ist eine vornehme
Aufgabe des Landrats, wenn er fur auslandische Bewerberinnen und Bewerber das Biirgerrecht
erteilen darf. Dies als formellen Akt abzuqualifizieren, ist nicht richtig. Bei vielen anderen Geschaf-
ten ist die Abstimmung auch nur eine Formsache und trotzdem kdme niemand auf die Idee, solche
Abstimmungen zu delegieren. Corona ins Feld zu fuhren, ist falsch. Mindestens auf Ebene der
Kommission und des Landrats gibt es fur diese Geschéfte keine Verzégerungen. Mit dem Ab-
schluss des Verfahrens durch das Parlament erhalt das Einblrgerungsverfahren ein éffentliches
Gesicht und damit den Riickhalt und die Akzeptanz im Volk. Das scheint ein wesentlicher Punkt zu
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sein. Die Priifung des Einbirgerungsakts durch die Petitionskommission ist eine verantwortungs-
volle Aufgabe. Auch wenn verschiedene Urteile haben erkennen lassen, dass der Spielraum zwi-
schen Verwaltung und Parlament klein ist, kommt es doch immer wieder zu Gesuchen, welche
zuriickgestellt werden. Man darf den Interpretationsspielraum bei der Ermessung und Beurteilung
der Integration und allen damit zusammenh&ngenden Facetten nicht unterschatzen. Wahrend die
Verwaltung administrativ reagiert, hat die Petitionskommission in diesem Bereich ein politisches
Sensorium, welches eine wichtige Komponente darstellt. Dann gibt es auch immer wieder Nein-
Stimmen der SVP-Fraktion, welche zu Diskussionen Anlass geben. Aber auch hier nimmt die SVP-
Fraktion ihre Aufgabe ernst. Fir die Nein-Stimmen gibt es aus SVP Sicht immer eine Haltung, wel-
che zu diesem Nein fuhrt. Aber Hand aufs Herz: Wie oft haben Parlamentarier aus allen Richtun-
gen bei einer Vorlage Nein gestimmt, obwohl es rechtlich dazu offensichtlich gar keinen Grund
gab? Es ist die Freiheit des Parlaments, so abzustimmen, wie die Mitglieder es fir richtig halten.
Fur die SVP-Fraktion gibt es keine andere Lésung, weil sowieso jede Vor- und Nachteile hat. Wer
garantiert zum Beispiel bei einer Kommissionslésung, dass die Kommission immer das Stimmver-
haltnis im Landrat widerspiegelt? Die Geschéftsleitung lasst grissen. Die SVP-Fraktion lehnt aus
den dargelegten Grinden sowohl die Motion als auch das Postulat ab.

Balz Stiuickelberger (FDP) stellt fest, der Motiondr habe den Facher bei seiner flammenden Be-
grindung sehr weit aufgemacht. Fir den Redner war es nicht mdglich, die Argumente in allen
Schattierungen nachzuvollziehen. Vor allem auch nicht in Bezug auf den vorliegenden Text der
Motion beziehungsweise des Postulats. Die FDP-Fraktion lehnt beide Varianten ab. Die Fraktion
kann sich nur daran orientieren, was auf dem Tisch liegt. Und in diesem Text steht, dass gepriift
werden soll, ob die Petitionskommission abschliessenden entscheiden soll. Wenn Yves Krebs et-
was Anderes will, so wie es aus dem einfiihrenden Votum andeutungsweise zu erkennen war,
dann empfiehlt der Redner, das alles genauer zu sortieren und einen praziseren Vorstoss zu ver-
fassen. Dass die Petitionskommission abschliessend entscheiden soll, lehnt die FDP-Fraktion so
oder so ab. Es ist systemwidrig, dass die Kommissionen abschliessende Kompetenzen haben.
Auch wenn teilweise Sympathien fir eine Vereinfachung des Einblrgerungsverfahrens vorhanden
sind, so mag der Entscheid durch den Landrat aus einer Innensicht heraus als rein formeller Akt
erscheinen. Aber aus Sicht der EingebUrgerten ist es anders. Fir sie ist es eine Ehre. Aus diesem
Grund will die FDP-Fraktion dieses Vorgehen beibehalten. Es kostet auch nicht wahnsinnig viel
Zeit. Eine Alternative sieht die FDP-Fraktion nicht, auch nicht in Form eines Postulats. Ein Bericht
des Regierungsrats zur Frage «Was wir auch noch finden zum Einblrgerungsverfahren» ist nicht
zielfuhrend.

Landratsprasident Heinz Lerf (FDP) unterbricht die Sitzung fur die Mittagpause.
Fortsetzung des Traktandums am Nachmittag:

Marco Agostini (Grine) stellt fest, der Vorstoss gehe in eine dhnliche Richtung wie derjenige von
Thomas Noack. Der Redner sieht aber keinen Grund, weshalb das System gedndert werden soll-
te. Das System funktioniert sehr gut. Das Anliegen ist aber ein Stlick weit verstandlich. So ist es
nur schwer zu verstehen, wie gewisse Landratsmitglieder alle 20 Einblrgerungsgesuche ablehnen
kénnen. Am Vormittag hat er sich dazu etwas heftig ausgedriickt — daflir eine Entschuldigung an
die Adresse der SVP-Fraktion. Es bleibt aber ein schlechtes Geflihl, wenn die Einblirgerung so
vieler Personen abgelehnt wird. Nichtsdestotrotz kann das Postulat Uberwiesen werden, aber es
ist wohl nicht der richtige Weg, den Landrat bei den Einblrgerungen auszuschliessen.

Regierungsrétin Kathrin Schweizer (SP) flhrt aus, das heutige Verfahren sei im Vergleich zu an-
deren Kantonen relativ aufwandig. Der Regierungsrat soll nun beauftragt werden, eine Vorlage
auszuarbeiten, so dass die Petitionskommission die abschliessende Kompetenz zur Erteilung des
Kantonsbirgerrechts zugesprochen erhalt. Auf Kantonsebene kommen Einbirgerungsgeschafte
also nicht mehr in den Landrat, sondern werden in einem verkirzten Verfahren direkt von der Peti-
tionskommission beschlossen. Der Regierungsrat erachtet es als unabdingbar, dass die Vorteile
und Nachteile genau angeschaut werden. Die Petitionskommission ist eine parlamentarische
Kommission. In Analogie zur Diskussion vom Vormittag misste es aber eigentlich ein Exekutiv-
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gremium sein, das eine Einblrgerung vornimmt. Es musste geprift werden, ob es sich dabei um
eine regierungsratliche Kommission oder den Regierungsrat selber oder um ein anderes Gremium
handeln misste. Der Regierungsrat mochte nicht einfach einen Bericht schreiben, sondern genau
prifen, welches Konstrukt das richtige ware, um die Einblrgerungen so vorzunehmen, dass das
Verfahren effizient ist und im Falle einer Ablehnung Begrindungen abgegeben werden kdnnen.
Hétte der Landrat am Vormittag eines der Einblrgerungsgesuche abgelehnt, ware es nicht mog-
lich gewesen, ein begrindetes Urteil abzugeben. In dem Sinne mochte der Regierungsrat die Mo-
tion gerne als Postulat entgegennehmen.

Landratsprasident Heinz Lerf (FDP) halt fest, der Motion&r habe die Motion in ein Postulat umge-
wandelt.

Al Mit 43:36 Stimmen bei 2 Enthaltungen wird das Postulat abgelehnt.
Nr. 786
23. Einheitliche Regelung zur Plakatierung im Kanton Basel-Landschaft

2020/111; Protokoll: pw

Landratsprasident Heinz Lerf (FDP) informiert, der Regierungsrat lehne die Motion ab. Es liegt
eine schriftliche Begrindung vor.

Pascal Ryf (CVP) sagt, die CVP/glp-Fraktion begrisse subsididare Losungen grundsatzlich und
mdchte die Gemeindeautonomie starken. Es ist sicherlich auch so, dass die Legislative nicht im-
mer neue Gesetze erlassen muss. Ausser, wenn die Frage, ob bei einem Regelungsgegenstand
eine gesamtkantonale Losung die kommunale Heterogenitat vereinfache kdnnte, bejaht wird. Das
kantonale Raumplanungs- und Baugesetz regelt die Aushangedauer von Abstimmungs- und
Wahlplakaten bei kantonalen und eidgentssischen Wahlen. Das Gesetz regelt also auf kommuna-
ler Ebene, ab wann Plakate in einer Gemeinde aufgehangt werden durfen und greift damit auch in
die Autonomie der Gemeinden ein. Dass die unterschiedlichen subsidiaren Umsetzungen beim
Aufhangen der Wahlplakate nicht immer funktionieren, zeigt sich aktuell wieder. Im Kanton Basel-
Landschaft gibt es ein Komitee, dass fiir seine zahlreichen Plakate bekannt ist. Bei einer der kan-
tonalen Abstimmungsvorlagen plakatiert zurzeit auch dieses Komitee. Gemeinden wie Oberwil,
Allschwil, Arlesheim und Binningen kennen ein Plakatierungsverbot, aber dennoch werden Plakate
aufgehangt, die dann von der Gemeindepolizei entfernt werden mussen. Es ware durchaus sinn-
voll, nicht nur die Aushéngedauer auf kantonaler Ebene zu regeln — dies nattrlich in Kooperation
mit den Gemeinden. Die CVP/glp-Fraktion hat etwas Miihe mit der Begrindung des Regierungs-
rats, das Ortsbild und die Sicherheit seien nicht tangiert. Sonstige Werbung ist schliesslich entlang
der Kantonsstrassen auch nicht erlaubt.

Als Pascal Ryf vor rund zwei Jahren den § 68 in der Gemeinde Oberwil angeregt hatte, gab es
praktisch keine Gegenstimmen. Die Bevdlkerung war grossmehrheitlich der Meinung, die vielen
Plakate entlang der Strassen seien stérend. Die CVP/glp-Fraktion wiirde es begriissen, wenn der
Wildwuchs auf dem Kantonsgebiet einheitlich geregelt werden kénnte. Der Widerstand wird wohl
relativ gross sein und vermutlich wird die CVP/glp-Fraktion und ihr Vorstoss mit wehendem Plakat
untergehen. Aber trotzdem ist noch auf ein Umbesinnen zu hoffen, so dass eine Regelung fiir das
Kantonsgebiet gefunden werden kann, analog wie es dies auch in der Stadt Basel gibt.

Tania Cucé (SP) fuhrt aus, auch wenn einzelne Fraktionsmitglieder fiir eine Uberweisung seien,
folge die Mehrheit der Fraktion dem Regierungsrat und vertrete die Meinung, dass die Situation im
Kanton Basel-Landschaft nicht ganz mit derjenigen in Basel-Stadt vergleichbar sei. Die Vielfalt an
Gemeinden ruft danach, die Gemeindeautonomie walten zu lassen und die Kompetenz bei den
Gemeinden zu belassen. Die Gemeinden kénnen am besten auf inre lokalen Begebenheiten rea-
gieren. Die Forderung soll also auf kommunaler Ebene umgesetzt werden, wenn dort ein entspre-
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chender Wunsch besteht. Die SP-Fraktion lehnt die Uberweisung des Vorstosses sowohl als Moti-
on als auch als Postulat mehrheitlich ab.

Hanspeter Weibel (SVP) schickt voraus, dass Demokratie manchmal auch ausgehalten werden
musse. Dazu gehdren auch Plakate. Plakate sind ein Sinnbild fiir die Auseinandersetzung mit ei-
nem politischen Thema. Es gibt solche, denen gewisse Themen nicht passen, und deshalb for-
dern, die entsprechenden Plakate zu entfernen. Dies ist ein schlechter Stil. Zum Wildwuchs: Jeder,
der mal Plakate aufgehangt hat, weiss, dass letztendlich die Anzahl Kandelaber im Kanton limitiert
ist. Deshalb gibt es auch die Méglichkeit, dass man bis zu vier Plakate tGbereinander in stiller Ge-
meinschaft mit anderen Meinungstragern aufhangen darf.

Die SVP-Fraktion wird den Vorstoss weder als Postulat noch als Motion tiberweisen. Denn es ist
tatsachlich so, dass es eine kantonale Regelung Uber die Aufhdngedauer, eine ausfiihrliche Be-
dingungsanleitung der Polizei Basel-Landschaft zum Wo und Wie gibt und die Gemeindeangestell-
ten jeweils sorgfaltig darauf achten — unabhéngig ihrer eigenen politischen Einstellung —, ob die
Plakate am richtigen Ort hdngen. Diejenigen Gemeinden, die eigene Regelungen zum Plakatieren
treffen mochten, missen dann halt mit den entsprechenden Folgen leben. Umgekehrt kdnnte man
auch sagen, dass die einzelnen Gemeindevorschriften abgeschafft werden sollten. Dies ware aber
wieder ein Eingriff in die Gemeindeautonomie, der nicht gewinscht ist.

Balint Csontos (Griine) sagt, die Griine/EVP-Fraktion unterstiitze die Uberweisung des Vorstos-
ses nicht. Die Gemeindeautonomie, die in der Kantonsverfassung verankert ist, soll hochgehalten
werden. Der Vorstoss zielt — bewusst oder nicht — darauf ab, das Plakatieren zu erschweren. Pla-
katieren ist eine Form von Abstimmungs- und Wahlkampf, die recht gut finanzierbar ist. Insofern ist
sie ein wichtiger Aspekt fur die gleich langen Spiesse in einem Abstimmungskampf, damit alle Par-
teien und Bewegungen eine Mdglichkeit haben, einen Abstimmungskampf zu betreiben, der nicht
so stark ins Portemonnaie geht.

Andreas Durr (FDP) stellt fest, es sei bereits vieles gesagt worden und Pascal Ryf habe die Segel
auch bereits gestrichen. Die FDP-Fraktion lehnt eine Uberweisung sowohl als Motion als auch als
Postulat ab. Primar soll die Gemeindeautonomie hochgehalten werden, das Bedirfnis fir eine
kantonale Regelung ist nicht ersichtlich und das Thema wurde bereits bei der Einfihrung der Auf-
hangedauer in extenso diskutiert. Wenn man schon etwas langer in diesem Rat sitzt, ist man des
Themas auch schon ein wenig mide.

Regierungsrat Isaac Reber (Griine) verweist auf 8 105a, wo die Aushangedauer festgelegt sei. Als
diese aufgenommen wurde, verzichtete der Gesetzgeber bewusst auf weitergehende Regelungen.
Wenn man die Gemeindeautonomie wirklich ernst nimmt und die oft gepriesene Variabilitat vor
Augen hat, dann ist klar, dass kein weiterer Regelungsbedarf besteht. Es gibt Bereiche, wo es im
Sinne einer Ubergeordneten Planung bedeutend mehr Regelungsbedarf gibt, wie beispielweise bei
der Wasserversorgung. Der Regierungsrat lehnt den Vorstoss ab.

Al Mit 62:17 Stimmen bei 4 Enthaltungen wird die Motion abgelehnt.
Nr. 787
24, Innovative Klimaprojekte, Pflanzenkohle in der Landwirtschaft

2020/103; Protokoll: pw, mko
Landratsprasident Heinz Lerf (FDP) informiert, der Regierungsrat lehne das Postulat ab.
Markus Graf (SVP) zieht es vor, zuerst die Voten der anderen Fraktionen anzuhéren.

Stephan Ackermann (Grine) stellt fest, Markus Graf sei der Boden wichtig und er setze sich fur
den Erhalt der Boden ein. Vor kurzem hat Markus Graf votiert, dass kein Stiick Land mehr zuge-
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teert werden sollte, auch nicht fir Velowege. Anscheinend will er aber auf den Anblick von
schwarzen Bdden nicht ganz verzichten. Er setzt sich dafiir ein, dass die Kantonalbank nicht nur
Humus anreichert, sondern auch Projekte unterstiitzt, um die Kohle in den Boden einzutragen. Die
Frage ist nattrlich, um welche Kohle es sich bei der Kantonalbank handelt.

Spass beiseite. Die Stellungnahme des Regierungsrats kénnte auch direkt zur Abschreibung des
Postulats fuhren. Denn das Postulat fordert wie immer, zu prifen und zu berichten. Das Postulat
enthalt drei Forderungen: Erstens die Verwendung von Pflanzenkohle, zweitens die Férderung von
Pyrolyseanlagen und drittens Einflussnahme auf die CO2-Kompensationsprojekte der Kantonal-
bank. Der Regierungsrat geht auf die ersten beiden Forderungen ein. Zur Verwendung der Pflan-
zenkohle berichtet der Regierungsrat: «Allerdings sollen natiirliche Béden nicht zur Aufnahme von
Fremdstoffen im Sinne der CO2-Speicherung genutzt werden. Insbesondere dann nicht, wenn der
Fremdstoff — in diesem Fall Pflanzenkohle — in unseren jungen, tonreichen Béden kaum eine posi-
tive Wirkung als «Bodenverbesserer» bringt». Zu den Pyrolyseanlagen berichtet der Regierungs-
rat: «Der Verzicht auf die vollstandige Nutzung des Holz-Energiepotentials, der mit der Pflanzen-
kohleproduktion einhergeht, erscheint aus dieser Perspektive als nicht sinnvoll. Bei der Pflanzen-
kohle-Herstellung werden nur rund 40—-60 % des Energiepotentials von Holz genutzt». So gesehen
wurde bereits geprift und berichtet.

Der Grune/EVP-Fraktion erscheint es, als ob ein Expertenstreit ins Parlament getragen wird. Es
gibt verschiedene Ansichten. Grundsatzlich brauchen die gut gewachsenen Béden keinen Kohlen-
eintrag. Wenn es um die Thematik der CO2-Kompensation geht, dann gibt es sicherlich bessere
Ansatzpunkte. Aus diesem Blickwinkel heraus betrachtet l&sst sich Holz auch besser verwerten, so
wie es in der Antwort des Regierungsrats zu lesen ist. Der Entscheid, welche Projekte die Kanto-
nalbank in diesem Bereich unterstitzt und finanziert, ist nicht die Aufgabe des Landrats. Vor allem
nicht bei einem Thema, bei welchem verschiedene Expertenmeinungen vorhanden sind. So lehnt
eine Mehrheit der Griine/EVP-Fraktion die Uberweisung des Postulats ab. Unsere Boden brau-
chen keine Kohle, sie sind gut gewachsen. Es muss aber generell Sorge zu ihnen getragen wer-
den. Hierin ist man sich mit Markus Graf einig. Das vorliegende Postulat ist jedoch der Sache nicht
dienlich.

Ursula Wyss Thanei (SP) sagt, Markus Graf flihre in seinem Postulat aus, dass die Kompensati-
onszahlungen der BLKB in der Region zwar zu begrissen seien, aber dass die Landwirtschaft den
Humusaufbau zur CO2-Fixierung eher verhalten positiv sehe und eigentlich nicht sehr viel Ver-
standnis dafur aufbringe. Als Losung schlagt der Postulant Pyrolyseverfahren vor und méchte da-
zu Pflanzenmaterial nutzen.

Die SP-Fraktion unterstiitzt im Gegensatz zur Griine/EVP-Fraktion die Uberweisung des Postulats
einstimmig. Aber: Wie auch der Vorredner bereits gesagt hat, geht es nicht darum, dass sich CO2-
fixierende Verfahren wie der Humusaufbau oder ein Pyrolyseverfahren konkurrenzieren sollten.
Und auch der BLKB soll nicht vorgeschrieben werden, was sie zu unterstiitzen habe.

Weshalb unterstiitzt die SP-Fraktion das Postulat? Die Argumente des Regierungsrats flr seine
ablehnende Haltung sind nachvollziehbar. Aber es werden auch Beflirchtungen gedussert. Es
kann durchaus sein, dass der Boden Schaden nehmen kann, was jedoch noch genauer ange-
schaut werden musste. Ein Pyrolyseverfahren wurde wahrend der letzten Jahre von verschiede-
nen Stellen propagiert. Jedermann und jedefrau kann es anwenden. Man kann namlich fiir rund
100 bis 1'000 Euro kleine Ofen kaufen, auf denen man im Garten kochen kann. Die so produzierte
Kohle kann danach im Kompost entsorgt werden. Die Rednerin mdchte darauf hinweisen, dass
das Verbrennen von Gartenmaterial eigentlich nicht erlaubt ist. Die IWB baut eine Anlage in Basel
und heizt mit der Abwarme 1'000 Wohneinheiten und sucht einen Markt fur ihr Produkt «Pflanzen-
kohle». Das heisst, das Verfahren wird eingesetzt und ist angekommen. Die Politik hinkt immer
etwas hinterher. Mdglicherweise machen die Erkenntnisse einer genaueren Prifung gesetzliche
Massnahmen nétig. Vielleicht braucht es Vorschriften fir die kleinen Ofen, die sehr einfach ange-
schafft werden kdnnen. Prinzipielle Fragestellungen wurden in der Antwort des Regierungsrats
noch nicht beantwortet. So etwa auch die Energiebilanz des Prozesses: Es handelt sich namlich
um eine Umkehr der Verbrennung, also braucht es sehr viel Energie, diesen Prozess tiberhaupt in
Gang zu bringen. Zur CO2-Bilanz bréuchte es ebenfalls noch Ausfiihrungen. Und zur Befluirchtung
des Schadstoffeintrags bei kontinuierlichem Einsatz in der Landwirtschaft. Wenn jeden Tag Pflan-
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zenkohle in den Boden eingetragen wird, kann dies durchaus auch zu einer Kumulierung von
Schadstoff fuhren. Die Auswirkung auf die Bodentemperatur misste ebenso gepruft werden wie
der Einsatz von Pflanzenkohle als Zusatz zu Baustoff.

Die SP-Fraktion stimmt der Uberweisung zu; dezidiert mit dem Vorbehalt, dass keine Konkurrenz
zwischen den verschiedenen Techniken zur CO2-Fixierung ausgeldst werden soll.

Markus Dudler (CVP) sieht die diametralen Ansichten des Postulanten und des Regierungsrats.
Deshalb ist eine genauere Durchleuchtung fur einen Teil der CVP/glp-Fraktion notwendig, um ab-
schliessen beurteilen zu kénnen, wo der Einsatz von Pflanzenkohle sinnvoll und wo schédlich ist.
Fur die Mehrheit der Fraktion ist mit der Antwort des Regierungsrats jedoch ausreichend gepruift
und berichtet worden. Es wurde deshalb eine Stimmfreigabe beschlossen.

Stephan Burgunder (FDP) sagt, der Regierungsrat halte am Schluss seiner Begriindung fest,
dass er klar der Ansicht sei, dass alle erforderlichen Informationen vorliegen wirden und kein
Handlungsbedarf bestehe. Ganz ehrlich: Eine solche Aussage macht einen Nichtfachmann etwas
stutzig. Stephan Ackermann hat angetdnt, dass bei diesem Thema unterschiedliche Blickwinkel
bestliinden. Und Ursula Wyss hat zusétzliche Aspekte eingebracht, die noch nicht beantwortet
sind.

Der Redner hat alt Landrat und Ex-Fraktionskolleg Jurg Vogt als Landwirt um Rat gefragt und er
hat es ihm genau erklart. Es ist ausserordentlich bedauerlich, dass Jirg Vogt das Geschatft nicht
mehr im Landrat mit seinem fundierten Fachwissen vertreten kann. Er wiirde Markus Graf unter-
stutzten und fir eine Uberweisung des Postulats votieren. Weil Stephan Burgunder dies nicht so
gut erklaren kann, wie Jirg Vogt das kbnnte, verzichtet er auf die Ausfihrungen fachlicher Natur.
Eines ist aber klar geworden: Es ist nicht ganz alles so klar, wie der Regierungsrat in seiner Ant-
wort suggeriert. Und damit etwas mehr Klarheit in die Sache gebracht werden kann, ist die FDP-
Fraktion fur Priifen und Berichten und damit klar fiir die Uberweisung des Postulats.

Florian Spiegel (SVP) ist, wie auch die SVP-Fraktion, der Meinung, dass man es nicht bei der
Antwort des Regierungsrats belassen sollte. Den Antrag von Markus Graf und das Projekt der
BLKB miteinander zu vergleichen und gegeneinander auszuspielen, greift zu wenig weit. Deshalb
ist richtig, dass Markus Graf ein Postulat eingereicht hat, das den Raum lasst, die Thematik wei-
tergehend, ohne Bezug aufs Projekt der BLKB, zu priufen. Bei der CO2-Speicherung in den Bdden
steht man bei dem Projekt, das jetzt umgesetzt werden soll, zwar erst am Anfang, aber zugleich
auch am Ende. Es ist bekannt, dass mit CO2 abspeicherndem Humusaufbau Energie in der Erde
gebunden werden kann, die fir das Wachstum der landwirtschaftlichen Produkte dienlich ist. In-
wiefern die Speicherung Uber langere Zeit wirklich verhebt, ist jedoch noch nicht klar. Man weiss
namlich, dass der CO2-Speicher wieder verloren geht, sobald die Béden aufgemacht werden.
Deshalb hat Markus Graf als Landwirt gesagt, dass wenn er die Béden nicht aufmachen darf, weil
dadurch der CO2-Speicher geleert wird, dann diirfte er auch seine Béden nicht mehr bewirtschaf-
ten und kdnnte keine Produkte mehr herstellen. Die Produkte wirden dann ausserhalb des Basel-
biets hergestellt, was auch nicht unbedingt 6kologisch sinnvoll ist. Jetzt hatte Markus Graf einfach
Nein sagen kdénnen, wie man dies bei SVP-lern immer vermutet. Aber das macht er nicht. Er sagt
nicht einfach Nein, sondern dass es sich um eine Mdglichkeit neben anderen handelt. Die Begriin-
dung des Regierungsrats ist etwas kurz geraten. Es ist nicht nur Holz, sondern alles organische
Material mit einem Feuchtigkeitsgrad bis 50 % verwendbar; also beispielsweise auch Schnittgut
aus der Landwirtschaft. Abfall, Restgut, wie es in der Biomassenanlage zur Anwendung kommt,
sind ebenfalls verwendbar. All dieses Material kann in Pflanzenkohle umgewandelt werden. Bei
dieser Umwandlung findet bereits eine Energietibertragung statt, die genutzt werden kann. Uber
diesen Nutzungsgrad kann gestritten werden, so ist er von der technischen Anlagegroésse und der
Fortschrittlichkeit abhéangig. Aber es gibt nicht nur die Nutzung bei der Umwandlung, sondern auch
die Nutzung des Endproduktes. Das Endprodukt macht zwar bei seiner Verwendung die Felder
schwarz, aber auch Solaranlagen machen Dacher schwarz — und hier tut niemand schwierig. Das
Endprodukt muss aber nicht unbedingt auf die Felder gekippt werden, es kann auch zur Herstel-
lung von Baudammstoff verwendet werden.

Der Vorstoss geht in die richtige Richtung und es geht nur um Prifen und Berichten. Der Regie-
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rungsrat hat die Mdglichkeit, die Thematik weiter zu 6ffnen als nur in Bezug auf den Humusaufbau.
Florian Spiegel ist liberzeugt, dass der Regierungsrat bei einer Uberweisung diesen weitergehen-
den Schritt machen und eine Antwort liefern wird, die zeigt, dass der Kanton Basel-Landschaft
auch in diesem Bereich pionierm&ssig unterwegs sein kann.

Markus Graf (SVP) musste eigentlich gar nichts mehr sagen — tut es aber trotzdem. Ihm geht es
nicht darum, das eine gegen das andere auszuspielen. Das Humus-Projekt der BLKB lauft, das
Geld fliesst — wohin es fliesst, ist eine andere Geschichte. Daran kann man nun auch nichts mehr
andern. Der Vorstoss wurde ubrigens vor rund einem Jahr eingereicht. Seither ist viel Wasser den
Rhein runtergeflossen.

Die geschatzte Grine Partei sei daran erinnert, dass nur eine CO2-Senkung aus der Klimakrise
fuhrt. Denn CO2-Quellen gibt es genug und sie werden, angesichts einer steigenden Weltbevolke-
rung, kaum zu minimieren sein. Pflanzenkohle ist eine Massnahme dazu, der Humus jedoch nur
beschréankt. Denn, wie von Florian Spiegel vorhin erwéhnt, wird bei einer landwirtschaftlichen Nut-
zung automatisch CO2 aus dem Boden entlassen, das vorhin durch pflanzliches Material in den
Boden gelangt ist. Die Welt und der Kanton Basel-Landschaft haben sich ehrgeizige Ziele gesetzt,
was Ubrigens auch der Baselbieter Regierungsrat in seinem vom Landrat verabschiedeten Status-
bericht Klima bestatigt hat. Es steht dort, in den Worten von Regierungsrat Isaac Reber, in Hoch-
glanz einleitend: «Der Regierungsrat will mit gutem Beispiel vorangehen und |adt alle Baselbiete-
rinnen und Baselbieter ein, ebenfalls einen Beitrag flir unsere gemeinsame Zukunft und eine hohe
Lebensqualitat im Kanton Basel-Landschaft zu leistenx». Der Votant ist ein Baselbieter, der einen
solchen Vorschlag macht und es ist in seinen Augen unverstandlich, dass sein Anliegen nicht wei-
ter geprift werden soll. Denn gerade hier kdnnte sich die Zusammenarbeit mit der Stadt lohnen,
die ihre Pyrolyse-Anlage vor Kurzem in Betrieb genommen hat und damit rund 1'000 Haushalte mit
Energie versorgt. Und das ist ja eigentlich nur ein Nebenprodukt, weshalb die Antwort des Regie-
rungsrats in dieser Sache nicht schlissig ist. Ebenfalls fallen rund 570 Tonnen gebundenes CO2
an, die dann eventuell mit Hilfe der Baselbieter Bauern am Schluss in die Boden oder sonstwo
eingelagert werden koénnten — zuerst Uber das Futter oder das Streu, wobei sich die Pflanzenkohle
mit Nahrstoffen aufladen kann und dann gleichmassig ausgebracht wird.

Die Landwirtschaft ist an Alternativen interessiert, die es braucht, um den CO2-Fussabdruck zu
reduzieren. Das Festhalten an veralteten, seit Jahrzehnten vertretenen Meinungen in der kantona-
len Verwaltung sind dazu eher wenig forderlich. Das Echo nach der Berichterstattung in der Zei-
tung Uber seinen Vorstoss war gross. Die IWB, Angestellte aus der Verwaltung, Gartner, Bauern
(sogar einer aus dem Bernbiet) und ein Gemeindeprasident meldeten sich bei ihm. Das Interesse
ist also da. Zusammen mit dem Oko-Zentrum Langenbruck kann der Kanton die verschiedenen
Player zusammenbringen. Dafiir braucht es aber nun eine Uberweisung als Postulat.

Stephan Achermann hatte am Vormittag gesagt, dass die Zeit des Abwartens vorbei ist. Es ist
deshalb nicht verstandlich, wenn er bei dieser Sache, mit der sich wirklich etwas erreichen liesse,
abwarten méchte. Was bringt es, einen neuen Vorstoss einzureichen und nochmals ein Jahr zu
warten? Der Votant ist, wie auch Stephan Achermann, dafir, dass kein Wildwuchs entsteht und
nicht jeder fir sich etwas unternimmt, sondern dass der Staat die Filhrung bei der Herstellung
hochwertiger Kohle tbernimmt, damit kein Schwermetall in den Boden eingetragen wird. Minder-
wertiges Holz von Strauchschnitten ware vielleicht gerade fiir Agglomerationsgemeinden eine L6-
sung. Deshalb danke all jenen, die es begriffen haben — und danke allen anderen auch.

Al Mit 66:11 Stimmen bei 5 Enthaltungen wird das Postulat Gberwiesen.
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Nr. 788

25. Probebetrieb TNW-Verbundgebiet bis Olten
2020/106; Protokoll: mko

Landratsprasident Heinz Lerf (FDP) informiert, dass der Regierungsrat bereit sei, den Vorstoss als
Postulat entgegen zu nehmen. Es liegt eine schriftliche Begrtindung vor.

Sandra Striby-Schaub (SP) sagt, dass schon mehrfach tiber dieses Thema im Landrat beraten
und berichtet wurde. Zuletzt wurde vor etwas mehr als einem Jahr ein Postulat von Susanne Strub
stehen gelassen. Damals ging es um etwas Ahnliches, namlich um die Erweiterung der Giiltigkeit
des TNW-Abos auf der Strecke der S9 bis Olten. Bei dieser Motion hier geht es um die Erweite-
rung des gesamten Geltungsgereich des TNW bis Olten.

Bekanntlich erstreckt sich seit dem Fahrplanwechsel 2019 der Geltungsbereich bis nach Lérrach —
dies als Probebetrieb fir 2 Jahre. Die Frage tauchte auf, weshalb denn nicht gleich bis Olten er-
weitert wird?

Die Motioné&rin dankt der Regierungsrat fur ihre Antwort. Es freut sie, dass er ihren Vorstoss als
Postulat entgegennehmen méchte. Gemass Landratsgesetz kann mit einem Postulat auch zum
Handeln aufgefordert werden. Damit konnte sie sich natirlich einverstanden erklaren. Es wére
wirklich an der Zeit, konkret herauszufinden, was bei einem solchen Probebetrieb herauskame.
Nutzen die Pendlerinnen und Pendler das Angebot Uberhaupt? Oder ist die Nachfrage gar nicht so
riesengross? Bevor sie sich zu einem Umwandeln entschliesst, méchte sie aber gerne die Mei-
nungen aus den anderen Fraktionen horen.

Susanne Strub (SVP) lehnt namens der SVP-Fraktion die Motion grossmehrheitlich ab. Ein Pos-
tulat wirde sie jedoch unterstitzen.

Ihre personlichen Gedanken dazu: Warum kein Probebetrieb flr das U-Abo bis Olten? Sandra
Striby hat bereits erwahnt, dass hier schon oft dariiber diskutiert wurde. Nun méchte man Nagel
mit Képfen machen. Wie gesagt ist es mdglich, damit ins nahe Ausland zu fahren. Warum sollte es
vom Baselbiet ins Solothurnische nicht funktionieren?

Franz Meyer (CVP) nimmt vorweg, dass auch die CVP/glp-Fraktion eine Uberweisung als Postulat
unterstitzen wirde. Eine Motion wird abgelehnt. Wie die Regierung in ihrer Begriindung schreibt,
liegt die Einfiihrung eines Probebetriebs in der Kompetenz des Tarifverbunds Nordwestschweiz.
Dies ist ausschlaggebend fir die Haltung der Fraktion.

Lotti Stokar (Grune) sagt, dass die Griine/EVP-Fraktion den Vorstoss einstimmig als Postulat
unterstlitzen werde. Ein Teil wirde auch die Motion unterstiitzen. Man weiss jedoch, dass die Ent-
scheidfindung im TNW sehr schwerfallig ist und daher die Moglichkeiten der Regierung sehr be-
schrankt sind. Nichtsdestotrotz ist man froh, wenn man sich mit grossem Nachdruck dafur einsetzt.
Die Erweiterung nach Lérrach hatte gewisse Neidgefiihle im Kanton geweckt, da Olten wohl den
meisten etwas naherliegt als Lorrach. Warum also nicht auch in diese Richtung einen Probebetrieb
einfiihren, um eine Vorstellung von den Kosten zu erhalten? Bis anhin wurde vor allem mit den
hoheren Kosten gedroht. Ein Probebetrieb kann helfen, diesbezliglich etwas mehr Klarheit zu ha-
ben.

Thomas Eugster (FDP) sagt, dass das Anliegen schon einige Male abgeklart wurde und es seit-
her keine neue Entwicklung gegeben habe. Man hat damals gesehen, dass die zusétzlichen Kos-
ten im Bereich eines tieferen zweistelligen Millionenbetrags liegen — pro Jahr. Wieso ist das so? Es
ist nicht dasselbe wie in Lorrach, wo beide Seiten auf das gegenseitige Verrechnen verzichten.
Das tun sie in der Annahme, dass die Lasten in etwa &hnlich verteilt sind. Im Fall TNW ist das
ganz anders. Die SBB misste dort jedes Jahr auf etwa CHF 10 Mio. verzichten. Dies wiirden sie
natirlich auch bei einem Probebetrieb nicht tun. Naturlich lasst sich das erfragen, aber die Antwort
ist wohl klar. Somit wiirde das U-Abo rund 10 % (oder etwas mehr) teurer, wenn nicht die TNW-
Kantone einen zweistelligen Millionenbetrag berappen.

Die FDP-Fraktion lehnt den Vorstoss deshalb sowohl als Motion als auch als Postulat ab.
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Regierungsrat Isaac Reber (Griine) sagt, dass eine Ausweitung erstmal gut tont, vor allem, solan-
ge es nichts kostet. Beim Weg nach Olten handelt es sich aber nicht um einen Nebenast, sondern
um eine Hauptlinie. Mit anderen Worten: Man redet hier nicht von einer Bagatelle, sondern von
einer grosseren Geschichte, einer deutlichen Ausweitung. Die Passagierzahlen sind grundséatzlich
bekannt. Der Regierungsrat geht nicht unbegriindet davon aus, dass es den Kanton einen erhebli-
chen Betrag, namlich einen tiefen zweistelligen Millionenbetrag, kosten wiirde. Man weiss auch,
dass dies jemand bezahlen muss — entweder der Besteller (der Kanton) oder der Kunde (Uber die
U-Abo-Preise). Wer weder den Besteller noch den Kunden zur Kasse bitten mdchte, soll bitte Nein
sagen — sowohl zur Motion als auch zum Postulat. Im TNW braucht es zudem Einstimmigkeit, es
gilt, 5 Kantone zu tberzeugen. Es wére nicht sehr originell, wenn man das Postulat mit Hand-
lungsauftrag tberweisen wirde, und dann nicht bereit ware, die bereits genannten Konsequenzen
daraus zu tragen. Dies als Empfehlung zur Abstimmung.

Sandra Striby-Schaub (SP) wandelt in ein Postulat um.

Al Mit 48:26 Stimmen bei 4 Enthaltungen wird das Postulat Gberwiesen.
Nr. 789
26. Verkehrssituation in der Birsstadt verbessern

2020/115; Protokoll: mko

Landratsprasident Heinz Lerf (FDP) informiert, dass der Regierungsrat bereit sei, den Vorstoss als
Postulat entgegen zu nehmen. Es liegt eine schriftliche Begrindung vor.

Diese Vorlage ist im Landratsleben von Andreas Durr (FDP) eine einmalige Sache, insofern samt-
liche Parteien von links bis rechts die Motion unterzeichnet und eingegeben haben. Hintergrund ist
der KRIP-Eintrag mit der Umfahrung Reinach, als im Vorfeld nach einer Losung gesucht wurde,
um keinen Scherbenhaufen zu hinterlassen. Dabei einigte man sich Gber alle Parteien hinweg,
dass es ein Verkehrskonzept und eine Ubersicht tiber die Verkehrssituation in der Birsstadt gene-
rell und spezifisch in Reinach brauche (Stichworte: Tramverbindung Dornach-Therwil, Autobahn-
anschluss, Bruggstrasse). Die Parteien einigten sich darauf, den KRIP-Eintrag zu sistieren, und
daflir vom Regierungsrat Abklarungen zu verlangen, wie sich Tram und Strassenverkehr einer
Ldsung zufiihren lassen. Nach erfolgreicher Priifung sei dies im kantonalen Richtplan einzutragen
bzw. allfallige entsprechende Trasseesicherungen vorzunehmen. Bis jetzt ist man in dieser Hin-
sicht eigentlich nirgends.

Der Regierungsrat schreibt in seiner Antwort, er sei wie wild am Planen und der Bericht werde bald
im 2021 erscheinen — wie auch immer. Der Auftrag aber, dem Landrat ein umfassendes Prifer-
gebnis und einen Vorschlag fur den KRIP-Antrag vorzulegen, ist noch nicht erflllt. Auf halber Stre-
cke mochte die FDP-Fraktion (und hoffentlich auch die anderen Fraktionen) den Regierungsrat
nicht abspringen lassen. Aus dem Grund ist der Votant nach wie vor der Meinung, dass man an
der Motion festhalten sollte, bis der Auftrag bis zum Ende, bis zur KRIP-Vorlage, erfillt wird.

Die SP-Fraktion ist laut Jan Kirchmayr (SP) froh, dass man sich damals einigen konnte. Wie An-
dreas Durr richtig gesagt hat, befindet man sich heute auf halber Strecke. Es sei aber in Erinne-
rung gerufen, dass es nicht primar die Aufgabe des Kantons ist, konkret Planungen in Angriff zu
nehmen, sondern dass diese Aufgabe — wie mehrfach in der BPK und im Landrat diskutiert — bei
der Birsstadt liegt, die ein Mobilitdtskonzept erarbeitet. Sie soll entscheiden, welches Konzept sie
haben mdchte, und dies vorlegen, damit es der Landrat nochmals diskutieren kann. Das Problem
war anlasslich der KRIP-Anpassung von 2017, dass etwas in den KRIP aufgenommen werden
sollte, das mit den Gemeinden noch nicht abgesprochen war und nicht in das Mobilitdtskonzept
der Birsstadt passte. Es ist auch wichtig — und es wurde versichert — dass mit offenem Facher ge-
pruft und entsprechend Losungen vorgeschlagen werden. Der Votant sagte vor fast einem Jahr,
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dass man eine Tramverbindung nach Dornach nicht auf Biegen und Brechen anstrebt, weil
dadurch Kulturland zerstort wird. Die SP-Fraktion ist aber gespannt darauf, was die Birsstadt vor-
legen wird.

Zur Form des Vorstosses: Der Regierungsrat schreibt, dass Richtplananpassungen mit einem
Postulat gefordert werden, nicht mit einer Motion. Die SP-Fraktion ist ebenfalls dieser Meinung und
wirde deshalb ein Postulat favorisieren. Es ist ihr aber klar, dass es am Schluss eine Anpassung
und eine Festlegung braucht. Es ist nicht mega relevant, ob es sich dann um eine Motion oder um
ein Postulat handelt. Regierungsrat Isaac Reber hat ja auch versprochen, dass die Ausarbeitun-
gen begleitet werden und eine Vorlage kommen wird.

Es geschieht selten, so Karl-Heinz Zeller (Griine), dass samtliche Parteien von links bis rechts
einen Vorstoss unterstitzen, was die Wichtigkeit der Vorlage unterstreicht. Dass mit der Motion
das starkste Mittel gewahlt wird, entspricht dem Wunsch, dass in dieser Sache vorwarts gemacht
wird. Zu unterstiitzen ist auch Jan Kirchmayr, der gesagt hatte, dass die Gemeinden mit der Birs-
stadtmobilitat vorwarts machen sollen. Das eine schliesst das andere jedoch nicht aus. Es ist des-
halb wichtig, dass der Druck aufrechterhalten wird. Die Griine/EVP-Fraktion sind aus diesem
Grund nach wie vor fur eine Motion. Letztendlich mussen die Anliegen gepriift werden. Es handelt
sich hier um den Kompromiss, der ausgehandelt wurde. Es wére schade, wenn man diesen Weg
verlassen wiirde. Das ware nicht gut flr den weiteren Prozess.

Es seien sich alle einig darin, sagt Felix Keller (CVP), dass der Vorstoss Uberweisen werden soll.
Es ist wirklich toll, dass in allen Fraktionen Einigkeit herrscht, was zeigt, dass Handlungsbedarf
angezeigt ist und man Druck aufsetzen méchte. Die Diskussion wurde bereits in der Bau- und Pla-
nungskommission gefiihrt, wo man sich einig war, dass man Fakten auf dem Tisch haben mdchte.
Die Motion ist das richtige Instrument. In § 34 des Landratsgesetzes heisst es in Abs. 1 lit. d: «Mit
der Motion kann der Landrat den Regierungsrat beauftragen, einen Bericht vorzulegen». Genau
darum geht es mit der Motion — dass der Regierungsrat dem Parlament einen Bericht vorlegt, nicht
weniger und nicht mehr. Die CVP/glp-Fraktion unterstitzt das und macht beliebt, den Vorstoss als
Motion zu Uberweisen.

Andi Trussel (SVP) sagt, dass den Ausfiihrungen von Andi Durr und Felix Keller eigentlich nichts
mehr beizufligen sei. Die SVP ist klipp und klar daftir, die Motion zu Gberweisen.

Klaus Kirchmayr (Griine) méchte einen Punkt besonders hervorheben: Die Birsstadt ist intensiv
daran, ein Verkehrskonzept zu entwickeln. Es darf nicht geschehen, dass es dabei zu zwei sich
widersprechenden Planungen kommt. Der Votant erwartet, dass diese miteinander kompatibel
sind und dass das Verkehrskonzept der Birsstadt entsprechend reflektiert, was auch immer der
Kanton im KRIP vorlegt.

Regierungsrat Isaac Reber (Griine) sagt, dass sich der Regierungsrat tiber die Einordnung der
Birsstadt im Kanton durchaus bewusst sei. Es sei an dieser Stelle auch deutlich festgehalten, dass
keine Rede davon sein kdnne, dass die Regierung auf halber Strecke abspringen méchte. Wiirde
sie ansonsten den Vorstoss entgegennehmen? Flr den Regierungsrat ist das Anliegen, die Ver-
kehrssituation in der Birsstadt zu verbessern, ein Muss, kein Kann. Er ist aber der Meinung, dass
der Natur der Sache ein Postulat eher entsprechen wirde. Felix Keller sei gesagt, dass auch ein
Postulat ein Bericht nach sich zieht. Wie auch immer: Es ist allen klar, dass der Regierungsrat hier
einen Auftrag hat, den er gerne in Form eines Postulats entgegennehmen méchte. Er kdnnte aber
auch mit einer Motion leben. Es geht dabei wohl mehr um die Starke des Zeichens, das der Land-
rat hier setzen moéchte. Am Schluss kommt es auf dasselbe heraus.

Al Mit 76:2 Stimmen bei 4 Enthaltungen wird die Motion Gberwiesen.
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27. Eingeschranktes Wohnen in Gewerbe- und Industriebauten muss mdoglich sein
2020/104; Protokoll: ama

Landratsprasident Heinz Lerf (FDP) informiert, der Regierungsrat sei bereit, den Vorstoss als Pos-
tulat entgegenzunehmen. Eine schriftliche Begriindung liegt vor.

Susanne Strub (SVP) betont, dass sie mit inrem Vorstoss ein Anliegen unzéhliger Gewerbler auf-
nehme. Bis vor einigen Jahren herrschte im Kanton Basel-Landschaft eine gute Praxis und damit
ein gutes Einvernehmen sowie Planungssicherheit bei der Eingabe eines Baugesuchs. Seit einem
Gerichtsurteil aus dem Jahr 2016 gilt neu faktisch ein totales Verbot von jeglichem Wohnen in Ge-
werbe- und Industriebauten. Im Jahr 2018 reichte daher der ehemalige Landrat Christoph Buser
eine Interpellation zu diesem Thema ein. In der Antwort war von «einer konsequenten Anwendung
und Durchsetzung der gesetzlichen Vorschriften» zu lesen. Fakt ist, dass das Gesetz eigentlich
schon heute eingeschranktes Wohnen in Gewerbe- und Industriebauten erméglicht. Aufgrund des
obgenannten Gerichtsfalls wird das Gesetz jedoch inzwischen restriktiver ausgelegt und umge-
setzt und entsprechendes Wohnen ist daher faktisch verboten. 8§ 23 Abs. 5 des Raumplanungs-
und Baugesetzes (RBG) halt unmissverstandlich fest, dass das Erstellen von Wohnungen in Ge-
werbe- und Industriebauten mdglich ist, dabei aber bestimmte Bedingungen zu beriicksichtigen
sind.

Laut Susanne Strub ware eine Motion das richtige Instrument, den erwahnten Paragrafen so an-
zupassen, dass er nicht mehr unterschiedlich ausgelegt werden kann. Die Gewerbler brauchen
Planungssicherheit, eingeschrénktes Wohnen muss mdglich sein. Damit soll trotz allem kein Frei-
pass fir unbeschranktes Wohnen in Gewerbegebauden erteilt werden. Auch in der Gewerbezei-
tung wurde Gber Susanne Strubs Motion berichtet, welche im ganzen Kanton sehr viele Reaktio-
nen ausldste. Die Motionarin wurde von Telefonaten und E-Mails betroffener KMUs tberhauft. In
der Praxis besteht offensichtlich ein Problem, das schleckt keine Geiss weg. Dieses Problem muss
nun gel6st werden, denn viele Gewerbler warten darauf. Der Landrat hat es heute in der Hand,
indem er den vorliegenden Vorstoss als Motion an den Regierungsrat Uberweist.

Nach dem Gesprach mit anderen Fraktionen wurde fiir Susanne Strub klar, dass bezuglich der
vorliegenden Motion Angste bestehen. Es wurde ihr auch geraten, ihr Anliegen in ein Postulat um-
zuwandeln, das gemass 8 35 Absatz 1 Bst. b des Landratsgesetzes den Regierungsrat in seinem
Kompetenzbereich zu einem bestimmten Vorgehen oder Verhalten einladt. Das Anliegen aus dem
Gewerbe ist Susanne Strub zu wichtig, als dass sie um jeden Preis an einer Motion festhalten
wuirde und damit das Anliegen an die Wand fihre. Die heutige Chance muss wahrgenommen
werden, um das Problem nun endlich zu I6sen. Der Regierungsrat sagt in seiner Stellungnahme:
«Fur eine detaillierte Analyse und Berichterstattung ist das Postulat das hierfiir geeignete Instru-
ment.» Analysen und Berichterstattungen jedoch sind nicht mehr nétig, jetzt braucht es Lésungen!
Susanne Strub moéchte erst nach der Darlegung der Haltungen der tbrigen Fraktionen entschei-
den, ob sie ihren Vorstoss in ein Postulat umwandelt, oder ob sie an der Motion festhalt.

Sandra Striiby-Schaub (SP) erklart, dass die SP-Fraktion die Uberweisung einer Motion nicht
unterstitze, diejenige eines Postulats grossmehrheitlich jedoch schon. Eine Gesetzeséanderung ist
nicht notwendig, denn die Gemeinden kénnten auch mit Zonenvorschriften entsprechende Rege-
lungen erlassen. Es handelt sich also um ein Vollzugsproblem der Gemeindebehdrden.

Felix Keller (CVP) erklart, geméass 8§ 23 RBG sei eingeschranktes Wohnen in Gewerbe- und In-
dustriebauten bereits heute mdglich. Eine Motion ist daher nicht notwendig. In der vorliegenden
Motion wird sogar gefordert, dass in jedem Fall eine Wohnung pro Baute zu bewilligen wéare. Zu
einer derartigen Regelung kann die CVP/glp-Fraktion keine Hand bieten. Nicht zu jeder kleinen
Garage oder Lagerhalle diirfe auch noch eine Wohnung gebaut werden. Das wirde zu Wildwuchs
fuhren. Wenn man im Gewerbegebiet wohnen mdchte, braucht es dafr triftige Grinde, die aus-
gewiesen werden missen. Das ist bereits heute mdglich. Andernfalls wiirde der Bodenpreis im
Gewerbegebiet in die Hohe getrieben und Kleingewerbler hatten aufgrund der steigenden Boden-
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preise das Nachsehen. Eine Umwandlung des Vorstosses in ein Postulat wird empfohlen, eine
Motion braucht es nicht.

Andreas Durr (FDP) spurte das Kampferblut von Susanne Strub bei jedem Wort ihres Votums.
Auch die FDP-Fraktion steht fur die Interessen des Gewerbes ein und versteht das Anliegen sehr
gut. Als Anwalt musste Andreas Durr bereits derartige Falle durchboxen, denn nach dem Fall
Gaugler schlug das Pendel extrem in die andere Richtung aus. Jeder Missbrauch fiihrt zu einer
Gegenreaktion. Seither wurden samtliche Wohnungen im Gewerbegebiet radikal abgelehnt. Die
Forderung von Susanne Strub, bei jeder Baute im Gewerbegebiet in jedem Fall eine Wohnung zu
bewilligen, geht wiederum ins andere Extrem. Gewerbezonen missen sinnvoll genutzt werden
kénnen und das Bediirfnis nach Inhaberwohnungen von Gewerbetreibenden ist vorhanden. Das
Pendel muss jedoch eingemittet werden. Andreas Durr bezeichnet es als inhaltlich falsch, das An-
liegen als Motion zu Uberweisen. Eine Ablehnung wére es aber auch. Das Postulat wiirde einen
Mittelweg darstellen, denn damit kann auch dem Bauinspektorat gezeigt werden, dass der Landrat
das Wohnen im Gewerbegebiet ermdglichen will. Fur eine optimale Ausgestaltung braucht es wohl
keine Gesetzesanderung, aber die richtige Rechtsanwendung.

Karl-Heinz Zeller (Griine) betont, auch der Griinen/EVP-Fraktion sei das Gewerbe wichtig. Man
muss aber sorgféltig prifen, was im Gewerbegebiet zulassig sein soll und was nicht. Eine Ausle-
geordnung und danach die Einleitung der notwendigen Schritte ware richtig. Seine Fraktion wirde
das Anliegen als Postulat unterstitzen.

Hanspeter Weibel (SVP) sieht Einigkeit dariiber, dass eine entsprechende gesetzliche Regelung
bestehe. Es geht also um die Anwendung des Gesetzes. Das Pendel muss nun wieder gerichtet
werden, sowohl vom Landrat als auch von den Verantwortlichen des Bauinspektorats. Auch wenn
Wohnen im Gewerbegebiet heute schon mdglich ware, zeigt die Praxis, dass sogar Andi Duirr sich
durchboxen muss, also ist es doch nicht so einfach, zu einer entsprechenden Bewilligung zu
kommen. Mit einem reinen Prifen und Berichten kann sich Hanspeter Weibel nicht einverstanden
erklaren, denn es liegt klar in der Kompetenz des Regierungsrats, den Rahmen der Anwendung
des Gesetzes festzulegen. Eine Uberweisung des Vorstosses als Postulat bote Gewahr, dass die
Gesetzesauslegung im Sinne der Motionérin nachjustiert wirde.

Urs Kaufmann (SP) halt eine Motion ebenfalls flr unnétig, denn eine entsprechende gesetzliche
Grundlage existiert. Susanne Strubs Forderung geht zudem deutlich weiter als das aktuell gultige
Gesetz. Gefordert werden Wohnungen flr Gewerbetreibende und allenfalls das betriebseigene
Personal, und genau hier besteht das Problem, dass auch Missbrauch betrieben werden kénnte.
Wer kontrolliert regelmassig, wer die Wohnungen nutzt? Vollzugsprobleme waren vorprogram-
miert. Aus diesem Grund wére eine Uberweisung des Anliegens als Postulat richtig. Eine Uberwei-
sung als Motion lehnt Urs Kaufmann klar ab.

Matthias Ritter (SVP) stellt ebenfalls fest, dass die gesetzliche Grundlage vorhanden ware. Nach
dem Fall in Lausen wurde es fiir Gewerbetreibende schwieriger, beispielsweise fiir sich selbst oder
einen Hauswart eine Wohnung auf einer Gewerbeliegenschaft zu bauen, auch wenn dies laut Ge-
setz auch heute noch moglich ware. Diese Mdéglichkeit muss vor allem in Wohn- und Gewerbezo-
nen unbedingt bestehen bleiben. Eine Motion ist dazu vielleicht wirklich das falsche Instrument,
jedoch sollte die heutige Praxis analysiert und der Zustand von vor vier bis fiinf Jahren wiederher-
gestellt werden.

Susanne Strub (SVP) horte aus dem Landrat, was sie hoéren wollte. Auch Regierungsrat Isaac
Reber hat es gehort. Das Pendel muss wieder in die richtige Richtung ausschlagen. Wenn der
Leiter des Bauinspektorats heute nicht zugehort hat, dann soll Regierungsrat Reber ihn morgen
Uber die Anliegen des Landrats informieren. Es gilt nun, nicht mehr einfach zu prifen und zu be-
richten, sondern zu handeln. Im Sinne der Sache wird die Motion daher in ein Postulat umgewan-
delt.
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Regierungsrat Isaac Reber (Griine) meint, einige Anwesende machten es sich etwas gar einfach.
Zudem mdchte er etwas mehr Respekt gegentiber der Verwaltung einfordern. Diese macht ihren
Job, und der ist zuweilen schwierig. Wie allerseits bekannt sein dirfte, orientiert sich die Rechts-
anwendung nicht nur am Gesetz, sondern auch an der Auslegung desselben und letztlich eben-
falls an der Gerichtspraxis. Diesen Verdnderungen und Verschiebungen kann sich auch die Ver-
waltung nicht entziehen. Mittlerweile liegen zum hier diskutierten Anliegen auch bereits weitere
Entscheide vor, welche in eine andere Richtung zeigen, das Pendel geht also wieder zurlck. Isaac
Reber empfindet es als sonderbar, wenn jemand das Gefiihl habe, die Verwaltung kénne sich um
die Gerichtspraxis foutieren.

Was steht in § 23 Ziffer 5 RBG? «In den Gewerbe- und Industriezonen sind ausschliesslich Woh-
nungen fur Betriebsinhaberinnen und Betriebsinhaber, fur standortgebundenes und in beschrank-
tem Umfang fir betriebseigenes Personal zugelassen. Ausnahmsweise kdnnen zeitlich befristete
provisorische Unterkiinfte im Zusammenhang mit grésseren Bauvorhaben bewilligt werden.»
«Ausschliesslich» bedeutet hier: nicht fir andere Zwecke. Aus diesem Grund ist es relativ einfach
und klar nachvollziehbar, weshalb man fir eine entsprechende Bewilligung allenfalls boxen muss.
Nicht alle kbnnen eine Wohnung erstellen, denn solche Wohnungen missen einem bestimmten
Zweck dienen. Um diesen Zweck muss mitunter gestritten werden und ab und zu sind auch Kor-
rekturen notwendig. Diese nimmt unter anderem das Gericht vor. Die Landpreise im Gewerbege-
biet sind bekannt, daher wéare es fur viele Gewerbetreibende grundsatzlich attraktiv, dort eine
Wohnung zu haben. Auch Isaac Reber hatte gerne eine solche Wohnung. Im Gesetz wird genau
aufgelistet, in welchen Féllen eine derartige Wohnung bewilligt werden kann.

An Susanne Strub gewandt erklart Isaac Reber, er personlich erachte das Wohnen in Arbeitszo-
nen als super. Auch das Gewerbe braucht jedoch einen gewissen Schutz, denn eine Wohnnut-
zung ware finanziell attraktiver und konnte sich fir die Gewerbetreibenden problematisch auswir-
ken. Aus diesem Grund findet es der Regierungsrat richtig, im Rahmen eines Postulats eine Aus-
legeordnung vorzunehmen und somit die berechtigten Fragen zu klaren. Erst dann kann entschie-
den werden, ob die heutige gesetzliche Grundlage geéndert werden soll. Dass die Urheberin des
Vorstosses ihre Motion in ein Postulat umwandelte, erachtet Isaac Reber als sinnvoll.

Al Mit 63:17 Stimmen bei 3 Enthaltungen tUberweist der Landrat den Vorstoss 2020/104 als
Postulat an den Regierungsrat.

Nr. 791

28. Strategie fur den langfristigen Umgang mit Wasserknappheit
2020/74; Protokoll: ama

Al Das Postulat wird stillschweigend Gberwiesen.

Nr. 792

29. Bedarfsgerechte flachendeckende Einfiihrung von Tagesschulen

2020/112; Protokoll: ama

Landratsprasident Heinz Lerf (FDP) informiert, dass der Regierungsrat bereit sei, das Postulat
entgegenzunehmen.

Saskia Schenker (FDP) erklart, die FDP-Fraktion lehne das Postulat ab. Auf den ersten Blick wirkt
es relativ moderat, denn es geht um ein Prifen und Berichten, wie in den Gemeinden Tagesschu-
len eingefiihrt werden kénnten. Bei genauerem Hinschauen zeigt sich jedoch, dass eine flachen-
deckende Einfuhrung von Tagesschulen angestrebt wird, was der FDP-Fraktion eindeutig zu weit
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geht. Damit ginge es plotzlich darum, eine Gemeindeaufgabe zum Kanton zu nehmen. Es ist wich-
tig, dass die Gemeinden entsprechende Uberlegungen anstellen und in einigen Gemeinden exis-
tieren auch bereits gute Tagesstrukturen (beispielsweise Allschwil und Therwil). Es geht jedoch
nicht an, dass der Kanton den Gemeinden Vorgaben Uber die Art des Angebots macht, denn an
der Aufgabenteilung zwischen Kanton und Gemeinden sollte nicht gertttelt werden. Das im Postu-
latstext erkennbare Fernziel wird von der FDP-Fraktion abgelehnt, eine Prufung des Anliegens in
diesem Sinn und Geist wirde keinesfalls unterstutzt.

Ermando Imondi (SVP) schliesst sich den Ausfiihrungen von Saskia Schenker an. Auch die SVP-
Fraktion lehnt das Postulat ab. Das Anliegen wiirde zu stark in die Gemeindeautonomie eingreifen,
zudem musste demnach auch der Kanton bei der Finanzierung Unterstiitzung leisten.

Ernst Schirch (SP) ist erstaunt Gber die gedusserten Bedenken der Vorrednerin und des Vorred-
ners. Es geht lediglich darum, zu prifen und zu berichten. Die SP-Fraktion ist einstimmig fur die
Uberweisung des Postulats. Es geht um bedarfsgerechte Angebote im Vorschulbereich und auf
der Primarschulstufe, welche fur Familien besonders wichtig sind. Daraus kann sich ein Standort-
vorteil fur die Gemeinden und den Kanton ergeben. Eine Schule kann zu einer Tagesschule wer-
den, muss dies jedoch nicht. Die ergdnzenden Angebote waren freiwillig, es gébe kein Obligatori-
um. Positiv wéare auch, dass die Kostenbeteiligung der Eltern von deren Finanzkraft abhangt und
dass eine Beteiligung des Kantons geprift werden muss. Fur die SP ist die Betreuung von Kindern
nicht das Gleiche wie das Kinderhiten. Fir derartige Angebote braucht es daher unbedingt Fach-
personen. Aus den genannten Griinden stellt sich die SP-Fraktion einstimmig hinter die Uberwei-
sung des Postulats.

Andrea Heger (EVP) erklart, dass die Grine/EVP-Fraktion das Postulat unterstiitzen werde. Eini-
gen ihrer Fraktionskolleginnen und —kollegen liegt es sehr stark am Herzen, dass es bei den Ta-
gesschulen und der Tagesbetreuung schneller vorwartsgeht. Aus diesem Grund wurden auch wei-
tere Vorstosse eingereicht. Trotzdem sind die eingebrachten Bedenken ein Stiick weit verstand-
lich. Allerdings unterstiitzen auch auf kommunaler Ebene aktive Fraktionsmitglieder das Postulat,
denn es geht nun in einem ersten Schritt um ein Prifen und Berichten. Hat man die Auslegeord-
nung einmal vor sich, kann man immer noch entscheiden, was genau umgesetzt werden soll.

Béatrix von Sury d'Aspremont (CVP) erinnert daran, dass vor wenigen Wochen der Bericht zur
Armutsstrategie und der aktualisierte Familienbericht lobend erwahnt worden seien. Es wurde klar
dargelegt, dass die Betreuungsstruktur ein wichtiger Pfeiler im Leben der Kinder und der Familien
darstellt. Das vorliegende Postulat ist ein Beitrag, um die Betreuungssituation im Kanton Basel-
Landschaft zu verbessern. Es geht um ein Prifen und Berichten, wie und ob Gemeinden eine be-
darfsgerechte, flachendeckende ausserschulische Kinderbetreuung auf der Ebene der Schule an-
bieten kdnnen. Nach Ansicht der CVP/glp-Fraktion ist eine Uberweisung des Postulats aus ver-
schiedenen Grinden wichtig: Die bestehenden Angebote sollen weiterentwickelt werden. Der Um-
stand, dass viele Gemeinden bereits heute Betreuungsangebote und/oder betreuungsnahe Ele-
mente anbieten, zeigt klar, dass es sich dabei um ein echtes Bedurfnis handelt. Beispielsweise in
Reinach werden die schulerganzenden Betreuungsangebote laufend erweitert (Tageslager, Auf-
gabenbetreuung, Konzepte flr nachschulische Sportangebote, etc.). Der Kanton kdnnte gemein-
sam mit den Gemeinden klare Empfehlungen entwickeln. Wenn alleinerziehende Elternteile ihre
berufliche Karriere weiterentwickeln kénnen, tragt dies zu einem wachsenden Steueraufkommen
bei. Nicht zu unterschétzen ist der Standortvorteil fiir Gemeinden mit einem ansprechenden Ange-
bot fir Familien. Wer umfassende Tagesstrukturen anbietet, verfligt Gber einen grossen Standort-
vorteil und ist entsprechend wettbewerbsfahig. Familien suchen sich ihren Wohnort nach derarti-
gen Kriterien aus.

Wichtig ist auch das Thema Kosteneinsparungen bei der Sozialhilfe. Wo Tagesstrukturen fiir Kin-
der bestehen, sind mehr alleinerziehende Elternteile berufstatig und entsprechend weniger Perso-
nen auf Unterstiitzung durch die Sozialhilfe angewiesen. Auch auf die Perspektive der Kinder wirkt
sich ein gutes Betreuungsangebot sehr positiv aus. Es geht um Chancengleichheit, welche fur die
schulische und berufliche Laufbahn wichtig ist. Durch angemessene Tagesstrukturen werden Kin-
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der aus schwierigen Verhaltnissen in ihrer Integration unterstitzt. Beispielsweise sind die frihe
Sprachférderung oder die Frihférderung allgemein sehr wichtig. Tagesschulen sind padagogisch
sinnvoll und tragen dazu bei, Kinder umfassend zu férdern.

Beim FEB-Bereich handelt es sich um eine Gemeindeaufgabe. Der Familienbericht zeigte jedoch
auf, dass die Familienbeteiligung an den Betreuungskosten in unserem Kanton hoher liegt als der
Schweizer Durchschnitt. Hier kdnnte der Kanton daher beziglich der Kosten unterstiitzend eingrei-
fen, denn auch der Staat profitiert letztlich davon, wenn mehr Eltern arbeiten gehen kénnen. An-
schubfinanzierungen durch den Kanton wéren sehr sinnvoll.

Béatrix von Sury d'Aspremont kann sich nicht vorstellen, welche Argumente gegen eine Uberwei-
sung ihres Postulats sprechen wirden.

Erika Eichenberger Bihler (Griine) mochte die Argumente ihrer Vorrednerin nicht wiederholen.
Von Saskia Schenkers Ausserungen zeigt sie sich sehr enttauscht. Wer Kinder vom Baby- bis zum
Erwachsenenalter partnerschaftlich aufgezogen hat, weiss, wie schwierig es fur beide Elternteile
ist, Beruf und Familie unter einen Hut zu bringen. Das Familienleben ist verschiedensten Einflis-
sen ausgesetzt (Arbeitsplatzwechsel, Trennung, Wegfall der Betreuung durch Grosseltern), wes-
halb ein Tagesschul-Angebot zu einer extremen Entlastung beitragen konnte. Erika Eichenberger
Bahler bittet ihre Kolleginnen und Kollegen darum, in die Breite zu schauen und dem aktuellen
Vorstoss eine Chance zu geben, dies zugunsten der extrem belasteten Familien, welche alle ihren
Job Gber mehr als zwanzig Jahre so gut wie mdglich leisten.

Christof Hiltmann (FDP) betont, die FDP-Fraktion sehe durchaus, dass Tagesstrukturen einem
Bedurfnis entsprechen und dass viele Gemeinden bereits entsprechende Angebote eingefihrt
haben. Viele Lebenssituationen machen das Angebot solcher Strukturen notwendig. Als stérend
empfindet die FDP-Fraktion den Titel des Postulats, wonach Tagesschulen sowohl bedarfsgerecht
als auch flachendeckend eingefiihrt werden sollen, und dass der Kanton aufgefordert wird, eine
Arbeit fur die Gemeinden zu tbernehmen, welche die Gemeinden gut selbst leisten kénnen. Ge-
nau diese Stimmen, welche ansonsten stets die Gemeindesouveranitat hochhalten, bringen nun
einen Vorschlag ein, mit welchem sich der Kanton in eine Gemeindekompetenz einmischen wirde.
Christof Hiltmann erschliesst sich die Logik hinter dem vorliegenden Vorstoss nicht ganz. Es be-
steht bereits ein Angebot an Tagesstrukturen und die Gemeinden kénnen solche auch laufend den
Bedurfnissen angepasst erweitern. Der Bedarf ist unbestritten gegeben, aber jede Gemeinde
handhabt das Thema etwas anders. Wahrscheinlich benétigt eine Oberbaselbieter Gemeinde nicht
das gleiche Angebot wie eine Gemeinde im unteren Kantonsteil. Das Thema «flachendeckend» ist
daher in Vornherein obsolet. Die Gemeindesouveranitat wird sonst immer hochgehalten, daher ist
nicht einzusehen, weshalb nun beim Thema Tagesstrukturen nach dem Kanton gerufen wird. In
einigen Gemeinden existiert bereits ein funktionierendes Angebot, Uber welches sich die tbrigen
Gemeinden informieren und es bedarfsgerecht umsetzen kénnen. Bisher ist man im Baselbiet
stets gut damit gefahren, Unterschiede zwischen den Gemeinden zuzulassen.

Klaus Kirchmayr (Griine) ist Uber die Statements der FDP enttauscht. Vor zwei Wochen wurde
der Familienbericht diskutiert, aus welchem klar ersichtlich wurde, dass Basel-Landschaft bezlg-
lich Tagesstrukturen auf einem der hintersten Rénge platziert ist. Man kann nun schon das Hohe-
lied der Gemeinden singen, dieses fihrte in der Konsequenz jedoch dazu, dass unser Kanton im
schweizerischen Vergleich am Schluss der Rangliste steht. Hatte man sich im Bereich Altenpflege
oder Sportanlagen beispielsweise nicht auf Kantonsebene lberlegt, wie Verbesserungen erreicht
werden kénnen, so wirden sich auch dort gréssere Probleme zeigen. Um diese zu vermeiden,
sprach der Kanton beispielsweise Investitionsbeitrage. Unser Kanton weist heute bei den Betreu-
ungsangeboten ein klares Defizit aus. Dem Kanton muss es ein Anliegen sein, sich diesbeziiglich
in der Gesamtheit aller Gemeinden zu verbessern. Das vorliegende Postulat zielt einzig darauf ab,
die Faktenlage bezuglich Tagesschulen zu verbessern. An erster Stelle muss dabei eine Abkla-
rung des Bedarfs stehen, denn allenfalls sind Tagesschulen nicht tiberall in unserem Kanton nétig.
Das Wort «flachendeckend» ist so zu verstehen, dass ermittelt werden soll, wo die Einfihrung von
Tagesschulen Sinn macht. Dass man sich derartigen Abklarungen im Vornherein verweigert, kann
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Klaus Kirchmayr nicht nachvollziehen. Er bittet seine Kolleginnen und Kollegen daher darum, den
vorliegenden Vorstoss zu tiberweisen.

Anita Biedert (SVP) betont, es gebe gescheite Leute — namlich die zustandigen Gemeinderéate.
Die Gemeinderate verschiedener Gemeinden sind sehr aktiv und auch innovativ, was das Thema
Tagesstrukturen fur Kinder betrifft. Auf Gemeindeebene finden Bedarfsabklarungen statt, denn je
nach Gemeinde prasentieren sich sehr unterschiedliche Bedurfnisse. Eine umfassende Betreuung
von Kindern entspricht auf jeden Fall einem Bedurfnis, jedoch stort sich Anita Biedert an der ver-
langten Anschubfinanzierung seitens Kanton, denn dies kann zu einem finanziellen Druck gegen-
Uber den Gemeinden fuhren. Der Landrat soll das Thema den Gemeinden uberlassen, vor allem
auch den innovativen Gemeinderaten, welche ihre Sache tipptopp machen.

Jan Kirchmayr (SP) stellt klar, Tagesschulen und Tagesstrukturen seien zwei Paar Schuhe. Bei
einer Tagesschule besucht die Schiilerin/der Schiler die Schule vom Morgen bis in den Nachmit-
tag hinein, inklusive Mittagessen und Erledigung der Hausaufgaben. In einer Tagesstruktur findet
eine Friihbetreuung durch Betreuungspersonen statt, von dort aus gehen die Kinder zur Schule,
meist nicht im gleichen Schulhaus. Weitere Angebote von Tagesstrukturen sind Mittagstisch oder
Nachbetreuung nach der Nachmittagsschule. Bei einer Tagesschule werden samtliche Angebote
unter einem Dach bereitgestellt, dies auch im Klassenverband. Geprift werden soll mit dem aktu-
ellen Vorstoss unter anderem, ob Tagesschulen auf der Primarschulstufe regional eingerichtet
werden kénnten. Niemand soll zum Besuch einer Tagesschule gezwungen werden. In der Stadt
Zurich und auch in verschiedenen Zircher Gemeinden werden entsprechende Versuche durchge-
fuhrt. Dass entsprechende Angebote fir unseren Kanton nicht geprift werden sollen, Uberrascht
Jan Kirchmayr. Es ist wichtig, die Vereinbarkeit von Beruf und Familie zu férdern. Indem das The-
ma den einzelnen Gemeinden Uberlassen wird, findet eine solche Férderung nicht statt. Beispiels-
weise fehlt heute auch eine gesetzliche Grundlage fur Tagesschulen. Gemeinden mit Tageskin-
dergarten kdnnen diese heute nur im Rahmen von Pilotversuchen betreiben. Wir dirfen nicht ste-
hen bleiben, weshalb das vorliegende Postulat einen Schritt in die richtige Richtung darstellt. Nie-
mand will allen Gemeinden die gleiche Regelung lberstilpen, jedoch soll analysiert werden, wie
die Vereinbarkeit von Beruf und Familie mittels Tagesschulmodellen geférdert werden kénnte.

Urs Kaufmann (SP) verweist auf das Loblied auf die kreativen Gemeinderate. Er selbst ist Ge-
meinderat in Frenkendorf, wo sich eine grosse Zahl von Einwohnerlnnen mittels Unterschriften-
sammlung fiir Tagesstrukturen stark machte. Im Rahmen eines entsprechenden Anlasses wurde
der Bedarf nach einem solchen Angebot klar festgestellt. Die Schwierigkeit fir die Gemeinderate
liegt darin, dass Evaluierungen vorgenommen werden mussen, die viel Zeit in Anspruch nehmen.
Als Gemeinderat waren Urs Kaufmann daher Grundlagen, welche durch den Kanton bereitgestellt
wurden, sehr willkommen. Auch ware es hilfreich, wenn der Kanton verschiedene Umsetzungs-
mdglichkeiten aufzeigen kdnnte. Fir alle Gemeinden, welche einen Bedarf an Tagesstrukturen
feststellen, ware es optimal, sich auf eine gewisse Basis abstiitzen zu kénnen. Das vorliegende
Postulat muss daher unbedingt Uberwiesen werden.

Christof Hiltmann (FDP) wiederholt: Es bezweifelt niemand, dass ein Bedarf an Tagesschulen
oder Tagesstrukturen besteht, nicht einmal die FDP und wohl auch nicht die SVP. Jedoch soll der
Kanton in diesem Bereich keine grossere Rolle spielen, als er es heute schon tut. Klaus Kirchma-
yrs Beispiele sind eine Steilvorlage, denn gerade die Sport- und Altersinfrastruktur ist heute voéllig
Uberdimensioniert. Gerade diese ungunstigen Beispiele kdnnen nicht als Vorbild dienen. Der Kan-
ton erledigt seine Aufgaben grundsétzlich gut, in den genannten Bereichen sollte er aber nicht
dreinreden missen. Das Umfeld in den einzelnen Gemeinden ist sehr unterschiedlich, jedoch wur-
de Uberall die Wichtigkeit der Vereinbarkeit von Familie und Beruf erkannt. Fir die Gemeindever-
treterinnen und —vertreter bestehen bereits gentigend Gefasse, um solche Themen untereinander
besprechen zu kdnnen. Best Practices und Erfahrungswerte bestehen und der Kanton kann hier
keinen Mehrwert bieten.

Béatrix von Sury d'Aspremont (CVP) ist Gemeinderatin und ware sehr froh, wenn es zum The-
ma Tagesschulen das eine oder andere Konzept geben wirde, ohne sich nach Zirich oder an-
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derswohin wenden zu mussen. Sie erinnert die FDP an verschiedene Vorstdosse zum Thema Tra-
gerschaft der Primarschulen, welche in letzter Zeit eingereicht wurden. Alle Ratsmitglieder fanden
es gut zu prifen, wie die Lasten finanzieller Art besser aufgeteilt werden kdnnten. Den Kanton aus
dem Thema Schulen komplett herauszuhalten, ist nicht mdglich. Zum Thema Anschubfinanzierung
meint die Votantin, diverse Gemeinden waren sehr dankbar fur eine finanzielle Unterstiitzung,
denn eine flachendeckende Kinderbetreuung fiir das ganze Gemeindegebiet und fir jeden Schul-
tag ist mit grossem Aufwand verbunden. Von vielen Seiten wird immer wieder auf den heute teil-
weise herrschenden Fachkraftemangel verwiesen: Gerade Tagesschulen kdnnten dazu beitragen,
dass die Eltern den ganzen Tag einer Arbeit nachgehen kdnnen. Auch hinsichtlich Chancengleich-
heit waren Tagesschulen sehr zu begrissen. Die Argumente gegen eine Uberweisung ihres Vor-
stosses vermdgen Béatrix von Sury d’Aspremont nicht zu Gberzeugen. Es handelt sich um ein An-
liegen zugunsten der Familien, der Gemeinden und der gesamten Gesellschaft.

Pascal Ryf (CVP) meint, der Vergleich mit dem Kanton Basel-Stadt werde meist nicht gern gese-
hen, da dieser Uiber andere finanzielle Moglichkeiten verfiige. Trotzdem zitiert er aus einer Medi-
enmitteilung vom 26. Januar 2021: «Der Regierungsrat des Kantons Basel-Stadt méchte fiir rund
CHF 75 Mio. das Angebot bei den Tagesstrukturen ausbauen.»

Der Redner betreibt selbst eine Tagesstruktur in Basel-Stadt und es ist dort selbstverstéandlich,
dass jedes Kind das Anrecht auf eine Tagesstruktur oder eine Tagesschule hat, egal wo es wohnt
und welches Schulhaus es besucht. Die Vereinbarkeit von Beruf und Familie ist damit in Basel-
Stadt absolut gewahrleistet. Pascal Ryf glaubt der FDP-Fraktion, dass sie diesen Anspruch nicht in
Frage stellt, aber dann muss sie nun Farbe bekennen und das Postulat unterstiitzen. Es geht da-
rum, den Bedarf zu prifen und dartiber zu berichten. Auch wenn unser Kanton nicht mit Basel-
Stadt verglichen werden kann, sollte auch hier angestrebt werden, grundsatzlich Uberall Tages-
schulen anzubieten. Kein Kind soll gezwungen werden, eine solches Angebot zu nutzen. Die For-
derung der SP, Kitas flachendeckend gratis zur Verfigung zu stellen, kann Pascal Ryf nicht unter-
stutzen. Das Gleiche gilt fur Tagesschulen. Eine Bedarfsabklarung soll nun jedoch vorgenommen
werden. Sich im 21. Jahrhundert noch dagegen zu wehren, ist unverstandlich.

Klaus Kirchmayr (Grine) erhielt ebenfalls einen Steilpass von Christof Hiltmann. Der Glaube,
dass der Kanton und die Gemeinden durch eine klare Aufgabenteilung die beste Mittelallokation
erreichen, krankt an zwei Dingen: Es ist nicht die urséchlichste Aufgabe eines Staatswesens, die
Mittel richtig zu allokieren, sondern die Bedlrfnisse der Gesellschaft adaquat abzuholen und die
Lebensqualitat entsprechend zu verbessern. Zum zweiten Punkt gibt der Redner Christof Hiltmann
Recht, dass bei den Alters- und Pflegeheimen oder der Sportinfrastruktur eventuell Gbermarcht
worden sei, allerdings immer mit tatkraftiger Unterstitzung der FDP-Fraktion. Aus diesem Grund
kann Klaus Kirchmayr nach wie vor nicht verstehen, dass in einem Bereich, in welchem unser
Kanton nachgewiesenermassen hinterherhinkt, nicht ber eine neue Rollenverteilung zwischen
Kanton und Gemeinden nachgedacht werden soll. Er selbst ware der Letzte, welcher findet, der
Kanton misse nun Geld ausschitten und in allen Gemeinden miisse das Angebot gleich sein,
aber bei den Bedurfnisabklarungen und beim Setzen von Anreizen komme dem Kanton durchaus
eine Rolle zu. Entsprechend ist das vorliegende Postulat richtig.

Saskia Schenker (FDP) nimmt Bezug auf den FDP-Vorstoss betreffend Aufgabenteilung Kanton
und Gemeinden in den Primarschulen. Genau dort besteht das Problem, dass den Gemeinden
sehr vieles von der kantonalen Gesetzgebung vorgeschrieben wird und diese nur noch tber wenig
Entscheidungs- und Handlungsspielraum verfligen. Die Schulen stellen einen grossen Ausgaben-
posten dar, die Vorgaben fir die Gemeinden jedoch sind kantonal. Aus diesem Grund wurde ein
Vorstoss eingereicht mit dem Ziel, die Probleme des geringen Handlungsspielraums fiir die Ge-
meinden zu I6sen. Dass sich bezlglich Tagesschulen die gleiche Problematik ergibt, soll verhin-
dert werden. Zudem kann die Aufgabenteilung in den beiden Kantonen BL und BS nicht miteinan-
der verglichen werden. BL hat 86 Gemeinden und es wurde entschieden, dass die hier diskutierte
Thematik im Kompetenzbereich der Gemeinden liegt. Das vorliegende Postulat wird unterschied-
lich interpretiert. Jan Kirchmayr betonte, dass sich dieses auf die Einfilhrung von Tagesschulen
beziehe, wahrend andere Votantinnen und Votanten sich fir eine offene Prifung verschiedener
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Tagesstrukturen aussprachen. Saskia Schenker erachtet es als interessant, das bestehende An-
gebot aufzuzeigen, jedoch kann es nicht das Ziel sein, eine Einfihrung von Tagesschulen fir alle
Gemeinden zu postulieren. Auch soll es nicht darum gehen, eine mogliche Mitfinanzierung durch
den Kanton aufzuzeigen. Die im Postulat angesprochene Thematik ist interessant und wichtig,
jedoch soll der Kanton den Gemeinden keine Vorgaben machen.

A Mit 47:34 Stimmen bei 1 Enthaltung wird das Postulat 2020/112 tberwiesen.

Nr. 793

30. Frahforderung von verhaltensauffalligen Kindern mit sozialem und emotionalem
Forderbedarf

2020/67; Protokoll: ble

Der Regierungsrat nehme das Postulat entgegen und beantrage gleichzeitig, es abzuschreiben,
erklart Landratsprasident Heinz Lerf (FDP).

Caroline Mall (SVP) bedankt sich beim Regierungsrat fiir den Antrag auf Entgegennahme und
bittet, das Postulat nicht abzuschreiben. Warum? Der Regierungsrat gibt in vier Abschnitten eine
kurze Erklarung ab, beginnend mit der Feststellung, es sei davon auszugehen, dass der Kanton
bereits genligend griffige Massnahmen getroffen habe. Die Postulantin ist anderer Meinung. Seit
man das integrative Schulmodell hat, ist festzustellen, dass Lehrpersonen und andere kinderbe-
treuende Personen — im Rahmen von Aufgabenstunden oder anderen Schulangeboten — 6fters an
Grenzen stossen. Die Postulantin wollte mit ihrem Vorstoss nicht in erster Linie erfahren, was der
Kanton alles macht, denn er macht bereits vieles, aber es ist zu wenig griffig. Es gibt zwar Angebo-
te, diese sind aber alle fakultativ. Sie kbnnen, missen aber nicht helfen. Die Postulantin verlangte
deshalb einen Bericht Uber die Frihférderung. Man kann immer wieder sehr gute Berichte von
verschiedenen Professoren lesen, die sich mit verhaltensauffalligen Kindern auseinandersetzen.
Dabei ist zu sagen, dass verhaltensauffallige Kinder nicht grundsatzlich eine Krankheit oder St6-
rung haben mussen. Sondern es geht darum, sie méglicherweise kurz- oder mittelfristig fir den
grossen Schritt in den Kindergarten fit zu machen. Der Regierungsrat schreibt, dass es unmittelbar
mit dem Entwicklungsumfeld in der Familie zu tun habe, was bei der Rednerin eine Alarmglocke
lauten lasst. Man muss hier eine massgeschneiderte Hilfe anbieten; der freiwillige Pass reicht
nicht. Daher wére die Rednerin sehr erfreut und zufrieden, wenn man in einem weiteren Bericht
nachlesen kénnte, wie man noch intensiver an die Sache herangeht — und zwar zugunsten aller
Beteiligten. Man hat jetzt lange Uber Tagesschulen diskutiert und dartiber, ob man diese gut oder
nicht gut findet. Sicher ist aber, dass bei der Friihférderung noch Bedarf besteht. Auch wenn es
nicht ein SVP-Thema ist, so ist sich die Fraktion bewusst, dass man gewisse Dinge friher ange-
hen musste. Vielleicht mit einem kleinen Portefeuille, so dass man mittel- und langfristig in den
Schulen, in denen es in den nachsten Jahren sicher nicht einfacher wird, ein wenig mehr Ruhe
und Gelassenheit hat. Und in der Politik vielleicht auch weniger bildungspolitische Vorstosse.
Gefreut hat die Rednerin, dass vor noch nicht allzu langer Zeit ein Artikel von Jean-Michel Héritier
erschienen ist, in dem es heisst: «Bei der Mehrheit der Familien kommen die Probleme erst im
Kindergarten zum Vorschein. Dann ist es aber schon zu spat, um die Defizite auszugleichen.»
Daher bittet Caroline Mall den Landrat, das Postulat nicht abzuschreiben, sondern den Regie-
rungsrat zu beauftragen, noch einmal gezielt zu Giberlegen, wie die jungen Menschen inklusive die
Erziehungsberechtigten noch mehr an Bord geholt werden kénnen. Dies alles, damit man weniger
Burn-Outs von Lehrpersonen hat und moglicherweise noch weniger Unterstiitzungsarbeit in der
Volksschule anbieten misste, wenn zuvor schon entsprechend vorgesorgt ware.

Miriam Locher (SP) findet, es handle sich um ein sehr wichtiges Thema, was die SP-Fraktion
bereits mehrfach durch entsprechende Vorstésse deutlich gemacht habe. Man ist sehr daran inte-
ressiert, und es gibt sicher noch offene Fragen, die geklart werden mussen. Der Kanton hat mit
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dem Konzept zur Frihen Forderung sicher schon einen wichtigen Schritt getan. Nichtsdestotrotz
wird ein Teil der SP-Fraktion die Postulantin in ihrem Anliegen unterstiitzen, dass der Vorstoss
stehen bleibt und noch einige Antworten mehr geliefert werden.

Erika Eichenberger Buhler (Grine) meint, bei jedem Verhalten liege ein guter Grund vor. Bei
auffalligem oder stérendem Verhalten gilt es, dem Grund auf die Spur zu kommen. Oft ist es auch
ein Hilferuf aus verschiedensten Grinden. Man hat es gehort, es gibt schon viele freiwillige Ange-
bote, und viele Angebote im Vorschulbereich greifen schon. Randbemerkung: Tagesstrukturen
auch im Vorschulbereich, familienergdnzende Unterstitzungsangebote konnten dabei ein weiterer
wichtiger Teil sein.

In der Pandemie konnte man feststellen, dass sich die Probleme in den Familien potenzieren. Da-
her ist es wichtig, auch Angebote bereitzuhalten, um Familien praventiv zu helfen oder ihnen zu
erm@glichen, dass sie beim Auftauchen erster Probleme schon eine Fachperson beiziehen kdn-
nen, bevor die Situation eskaliert. Daher werden in der Griine/EVP-Fraktion einige fur eine Ab-
schreibung, einige aber auch fur ein Stehenlassen stimmen. Gerade im Bereich Elterncoaching
konnte man prufen, ob nicht noch ein Angebot auf freiwilliger Basis geschaffen werden sollte.

Robert Vogt (FDP) und die FPD-Fraktion sehen glaubhaft dargelegt, dass die kantonale Frihfor-
derung ein genlgendes Angebot bereitstellt. Man sei daher bereit, das Postulat abzuschreiben.

Regierungsratin Monica Gschwind (FDP) informiert zum vom Regierungsrat beschlossenen Kon-
zept der Frihen Forderung: Das Angebot wird 2022 evaluiert, um danach zu sehen, ob es genugt,
oder ob zusatzliche Angebote geschaffen werden sollen. Es ist ein laufender Prozess, und man
wird im Lauf des nachsten Jahres Antworten haben und entsprechend reagieren.

Caroline Mall (SVP) stellt klar, sie stelle nicht die Angebote an sich in Frage, sondern, wie diese
an die Familien respektive an die Kinder herangetragen werden. Wie es im Vorstoss steht, soll
geprift werden, wie die betroffenen Kinder maéglichst friih erfasst und geférdert werden kdnnen,
unter Einbezug der Erziehungsberechtigten. Die Angebote sind vielleicht vorhanden und vielleicht
sind es zu viele. Wichtig ist der Postulantin aber, dass die die bestehenden Angebote zur richtigen
Zeit an die richtigen Leute kommen. Zwar hat Landrat Robert Vogt erklart, man habe gesehen,
dass die entsprechenden Angebote vorhanden sind, und daher kénne der Vorstoss abgeschrieben
werden. Aber weiss Landrat Vogt auch, inwiefern die Angebote fruchten? Die Rednerin weiss nur,
dass es immer mehr verhaltensauffallige Schilerinnen und Schiler gibt, was viele Lehrpersonen
bestétigen kénnen. Dass man, wie Regierungsratin Monica Gschwind gesagt hat, der Sache
nachgehen will, ist ein toller «Pass». Insofern schlagt die Rednerin vor, dass der Vorstoss mit der
entsprechenden Vorlage im Jahr 2022 abgeschrieben wird.

Al Das Postulat wird stillschweigend Uberwiesen und mit 53:23 Stimmen bei 2 Enthaltungen
stehen gelassen.

Nr. 794

31. Wahlerinnen und Wahler nicht Giberstrapazieren
2020/68; Protokoll: ble

Landratsprasident Heinz Lerf (FDP) erklart, der Regierungsrat sei bereit, das Postulat entgegen-
zunehmen.

Al Das Postulat wird stillschweigend Uberwiesen.

Protokoll der 28. Sitzung vom 11. Februar 2021 1340



BASEL #%
LANDSCHAFT A

Nr. 795

32. Zunehmende Medikamentenengpdasse
2020/101; Protokoll: ble

Landratspréasident Heinz Lerf (FDP) erklart, der Regierungsrat sei bereit, das Postulat entgegen-
zunehmen.

A Das Postulat wird stillschweigend Gberwiesen.
Nr. 796
33. Kiunftige Ausschreibung von GWL in der Spitalplanungsregion

2020/71; Protokoll: ble

Landratsprasident Heinz Lerf (FDP) gibt bekannt, dass der Regierungsrat bereit sei, die Motion
als Postulat entgegenzunehmen. Es liegt eine schriftliche Begriindung vor. Inzwischen wurde der
Wortlaut des Vorstosses folgendermassen modifiziert:

Wir beauftragen den Regierungsrat deshalb detailliert zu prifen, inwiefern bisherige GWL oder Teile davon OKP-pflichtig
sind und deshalb nicht mehr als GWL zahlen, sondern im Rahmen der Spitalliste als Teile der Leistungsauftrage fungieren.

) Sffenth . '
Gesundheitsversorgung zwingend notwendigen Gemeinwirtschaftlichen Leistungen éffentlich ausgeschrieben werden. Der
Regierungsrat kann Ausnahmen definieren, wenn anerkanntermassen eine Angebotsvielfalt fehlt. Zudem sollen bei Aus-
schreibung und Einkauf der Leistungen - wo sinnvoll - Synergien mit Basel-Stadt geprift werden.

Sven Indbnit (FDP) bedauert, dass Uber die Motion, die von der FDP-Fraktion schon vor Uber
einem Jahr eingereicht worden sei, erst heute debattiert werden kdnne. In der Zwischenzeit wur-
den nochmals GWL fir ein Jahr gesprochen. In der VGK wurde diskutiert und die Debatte dann im
Landrat weitergefihrt. Niemand ist so richtig zufrieden. Die Kommission hatte gesagt, man misse
eine andere Losung finden als das Giesskannenprinzip. Immerhin geht es um CHF 11 bis 13 Mio.
pro Jahr. Daher griindet sich die Motion auf die Diskussionen der VGK. In der Zwischenzeit hat der
Motionar zudem die Motion modifiziert, dies aufgrund entsprechender Feedbacks, welche die For-
derungen als zu starr bezeichnet hatten. Dies gibt dem Regierungsrat mehr Mdglichkeiten. Erstens
soll die Zusammenarbeit mit Basel-Stadt nicht verbindlich sein, sondern situativ geprift werden,
und zweitens sollen dort GWL ausgeschrieben werden, wo es auch tatsachlich ein Angebot gibt.
Damit wurde der Spielraum ein wenig gedffnet, und man ist nun ein wenig enttauscht, dass der
Regierungsrat nur ein Postulat entgegennehmen will. In der VGK wird seit Jahren postuliert, dass
in dieser Sache etwas geht. Und jetzt muss Bewegung in das Ganze kommen. Man ist daher nach
wie vor Uberzeugt, dass die Motion in die richtige Richtung zielt. Es gibt aber auch andere Ansich-
ten. Bevor der Motionar eine Umwandlung in ein Postulat in Betracht zieht, mdchte er die Meinun-
gen der anderen Fraktionen horen.

Lucia Mikeler Knaack (SP) stimmt zu, man rede schon seit langerer Zeit immer wieder Uber die
Leistungen, die GWL und die Spitalliste. Die SP-Fraktion kann die Motion grossmehrheitlich nicht
unterstitzen und lehnt auch ein Postulat ab. Regierungsrat Thomas Weber hat bereits mehrmals
angekiindigt, dass alles im Gange ist, die Prozesse sind eingeleitet. Die VGK wird genau Uber die
Vergabe der GWL informiert werden. Es scheint ein wenig eine Zwangerei, nun eine Motion zu
unterstitzen, wenn schon Dinge laufen. Auch in Sachen Effizienz findet die Fraktion dies unndtig,
und sie ist auch mit dem Zusatzantrag nicht einverstanden.

Urs Roth (SP) ergénzt seine Vorrednerin. Die FDP habe zwei Anliegen. Erstens soll geprift wer-
den, ob die GWL OKP-pflichtige Leistungen sind oder nicht, und zweitens ist eine Ausschreibung
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einzelner — dies die Abschwéchung — GWL zu prufen. Warum lehnt die SP-Fraktion sowohl eine
Motion als auch ein Postulat ab? Beim ersten Punkt handelt es sich, mit Verlaub gesagt, um einen
Dauerauftrag des Regierungsrats. Auch wenn die Sache jedes Jahr im Landrat kontrovers disku-
tiert wird, braucht es keinen neuen Vorstoss. Es ist ein Dauerauftrag zu prifen, ob die GWL KVG-
pflichtige Leistungen sind oder nicht, ob tGber Tarife finanziert werden muss oder ob es eine Ver-
pflichtung gibt, diese Leistungen adéaquat zu finanzieren, damit sie in guter Qualitat fur die Kan-
tonsbevolkerung zur Verfigung stehen. Es braucht keinen zusétzlichen Vorstoss und es ist den
meisten im Saal bekannt, dass die zustandige VGK als Fachkommission auch weitere Beratungen
einleiten will. Dies ist der richtige Platz, es braucht daher kein Prifen und Berichten.

Der zweite Punkt ist sogar ein falscher Ansatz. Warum? Gerade die aktuelle Pandemiesituation
zeigt, dass es ein paar gesundheitsrelevante Bereiche gibt, in denen es fahrlassig ware, auszu-
schreiben. Denn am Schluss héatte man nicht mehr die adaquate Versorgung. Diese wird ndmlich
bei einer Ausschreibung nicht gestarkt, sondern langerfristig gefahrdet. Der Redner bittet, die Ver-
pflichtung zu 6ffentlichen Ausschreibungen von GWL abzulehnen. Es schrankt den Handlungs-
spielraum des Regierungsrats nur ein. Es ist fahrlassig, in diese Richtung Vorstdsse zu machen.

Rahel Banziger (Grune) erklart vorweg, die Griine/EVP-Fraktion kbénne mit dem geédnderten Moti-
onstext leben und man sei fiir eine Uberweisung der Motion. Ein Kritikpunkt im urspriinglichen Text
war, dass ein Nachbarkanton nicht gezwungen werden kann, etwas zu erwirken. Das wurde abge-
andert, wofir die Rednerin Sven Inabnit dankt. Zweiter Kritikpunkt war, dass wenn alle GWL aus-
geschrieben wirden, man bei denjenigen GWL, die niemand mdchte, quasi mit den Monopolspité-
lern verhandeln misste, welche natirlich die Preise hinauftreiben wirden. Notfall will niemand und
Gynakologie wollen wohl auch nicht alle. Folgende Ausnahme wurde eingefligt: «Der Regierungs-
rat kann Ausnahmen verfigen, wenn anerkanntermassen eine Angebotsvielfalt fehlt.» Dies ist bei-
spielsweise beim Notfall der Fall und dort, wo die Unterdeckung so gross ist, dass es wirklich nie-
mand machen will.

Wenn Lucia Mikeler Knaack von Zwangerei spricht, so ist dem entgegenzuhalten, dass man dies
seit Jahren diskutiert, und es ist eher festzustellen, dass man eine Engelsgeduld hatte. Jedes Jahr
hiess es, es sei das letzte Mal, und dann wurden immer wieder Ausnahmen gemacht.

Es lauft etwas, das stimmt. Es gab noch nie eine so transparente GWL-Vorlage wie diejenige, wel-
che an einer der letzten Landratssitzungen verabschiedet wurde. Es ist richtig, dass der Regie-
rungsrat daran arbeitet und eine starke Verbesserung eingetreten ist.

Klar hat man in der VGK weitere Beratungen, entgegnet die Rednerin Urs Roth. Aber man disku-
tiert dort schon seit mehr als zehn Jahren Uber die GWL und die Art und Weise, wie diese ausge-
schrieben werden sollen. Man hat immer versucht, dem Regierungsrat den Riicken zu starken und
eine Anderung herbeizufiihren.

Es ist systemwidrig, dass der Kanton das decken muss, wofiir die Krankenkassen nicht gerade-
stehen. Im letzten Jahr wurde dem zum letzten Mal zugestimmt, man hatte lange genug Geduld.
Es ist jetzt wichtig, dass etwas passiert. Der modifizierte Motionstext ist gut. Damit kann man dem
Regierungsrat den Ruicken starken, in die eingeschlagene Richtung weiterzugehen.

Florian Spiegel (SVP) und seine Fraktion konnten den urspringlichen Text, aufgrund der starren
Rahmenbedingungen, weder als Motion noch als Postulat unterstiitzen. Mit der Abénderung im
zweiten Teil kann man den Vorstoss als Postulat nun unterstiitzen, nicht aber als Motion. Die Frak-
tion ist sich bewusst, dass es ein Thema ist, welches in den letzten Jahren schon des Ofteren be-
handelt wurde. Aber wie man der aktuellen transparenteren Abrechnung der GWL entnehmen
kann, sind die Kritikpunkte auch auf guten Nahrboden gestossen. Da der Regierungsrat sich des
Themas angenommen hat und auf die Anliegen des Parlaments eingegangen ist, ist man bereit,
einen Schritt auf den Regierungsrat zuzumachen und ihm diese Mdglichkeit mit dem Postulat zu
gewdahren. Wie der Regierungsrat erwahnt hat, ist er in vielen Bereichen und Positionen an der
Abarbeitung und man geht stark davon aus, dass aufgrund der fortgeschrittenen Arbeit nicht die
vollen zwei Jahre verstreichen werden, die ihm fir die Postulatsbeantwortung zur Verfiigung ste-
hen.
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Marc Scherrer (CVP) sagt, ihm schliigen wie der ganzen Fraktion zwei Herzen in der Brust. Ei-
nerseits seien die GWL-Vorlagen zum Teil eine Blackbox, was der Landrat schon mehrfach disku-
tiert habe. Mit der diesjéhrigen Vorlage ist es deutlich besser geworden, aber es gibt noch immer
Unstimmigkeiten. Urs Roth sagte, es sei ein Dauerauftrag des Regierungsrats, die GWL beziiglich
OPK zu uberprifen. Das ist so. Nichtsdestotrotz haben alle Bauklétzchen gestaunt, als man horte,
dass der Notfall in Liestal nun nicht mehr GWL-berechtigt sei, respektive man diesen rausnehme —
und andere Notfélle werden immer noch subventioniert. Einige Fragestellungen gibt es also noch,
manches ist auch fir VGK-Mitglieder nicht immer klar und nachvollziehbar. Der Vorstoss der FDP
ist berechtigt. Und nun kommt der Redner auf das zweite Herz in seiner Brust zu sprechen: Letzt-
lich wird der Vorstoss nicht allzu viel bringen, denn die GWL-Ausschreibungen werden nicht ganz
einfach sein. Es wird wohl nicht viele Unternehmungen oder Spitéler geben, die sich darum reis-
sen, die Auftrage, die man nun via GWL finanziert, auszufihren. Es ist aber wichtig, das Thema zu
prufen, nicht zuletzt, weil es innerhalb der VGK und auch im Landrat schon lange diskutiert wird.
Eine Motion ist gerechtfertigt, sollte der Motionar aber in ein Postulat umwandeln, wirde man auch
dieses unterstutzen.

Pascale Meschberger (SP) schickt voraus, sie sei Angestellte des KSBL mit Fixlohn —im Unter-
schied zu andern, die sich im Saal als Gesundheitspolitikerinnen und -politiker bezeichnen und
zumeist Verwaltungsréte in Privatspitélern seien. Der Kanton ist auch Eigentiimer des KSBL, und
die Rednerin macht beliebt, dies ein wenig zu bericksichtigen. Das KSBL ist enorm wichtig fir den
Kanton Basel-Landschaft. Es bildet Personal aus, welches danach auch zum Teil in den Privatspi-
télern arbeitet. Diese konnten ohne das KSBL nicht existieren. Die GWL sind nicht einfach Luxus-
gegenstande, es sind Leistungen, die das KSBL erbringen muss, weil es die Grundversorgung
gewahrleisten muss. Die Privatspitaler wissen schon, warum sie viele dieser Dinge nicht anbieten
wollen. Daher wird wohl nicht viel passieren, wenn man das Postulat Gberweist, denn es wird sich
kaum jemand daftir melden. Die Ausbildungen am KSBL sind enorm wichtig, es handelt sich nicht
um eine Lehre. In der Sprechstunde hort die Rednerin immer wieder Patientinnen und Patienten,
die sagen, sie moéchten nicht vom Lehrling operiert werden. Und der «Lehrling» ist manchmal
schon 35 Jahre alt. Die Ausbildung dauert lange und ist vielleicht ein bisschen anders gelagert als
eine Schreinerlehre. Dessen sollte man sich bewusster werden. Zeigen Sie dem KSBL gegentiber
ein wenig mehr Respekt! Wenn man GWL ausschreibt, so sagt man damit, das KSBL biete keine
gute Qualitat oder es sei nicht wichtig, und auf gewisse Dinge kbnne man verzichten. Dem ist nicht
so. Wenn das KSBL diese nicht anbietet, werden sie allenfalls irgendwann in ein paar Jahren gar
nicht mehr angeboten werden kdnnen. Die Rednerin macht beliebt, den Vorstoss sowohl als Moti-
on wie als Postulat abzulehnen.

Peter Brodbeck (SVP) meint, er sei wohl das am altesten gediente Mitglied der VGK und habe
durchaus Verstandnis fir den Unmut von Sven Indbnit und Rahel Banziger. Aber nun ist man in
einer besonderen Situation. Einerseits geht es um die Aufgleisung der neuen GW.L fir die nachs-
ten Jahre und andererseits hat man gesagt, man wolle — bevor man diese sieht — zuerst in der
VGK eine Auslegeordnung sehen. Der Redner hat den Eindruck, dass der Regierungsrat den Auf-
trag ernst nimmt und die Auslegeordnung machen wird. Bei dieser Gelegenheit wird man alle Fra-
gen anbringen kénnen. Sicher wird auch die Frage zur Sprache kommen, was alles ausgeschrie-
ben werden kann, wo dies sinnvoll ist und wo nicht.

Wenn man nun die Motion Uberweist, so nimmt man damit ein wenig Handlungsspielraum weg.
Auch ist nicht anzunehmen, dass es zwei Jahre gehen wird, bis das Postulat beantwortet ist. Denn
es wird im Zusammenhang mit den neuen GWL beantwortet werden kénnen, beziehungsweise
man wird die Antworten in einer ersten Fassung in der Kommission haben. Der Redner beflirchtet
nicht, dass gar nichts passiert. Zudem wird der Landrat die neuen GWL bewilligen missen. Und es
ist davon auszugehen, dass das, was die Kommission dem Regierungsrat mitgeben wird — was ihr
bei der Auslegeordnung wichtig ist und was nicht — beachtet wird, ansonsten die neue GWL-
Vorlage Schiffbruch erleiden kénnte. Mit dem Postulat ist man auf dem richtigen Weg, eine Motion
waére jetzt falsch.
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Regierungsrat Thomas Weber (SVP) rekapituliert, dass in den Jahren 2015/16 wohl die letzte
schweizweit relevante Erhebung betreffend GWL durchgefihrt worden sei, von Ecoplan im Auftrag
des Bundesamts fur Gesundheit (BAG). Die Ubersicht zeigt, dass die Werte pro Jahr und Patient,
die der Kanton Basel-Landschaft an alle Spitaler zahlt, unter dem Durchschnittswert liegen. Und
dort, wo die grossen Betrage anfallen — Weiterbildung, Notfall/Rettung, Soziale Dienstleistungen —
entrichtet eine Mehrzahl der Kantone ebenfalls GWL; in der Romandie sind diese sehr hoch, in
anderen Regionen weniger. Der Kanton BL ist nicht ein Exot oder der einzige Kanton, der GWL
ausrichtet. Aber das Thema kommt immer wieder. Ob Engelsgeduld oder «teuflische Renitenz»,
das bleibe dahingestellt.

Zur Erinnerung: Gleich lange Spiesse bedeutet, dass Gleiches gleich zu behandeln ist. Nun hat
man aber die Grundversorgungsspitaler in der Region. Gerade in der Pandemie spielt das KSBL
eine wichtige Rolle, wie verschiedene Votanten betont haben, aber auch die Grundversorger wie
das Universitatsspital Basel (USB) oder teilweise auch das Claraspital — es sind integrale Spitéler,
die alles anbieten missen, weil sie sich nicht auf einen Teil der Palette konzentrieren wie die Klini-
ken, die sich eben nicht Vollspitéler nennen. Interessant ist nun — und das ist der Link zur zuvor
gefuihrten Spitallistendiskussion — dass sich im Bewerbungsverfahren fur die Spitalliste 2021 und
die folgenden Jahre kein Spital zusatzlich fir die Notfallversorgung beworben hat. Denn damit hét-
te ein Spital die Anforderungen an das gesamte Basispaket erfullen missen, welches sehr um-
fangreich ist, denn es muss z. B. Folgendes umfassen: Medizinische Klinik, geleitet durch einen
Facharzt Innere Medizin, Chirurgische Klinik, geleitet durch einen Facharzt Chirurgie, Anasthesie,
Notfall auf Level 1, der genau zertifiziert sein muss, Intensivstation, Laborbetrieb 65 Tage / 24
Stunden, Radiologie, Rontgen, CT 365 Tage / 24 Stunden, Infektiologie wie auch eine Palliative
Care-Basisversorgung usw. usf. Das «Basispaket elektiv» hingegen, um welches sich die anderen
beworben haben, ist wesentlich weniger umfangreich: arztliche Betreuung im Haus rund um die
Uhr, Labor von 7 bis 17 Uhr und Infektiologie. Dass dies nicht rentabel sein kann, also dass nicht
alle Falle tarifiert abgedeckt sind, misste eigentlich evident sein.

Der Diskussion konnte der Gesundheitsdirektor entnehmen, dass man die Autonomie des Kantons
weitgehend erhalten méchte. Man muss schon aufpassen, dass hier die Interessen des Kantons
auch gewahrt werden. Denn blutet am Schluss das KSBL aus, und das USB wird im Bereich der
Grundversorgung gestarkt, so fiihrt dies zu nichts anderem als einem massiven Ubergewicht der
Interessen, die eher dem Standortkanton des letzteren Hauses dienen als den peripheren Gebie-
ten im Kanton BL. Dies alles soll aber ausfiihrlich dargelegt und mit Zahlen und Fakten unterlegt
werden, zuerst in der Kommission und dann auch im Plenum. Daher ist das Postulat das richtige
Instrument.

Sven Indbnit (FDP) entgegnet Urs Roth, er verwahre sich gegen den Vorwurf der Fahrlassigkeit.
Die Diskussionen wurden breit gefuihrt, und es ist nicht fahrlassig zu hinterfragen, wer wieviel Geld
bekommt und ob die H6he des Preises gerechtfertigt ist. Fahrlassig fir den Kanton und die Kan-
tonsfinanzen ware es, wenn man dies gerade nicht tun wiirde. Von Pascale Meschberger ist dem
Redner glicklicherweise die unabhangige Meinung anerkannt worden. Schliesslich liegen dem
Redner jedes Verwaltungsratsmandat oder sonstige Beziehungen zu einem Privatspital fern. Da
fur die Mehrheit ein Postulat im Vordergrund steht, ist die FDP-Fraktion einverstanden mit einer
Umwandlung in ein Postulat, auch wenn man damit ein wenig ungltcklich ist. Aber wenigstens
kann man mit einem Postulat auch Uberprifen, ob die versprochenen Dinge zur Verdnderung des
GWL-Konstruktes, die angeblich in der Pipeline stecken, auch kommen.

Landratsprasident Heinz Lerf (FDP) stellt fest, dass man bei den Sachgeschaften, in der Frage-
stunde und bei den Interpellationen zlgig unterwegs gewesen sei. Bei den Vorstdssen gibt es in
Bezug auf die Redezeit noch Steigerungspotenzial im Landrat.

Al Mit 54:26 Stimmen wird der modifizierte Vorstoss als Postulat Giberwiesen.
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Nr. 767

65. Uberprifung der Polizeiarbeit und deren Kommunikation anhand der Vorkommnis-

se im Spielgeldfall Diegten und der Schlagerei in Gelterkinden
2020/338; Protokoll: ak

A Das Traktandum ist abgesetzt.
Nr. 783
68. Spitalliste 2021: Trickserei in der Orthopadie zugunsten des USB?

2021/74; Protokoll: pw

Regierungsrat Thomas Weber (SVP) verweist zum Prozess des Spitalplanungsverfahrens im ge-
meinsamen Gesundheitsraum (GGR) der Kantone Basel-Landschaft und Basel-Stadt auf seine
Ausfuhrungen anlésslich der Landratssitzung vom 28. Januar 2021 zur Interpellation 2020/423;
dann beantwortet er die Fragen im Einzelnen wie folgt:

1. Trifft es zu, dass das Universitatsspital Basel (USB) offiziell auch im Bethesda-Spital unter dem
Label USB Orthopadie-Eingriffe durchfihrt?

Es ist richtig, dass das USB bereits heute am Standort Gellertstrasse orthopadische Eingriffe
durchfuihrt. Dies im Einklang mit der noch geltenden Spitalliste des Kantons Basel-Stadt, welche —
wie auch jene des Kantons Basel-Landschaft — noch keine Leistungsauftrage pro Standort, son-
dern ausschliesslich pro Spitalunternehmen erteilt hat. Dies wird mit den neuen, gleichlautenden
Spitallisten, die per 1. Juli 2021 in Kraft treten sollen, geandert werden. Es ist zudem darauf hin-
zuweisen, dass die Eingriffe am Standort Gellertstrasse durch das USB in eigener Verantwortung
und Kompetenz und nicht durch das Bethesda-Spital erfolgen.

2. Was genau ist der medizinische Grund, dass das USB nicht alle orthopéadischen Eingriffe im
USB selbst durchfiihren kann?

Das USB leidet nach eigenen Abgaben chronisch unter Platzmangel an seinem Hauptstandort am
Petersgraben und konnte durch die Auslagerung der elektiven Orthopadie-Eingriffe Optimierungen
bei der Raumauslastung erreichen. Es hat sich aber auch gezeigt, dass es effizienter ist, solche
elektiven Eingriffe raumlich losgelést vom Hauptcampus durchzufiihren. Daher sollen die entspre-
chenden Leistungen des USB neu am Standort Gellertstrasse erbracht werden — nur jene ortho-
padischen Eingriffe, die aufgrund ihrer Schwere oder von Notfallsituationen auf die Infrastruktur
des USB Hauptcampus angewiesen sind, diirfen noch dort durchgefiihrt werden. Dieses Vorgehen
ist auch aus Sicht des Regierungsrats im Sinne einer optimierten Gesundheitsversorgung zu be-
trachten. Zudem kann es zu tieferen Kosten fiihren, da die Baserate am Standort Gellertstrasse
voraussichtlich deutlich tiefer sein wird, als jene am USB-Hauptcampus. Die effektive Baserate
wird nach Vorliegen der neuen Spitalliste zwischen den Versicherern und dem USB verhandelt
und anschliessend vom Standortkanton genehmigt werden. Ein analoges Vorgehen soll Gibrigens
auch beim Kantonsspital Baselland zur Anwendung kommen, indem die elektiven orthopadischen
Eingriffe inskiinftig grundsatzlich am Standort Bruderholz durchgefuhrt werden und auch dort eine
Baserate-Differenzierung vorgesehen ist.

3. Wie beurteilt der Regierungsrat die Vorgabe: «Leistungsauftrage werden standortbezogen ver-
geben» und «die Weitergabe von Leistungsauftragen ist nicht zulassig» in Bezug auf den Doppel-
standort USB/Bethesda («Universitatsspital Basel Gellertstrasse»)?

Es handelt sich hier nicht um eine Weitergabe, sondern um eine Neuvergabe im Rahmen des Be-
werbungsverfahrens fur die neuen Spitallisten, welche ein solches Vorgehen explizit vorsieht. Wie
letztes Mal ausgefiihrt mussten sich alle Spitaler fur die gewiinschten Leistungsauftrage bewer-
ben.
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4. Wie begrundet der Regierungsrat die Tatsache, dass nun das USB am Scheinstandort Gel-
lertstrasse zusatzlich zum USB Hauptstandort orthopédische Leistungsauftrage erhalt, also in der
Mengenzuteilung doppelt zum Zuge kommt?

Es findet keine doppelte Mengenzuteilung statt: Bei der Mengenzuteilung in der Orthopadie wurde
lediglich der Standort Gellertstrasse bertcksichtigt. Wie in der Antwort zu Frage 2 dargelegt, finden
am USB-Hauptcampus inskiinftig nur noch «schwere» (Traumatologie und Multimorbide etc.) bzw.
notfallmassige orthopédische Eingriffe statt. Elektive Eingriffe missen am Standort Gellertstrasse
mit der tieferen Baserate durchgefihrt werden.

5. Falls aus Sicht des Regierungsrats dieses Konstrukt legal ist, wie wird sichergestellt, dass sich
dieses Konstrukt nicht wettbewerbsverzerrend oder sogar monopolistisch zugunsten des USB
auswirkt und andere auf Orthopadie spezialisierte Spitaler bei den Leistungsauftréagen in der Or-
thopéadie das Nachsehen haben?

Da dem USB nicht zusatzliche Mengen zugeteilt, sondern diese lediglich an einen anderen Stand-
ort mit voraussichtlich tieferer Baserate transferiert wurden, ist eine Wettbewerbsverzerrung aus-
geschlossen. Fir die Zuteilung der Mengen ist zudem insbesondere der sogenannte Patienten-
und Systemnutzen (Epus) massgeblich, der je Standort individuell ermittelt wurde. Betreffend die
Mengenvorgabe werden dariiber hinaus Uberschreitungen bei allen Spitalern im Rahmen des so
genannten Mengendialogs kontrolliert und bei Bedarf entsprechende Massnahmen wie zum Bei-
spiel ein Indikationscontrolling getroffen.

6. Wird nun jedes Spital «Scheinstandorte» oder «Filialen» bezeichnen kénnen, um dort zuséatzli-
che Leistungsauftrage zusatzlich zu ihrem «Stammsitz» gewinnen zu kdnnen?

Nein, das ist ausgeschlossen. Fur jeden neuen Standort muss ein Spital inskiinftig im Vorfeld des
Verfahrens zur Erstellung der Spitalliste eine entsprechende Bewerbung einreichen, die dann im
Rahmen der bikantonalen Spitalplanung beurteilt wird. Nur wenn entsprechende Leistungsauftrage
erteilt werden, durfen stationére Leistungen zu Lasten der Kantone und Versicherung abgerechnet
werden.

Sven Indbnit (FDP) verlangt die Diskussion.
Al Der Diskussion wird stattgegeben.

Sven Indbnit (FDP) dankt Regierungsrat Weber, dass dieser die Moglichkeit ergriffen hat, doch
etwas Licht ins Dunkel zu bringen, in den Dschungel von Standorten und Scheinstandorten und
Leistungsauftragen und Mengenbegrenzungen. Es ist sehr kompliziert und im Hinblick auf die Spi-
talliste wichtig, die per Juli 2021 gelten soll, dass mdglichst Vieles geklart werden kann. Denn nie-
mand kann eine Beschwerdeflut gebrauchen, welche die ganze Liste zur Makulatur macht und
dazu fuhrt, dass das Ziel der Mengenbegrenzung nicht erreicht werden kann, weil der ganze Pro-
zess gelahmt ist, bis die Beschwerden erledigt sind.

Etwas ist auch nach den Ausfihrungen des Regierungsrats noch unklar: In der dem Redner vor-
liegenden Entwurf der Spitalliste ist ersichtlich, dass das USB und der Standort Gellertstrasse in
doppelter Hinsicht aufgefuihrt werden. Es wurde gesagt, kleinere elektive Eingriffe wirden am
Standort Gellertstrasse durchgefiihrt, die restlichen im Hauptcampus. Dies ist nachvollziehbar.
Aber auf der Liste sind die identischen Leistungsauftrdge an beiden Standorten aufgefiihrt. Dies
steht im Widerspruch zum Gehorten. Kénnte der Regierungsrat dazu nochmals Stellung bezie-
hen? Entweder handelt es sich um eine Interpretationssache oder der Redner hat es schlichtweg
nicht verstanden.

Es kling zwar alles relativ plausibel, aber es ist ja eigentlich nicht der Sinn der Ubung, solche Kon-
strukte zu bilden. Gerade hinsichtlich der Tarifgestaltung tUber die Versicherer kann dies, aufgrund
der unterschiedlichen Baserates, zu einer kritischen Angelegenheit werden. Wurde genau abge-
klart, dass die Eingriffe am Filialstandort tats&chlich gtinstiger sind? Und ist sichergestellt, dass die
Tarifverhandlungen so zum Ziel fihren kénnen? Letztendlich haben die Versicherer einen gewis-
sen Einfluss darauf, wo sie Leistungen zahlen méchten und wo nicht.
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Regierungsrat Thomas Weber (SVP) ist nicht bekannt, welcher interne Zwischenstand der Spital-
listenplanung dem Interpellanten vorliegt. Aber Tatsache ist, dass es sich um Zwischenstande
handelt, die sich im rechtlichen Gehor bei den Leistungserbringern respektive denjenigen, die sich
beworben haben, befinden. In der definitiven Spitalliste wird es zu den Leistungsauftragen jeweils
auch Bemerkungen, Einschrankungen etc. geben. Die Spitalliste hat einen Verordnungscharakter.
In diesem konkreten Fall steht beim Standort Gellertstrasse in Fussnote 1 «nur fur elektive Eingrif-
fe». So ist es auch klar fur die Versicherer: Es besteht zwar ein Leistungsauftrag, aber nur fir die-
se Eingriffe. Das Indikationscontrolling muss dann auch darauf ausgelegt werden. Es wird mehrere
solche Bemerkungen, Prazisierungen und Einschrdnkungen geben, denn es kann nicht alles nur
Uber einen Leisten geschlagen werden. Dies ist aktuell Gegenstand einerseits der Eingaben der
Leistungsbringer und anderseits der Bewertung durch die beiden Gesundheitsdepartemente und
letztlich durch die Fachkommissionen der Regierungen.

Kooperationen und effizientere Behandlungswege sind durchaus im Sinne einer kostengtinstigeren
Versorgung. Gerade planbare elektive Eingriffe haben einen héheren Durchsatz, mehr Effizienz
und kommen letztlich glinstiger, wenn sie losgeltst von einem Notfallsetting erbracht werden kon-
nen. Der Mechano ist der, dass wenn ein Leistungsauftrag durch die beiden Kantone erteilt ist, die
Versicherer mitzahlen missen — hierbei ist immer die Rede von stationaren Behandlungen. Aber
die Hohe dessen, was die Versicherer mitzahlen missen, ist naturlich Gegenstand der Tarifver-
handlung. Dabei hat systembedingt der Leistungserbringer ein Interesse an einem maglichst ho-
hen Tarif und der Versicherer an einem moglichst tiefen. Erst wenn es untberbriickbare Differen-
zen gibt und es zu einem Festsetzungsverfahren kommt, kommt wieder der Kanton zum Zug. Lo-
gischerweise muss ein niedriger installierter Standort per se eine tiefere Baserate haben, weil we-
niger Kosten im Hintergrund anfallen als dies an einem Grundversorgungshauptstandort der Fall
ist.

Urs Roth (SP) mdchte sich im jetzigen Zeitpunkt noch nicht zur Ebene der Leistungsauftrage aus-
sern, weil er im Gegensatz zu Sven Inabnit keine Kenntnis von Entwirfen der Spitalliste hat. Aber
die Antwort von Regierungsrat Thomas Weber haben Urs Roth dennoch aufgestachelt, eine Be-
merkung loszuwerden. Der Status Quo ist nach Wissen des Redners so, dass das USB einen
Standort Gellert betreibt und zwar nach dem USB-Baserate-Tarif. Ob dies mit dem Krankenversi-
cherungsgesetz (KVG) konform ist, ist bereits heute fraglich. Wenn die neue bikantonale Spitalliste
per 1. Juli 2021 in Kraft treten soll, dann ist nun der Moment, die tariflichen Fragen seriés abzukla-
ren. Die Verhandlungen mussten bereits jetzt im Gange sein, denn sonst besteht die Gefahr, dass
fur den zweiten Standort des USB eine zu hohe Baserate in Rechnung gestellt wird, wie dies be-
reits in der Vergangenheit erfolgt ist. Dies muss rechtlich abgeklart werden. Sonst bezahlt jeder
Patient und jeder Finanzierungstrager — im dualen System auch die Kantone — zu viel. Es handelt
sich um doch betrachtliche Tarifdifferenzen.

Regierungsrat Thomas Weber (SVP) stimmt Urs Roth zu.

Al Die Interpellation ist beantwortet.

Die nachste Landratssitzung findet statt am

11. Marz 2021

Protokoll der 28. Sitzung vom 11. Februar 2021 1347



	1. Begrüssung, Mitteilungen
	− Corona-Regeln
	− Entschuldigungen
	− Begründung der neuen Vorstösse

	2. Zur Traktandenliste
	− Zur Frage der Dringlichkeit: Postulat 2021/71 von Ernst Schürch «Genügend Unterstützung für Schülerinnen, Schüler und Eltern in der Zeit der Pandemie»
	− Zur Frage der Dringlichkeit: Postulat 2021/72 der SVP-Fraktion «Minimierung weiterer Lockdown-Schäden»
	− Zur Frage der Dringlichkeit: Interpellation 2021/74 der FDP-Fraktion «Spitalliste 2021: Trickserei in der Orthopädie zugunsten des USB?»
	− Zur Frage der Dringlichkeit: Interpellation 2021/75 der FDP-Fraktion «Offene Grenzen für Grenzpendler/-innen langfristig sicherstellen»

	3. Wahl eines Mitglieds der Volkswirtschafts- und Gesundheitskommission anstelle des aus der Kommission zurückgetretenen Florian Spiegel
	4. Wahl eines Mitglieds der Justiz- und Sicherheitskommission anstelle des aus der Kommission zurückgetretenen Michel Degen
	5. Wahl eines Mitglieds der Geschäftsprüfungskommission anstelle des aus der Kommission zurückgetretenen Reto Tschudin
	6. 10 Einbürgerungsgesuche von ausländischen Staatsangehörigen
	7. 1 Gesuch um Einbezug in die Einbürgerung der Eltern
	8. 10 Einbürgerungsgesuche von ausländischen Staatsangehörigen
	9. 8 Einbürgerungsgesuche von ausländischen Staatsangehörigen
	10. Strategie zur Senkung CO2- und Energieverbrauch im Mobilitätsbereich
	− Eintretensdebatte
	− Beschlussfassung

	11. Meldepflicht für Dachfenster als Teil einer Solaranlage
	− Eintretensdebatte
	− Beschlussfassung

	12. Fragestunde der Landratssitzung vom 11. Februar 2021
	1. Tania Cucè: E-ID
	2. Roman Brunner: Gewässerschutz Kanton Baselland
	3. Andreas Bammatter: Bedingungen für Solarstrom in Baselland
	4. Martin Dätwyler: Impfzentrum Laufen
	5. Markus Graf: Vereinssport
	13. Zugang zu geeigneter Unterkunft, Beratung und Übersetzung für Betroffene von Menschenhandel mit Tatort Ausland (inkl. Personen aus dem Asylbereich) im Kanton Basel-Landschaft
	14. Hochwasserschutz Laufental
	15. Stellenausschreibung Expertin/Experten Klimaschutz
	16. Fragen «Fall Schweizer»
	17. Häuslicher Gewalt rechtzeitig vorbeugen
	18. KESB konstant verbessern: Gemeindevertreterinnen und -vertreter frühzeitig einbeziehen
	19. Anerkennung Familienausgleichskassen
	20. Ausschreibung einer Vakanz in der Geschäftsleitung des KSBL
	21. Einbürgerungen unter der Wahrung der Rechtsstaatlichkeit und des Schutzes der Privatsphäre der Gesuchstellerinnen und Gesuchsteller
	22. Petitionskommission erteilt abschliessend das Kantonsbürgerrecht an ausländische Staatsangehörige
	23. Einheitliche Regelung zur Plakatierung im Kanton Basel-Landschaft
	24. Innovative Klimaprojekte, Pflanzenkohle in der Landwirtschaft
	25. Probebetrieb TNW-Verbundgebiet bis Olten
	26. Verkehrssituation in der Birsstadt verbessern
	27. Eingeschränktes Wohnen in Gewerbe- und Industriebauten muss möglich sein
	28. Strategie für den langfristigen Umgang mit Wasserknappheit
	29. Bedarfsgerechte flächendeckende Einführung von Tagesschulen
	30. Frühförderung von verhaltensauffälligen Kindern mit sozialem und emotionalem Förderbedarf
	31. Wählerinnen und Wähler nicht überstrapazieren
	32. Zunehmende Medikamentenengpässe
	33. Künftige Ausschreibung von GWL in der Spitalplanungsregion
	65. Überprüfung der Polizeiarbeit und deren Kommunikation anhand der Vorkommnisse im Spielgeldfall Diegten und der Schlägerei in Gelterkinden
	68. Spitalliste 2021: Trickserei in der Orthopädie zugunsten des USB?

